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VORWORT

Zwischen der Soziallehrekonferenz im März 1975 in Zürich und der 
Herausgabe dieses Bandes in der Reihe „Gesellschaft — Kirche — W irt­
schaft“ liegt ein verhältnismäßig allzu großer Zeitraum . Es ist jedoch 
allgemein nicht leicht, die M anuskripte, die Ergebnisse einer m ehrspra­
chigen Konferenz sind, frühzeitig zu erhalten. Der tiefere Grund für die 
Verzögerung ist jedoch der allzufrühe Tod unseres Freundes Karl H. 
Friedm ann, der im Ju li 1975 unerw artet verstorben ist. Er hatte  die So­
ziallehrekonferenz in Zürich 1975 vorbereitet und m it durchgeführt. 
Ihm  gilt über das Grab hinaus unser tief em pfundener Dank.

Meinem Kollegen Lothar Bossle bin ich dankbar, daß er die Heraus­
gabe des Bandes übernom m en hat.

Die Internationale Stiftung HUMANUM, die sich zum Ziel gesetzt hat, 
das Verständnis für die christlich verstandene, vor jeder menschlichen 
Rechtsordnung in der Transzendenz verankerte Freiheit zu pflegen und 
zugleich nach den gerechten gesellschaftlichen Bedingungen dieser 
Freiheit zu suchen, versteht die Veröffentlichung der Züricher Sozial­
lehrekonferenz 1975 im Sinn dieser ihrer ureigensten Aufgabe.

Arthur F. Utz
Präsident der Internationalen  

S tiftun g  H umanum





EINFÜHRUNG

Nach dem Ausklang der kurzfristigen Periode einer spätm arxisti­
schen Renaissance in den Jahren  von 1965—1975 ist die Frage nach 
dem Problembewältigungswert der christlichen Soziallehre für unsere 
Zeit neu aufgenom m en worden. Zugleich ist wieder die signalisierende 
Situation eingetreten, in der die em anzipatorischen und utopischen 
Heilsangebote des letzten Jahrzehn ts in das A ntiquariat hineinwandem .

Um dem wiedererwachten Nachfragebedürfnis abzuhelfen, das für die 
Texte und Geschichte der christlichen Soziallehre aufkam , ging es zu ­
erst darum , die Erinnerung an den Textbestand und die In terpreta tio ­
nen der christlichen Soziallehre aufzufrischen. So fand die Katholische 
Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands (KAB) eine höchst aktuelle Ver­
anlassung, die „Texte zur katholischen Soziallehre“ herauszubringen.1 
In  der von A nton Rauscher SJ geleiteten Katholischen Sozialwissen­
schaftlichen Zentralstelle in M önchengladbach — der geschichtsträchti­
gen Traditionsstätte des sozialen Katholizismus — erschienen in rascher 
Folge eine Reihe von Veröffentlichungen, die einer Verlebendigung des 
Ideenguts der christlichen Soziallehre dienten; vor allem die gesammel­
ten  Aufsätze von Johannes Messner aus den Jah ren  1965—1974. Jo h an ­
nes Messner, einer der verläßlichen Bürgen für den anthropologischen 
Freiheits- und Würdegehalt der katholischen Soziallehre, der auch in 
den zurückliegenden Jahren  der schleichenden und offenen W erterosion 
unverrückbar in seinen Kernaussagen blieb, hat zutreffend in dem an ti­
nom ischen Versuch, die Marxsche Gesellschaftsanalyse in die kirchliche 
Soziallehre einzuschmelzen, die Ursache für die christliche Verwirrung 
gesehen, die leider eine unbeabsichtigte Folge des II. Vatikanischen 
Konzils gewesen ist.2

U nd schließlich hat Prof. Dr. A rthur F . Utz, der Präsident der In terna­
tionalen S tiftung HUMANUM, zusammen mit Frau Dr. Brigitta Gräfin 
von Galen, nach schon vorliegenden französischen Ausgaben, die drei 
ersten der auf vier veranschlagten Bände herausgebracht, die un ter dem  
Titel „Die katholische Sozialdoktrin in ihrer geschichtlichen E ntfal­
tung“ erschienen sind. Diese „Sammlung päpstlicher Dokum ente vom 
15.Jahrhundert bis in die Gegenwart“ , die zu Recht den Charakter eines
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Standardwerkes beanspruchen kann, im Auftrag der Internationalen 
S tiftung HUMANUM herausgebracht, zeigt auf eine unübersehbare und 
eindringliche Weise, daß die These des Spätmarxismus und der Theolo­
gie der Befreiung, die Tradition des marxistischen Sozialdenkens sei 
älter als die sozialen Verlautbarungen der K irche, im Lichte der do ku­
m entierten W ahrheit als eine polemische und  strategische Verleumdung 
in sich zusammenfällt.

Die wieder eingetretene Konjunkturlage für christliche Gesellschafts­
lehren darf indessen nicht zu der Arglosigkeit führen, die Zufriedenheit 
zu pflegen, weil nach ernsthaftester Bedrohung durch laizistischen Ega­
litarismus das christliche Ideengut wieder gefragt ist.

In diese Aufgabe der W iedererweckung der christlichen Soziallehre 
sieht sich die Internationale Stiftung HUMANUM seit ihrer Gründung 
im Ja h r  1966 hineingestellt. Bereits acht veröffentlichte Bände, zum 
Teil das Ergebnis ihrer K onferenzen, zum Teil problem klärende M ono­
graphien, sind ein sichtbarer Ausdruck dieses Gründungsbemühens.

Band 1 begann m it einem von Dr. Reinhard Veiler verfaßten „Dia­
log zwischen Kirche und W irtschaft“ . Landesbischof Dr. Hanns Lilje 
eröffnete dieses Gespräch zwischen der Evangelischen Kirche und den 
Sozialpartnern. Auch Band 2 zur „Theologie der Industrie- und Sozial­
arbeit“ ist aus der Feder Reinhard Vellers. Beide Veröffentlichungen 
haben Sym bolcharakter. Zeigen sie doch auf, daß evangelische Sozial­
eth ik und katholische Soziallehre keine gravierenden Unterschiede auf­
weisen. Durchaus verdienen sie die Sammelbezeichnung „christliche 
Soziallehre“ .

U nter dem Titel „Kirche und W irtschaftsgesellschaft“ erschien Band 3. 
Es war eine Sendereihe in Radio Vaticana, zusammengestellt von 
Karlheinz Hoffm ann, Wilhelm Weber und Berthold Zimmer.

Das Ergebnis einer Tagung in der Evangelischen Akademie Loccum 
wurde in Band 4 von Bodo B. Gemper herausgebracht: „M arktw irt­
schaft und soziale V erantw ortung“ . Band 5 um faßt die Beiträge, die 
Gegenstand einer Konferenz der Internationalen Stiftung HUMANUM 
zur them atischen Behandlung von W irtschaft und Gesellschaft auf dem
II. Vatikanischen Konzil gewesen sind. Diese Aufsätze zum  W irtschafts­
kapitel der Pastoralen K onstitu tion sind als „Oeconom ia Hum ana“ zu ­
sammengefaßt.

Dem Them a „A rbeitskonflikte und A rbeitskam pf“ dient Band 6, 
ebenfalls das Ergebnis einer Konferenz der Internationalen Stiftung 
HUMANUM.
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Der Münsteraner Sozialethiker Wilhelm Weber hat Band 7 allein ver­
faßt. Er beschäftigt sich mit dem  „U nternehm er“ als einer um stritte­
nen Sozialgestalt zwischen Ideologie und W irklichkeit. Und schließlich 
beschreibt in Band 8 A rthur F. Utz die „Philosophie des D ritten  Weges 
zwischen Neoliberalismus und Neom arxism us“ .

Der Band 9 der Schriftenreihe, der dem nächst erscheint, enthält im 
Radio Vaticano gehaltene Vorträge zum Them a der Staatsethik.

Die Hinführungen und Vorleistungen durch diese Veröffentlichungen 
haben sicherlich der Internationalen Stiftung HUMANUM eine gleich­
sam historische Berechtigung verliehen, sich nun in einer besonders 
gründlichen Weise m it den aktuellen Problemstellungen in der christlichen 
Soziallehre zu befassen. Indem  der Vorw urf aufgegriffen wurde, daß 
die Entwicklung der m odernen Gesellschaft ein Prozeß der Entfaltung 
zur Freiheit gewesen ist, gegen den sich die Kirchen und christliches 
Denken ja  nur entgegengestemmt haben, versammelten sich auf Einla­
dung der Internationalen Stiftung HUMANUM eine Reihe von Wissen­
schaftlern aus Europa und außereuropäischen K ontinenten zu einer 
Internationalen Konferenz vom 13. bis 15. März 1975 in Zürich. Die 
Referate und Diskussionen dieser Konferenz ergeben übereinstim mend 
eine Vergegenwärtigung der Problem atik, aus der differenzierten Beur­
teilungslage der neueren europäischen Geschichte eine einheitliche Ana­
lyse der Ausgangssituation und der Entfaltungschancen der christlichen 
Soziallehre vorzunehm en. Ob den Kirchen in der Einschätzung der m o­
dernen, m it dem  Trend zur Industrialisierung zusammenhängenden 
Freiheitsm otivation der europäischen Geschichte schwerwiegendes Ver­
sagen anzuhängen ist, das erwies sich als eine immer wiederkehrende 
Fragestellung.

Einige der hier versammelten Beiträge spiegeln durchaus die Un­
sicherheit wider, die auch christliche Theologen und Sozialwissenschaft­
ler erfaßt, wenn es um  ein Verständnis des Weges geht, den die neuzeit­
liche europäische Sozialgeschichte gegangen ist. Der äußerst lehrreiche, 
durch viele tastende und verschließende Unsicherheiten bestim m te E n t­
faltungsvorgang der europäischen Industrialisierung ist auch hierzulan­
de der unhistorischen und dam it ideologiegefährdeten Betrachtungs­
weise ausgesetzt; die europäische Sozialgeschichte reduziert sich da­
durch in blickverengender Weise auf die Entstehung der Arbeiterfrage 
und die Ausgeburten des Kapitalismus.

Es ist daher begreiflich, daß aus der Unsicherheit in der Beurteilung 
der sozialgeschichtlichen und industriegesellschaftlichen Entwicklung
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Europas nicht nur die S tandortbestim m ung der christlichen Soziallehre 
auf Schwierigkeiten stößt. Die Rollenwirkung der christlichen Sozial­
lehre im Ablauf der europäischen Geschichte seit der H eraufkunft des 
industriellen Zeitalters ist daher keine Gelegenheit zur unbestrittenen 
historischen Beglaubigung; hieraus erwächst auch die Geringschätzung 
der christlichen Soziallehre im ungem äßen Vergleich zu dem Ideenhaus­
halt anderer sozialer Bewegungen, die nicht den Vorteil der größeren 
W ahrhaftigkeit, sondern den besseren Ausnützungswert zur illusionsbil­
denden und em otionalen Strategisierung und  Organisierung für sich in 
Anspruch nehm en können. Insoweit gelten die christlichen Soziallehren 
insgesamt als ein Beweis für die Tragik m oderner Ideen: ihr Nachge­
fragtsein richtet sich n icht nach ihrer anthropologischen Ausgewogen­
heit oder erkenntnistheoretischen Gültigkeit, sondern — besonders in 
aufgeregten Zeiten des Vakuums — nach ihrem scheinbar massenmobili­
sierenden Impulscharakter. Erst nach dem  sichtbar gewordenen Exzeß 
progressiver Aufbrechungsideen erhalten in der Suche nach dem Maß 
die Ideen der Ausgewogenheit wieder eine Chance.

Bei der Soziallehrekonferenz in  Zürich schwang diese Frage nach der 
W iederbelebungschance der katholischen Soziallehre stets m it. Ihr Weg 
und ihre Problem atik wurden in das Verständnis der W indungen m oder­
ner Sozialgeschichte hineingenom m en. Aber nach der historisierenden 
Betrachtungsweise wurde eine nicht geringe Mühe auf den Versuch ver­
w endet, die Brauchbarkeit und dam it Um setzbarkeit ihrer Lehrinhalte 
in die Gegenwart der Industrieländer und der Staaten der D ritten  Welt 
zu prüfen.

Daraus erwuchs eine Schwierigkeit, die eine Reihe von Beiträgen 
durchzieht. Es ist die europäische Unsicherheit, inwieweit die christ­
liche Soziallehre ein Modell für die D ritte  Welt sein kann. Dabei ist of­
fenkundig, daß die Vergeßlichkeit gegenüber der christlichen Sozialleh­
re, ihre Verbiegungen und illegitimen Verortungen keine Einladung an 
die Völker der D ritten  Welt darstellen, ihre Lehrauffassungen als Heils­
angebote zu begreifen. Die R ezeption der christlichen Soziallehre, die 
ihren Ursprung eindeutig in der sozialen Problem atik des europäischen 
Industrialismus hat, in der D ritten Welt, müßte zuerst eine europäi­
sche Einvem ehm lichkeit über ihre Kemaussagen, wie auch A rthur F. Utz 
m eint, voraussetzen. Wo diese Vorklärung ausbleibt, kann die christ­
liche Soziallehre in ihrer Versetzung in außereuropäische Länder nur 
Mißverständnisse erzeugen. Und wenn der Ursprungsgehalt der christ­
lichen Soziallehre durch ideologische Verfrem dungen durch das Her­
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einlassen wesensfremder Sendungsaufträge in Europa nicht gewahrt 
bleibt, braucht es nicht zu verwundern, w enn die christliche Sozial­
lehre in Ländern der D ritten Welt dem Mißbrauch preisgegeben ist.

Schon in dem  ersten Beitrag dieses Bandes, in dem  sich Ja n  Kerkhofs 
(Brüssel) m it dem „Einfluß der geistesgeschichtlichen Entwicklung der 
westlichen Welt auf die Freiheitskonzeption der noch in der industriel­
len Entwicklung stehenden Länder “ befaßt, wird offen zugegeben, daß 
der Marxismus in Lateinam erika in das Gewand der Theologie der Be­
freiung eindringen m ußte, um  sich überhaupt Terraingewinne sichern zu 
können. Die Harmonisierung von marxistischen Denkelem enten und 
den Anliegen christlicher Theologie mag begreifbar in einer Situation 
erscheinen, in der ein geschichtsphilosophischer Glaube vorherrscht, Ge­
schichte sei stets ein Prozeß zu größerer Freiheit und die Befreiungsge­
schichte Lateinamerikas wiederhole je tz t den Befreiungsprozeß Europas 
aus den Verklammerungen feudalistischer und sodann kapitalistischer 
Abhängigkeit.

Wenn die christliche Soziallehre in eine verkürzte G eschichtsbetrach­
tung Europas eingebettet ist, kann sie den Völkern der D ritten Welt al­
lerdings nicht helfen, ihre eigene Geschichte begreifen zu lernen. Aus 
europäischen Sichtverengungen entstehen keine Zukunftsperspektiven 
für die D ritte Welt. Die geschichtliche Bedingtheit und zugleich innere 
Dynam ik der christlichen Soziallehre hat daher Johannes Schasching, 
einer der Soziologen aus der päpstlichen Gregoriana, in einem sorgfälti­
gen Verfahren herausgearbeitet. Nach seinen Darlegungen bleibt kein 
Zweifel zurück, daß die christliche Soziallehre aus der Herausforderung 
durch die aufkom m ende industrielle S truk tur hervorging, zuweilen aber 
doch der Versuchung erlag, durch ihre Positionsverharrung im natu r­
rechtlichen Denken ein Pfahl im dynam ischen Erosionsstrom  der indu­
striegesellschaftlichen Entwicklung zu sein.

H eute läßt sich diese Bewahrungstendenz der christlichen Sozial­
lehre, die aus den unverrückbaren Eckw erten naturrechtlicher Zeit- 
losigkeit abgeleitet ist, besser als im 19. Jahrhundert verstehen; denn 
der Segmentierungsprozeß der europäischen Gesellschaft, die U nter­
teilung unseres Lebens in disparate Sinn- und Funktionsprovinzen, w o­
von der Münsteraner Sozialethiker Wilhelm Weber in seinem Beitrag 
zur m odernen Freiheitsgeschichte als Geschichte der Differenzierung 
der europäischen Gesellschaft spricht, hat nicht zum  Ausbruch diesseiti­
gen Heils und zur Verwirklichung vollklimatisierter em anzipatorischer 
Harmonie geführt. Die Linie der Entwicklung der industriellen Gesell­
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schaft ist m it einer perm anenten Problematisierung bei wechselnden 
Erregungsthem en zu vergleichen.

Während m m  Paul Michael Zulehner den Druck beschreibt, den die 
neuzeitliche Wendung der europäischen Geschichte auf eine Säkulari­
sierungstendenz im Christentum  ausübt, heb t A rthur F. Utz das G rund­
elem ent der katholischen Soziallehre hervor, das h ilft, ihre Freiheit vor 
der Ideologisierung zu bew ahren. Indem  Utz zwischen Normaussagen 
und  Zeitaussagen in der katholischen Soziallehre unterscheidet, un te r­
streicht er ihre Flexibilität im Zustand der Grundsatzfestigkeit.

S tarrheit auf Seiten der christlichen Sozialauffassungen und D yna­
mik auf Seiten der europäischen Sozialwissenschaften, insonderheit 
der Soziologie, gelten vordergründig, aber dennoch häufig als Ursache 
für die uneinheitliche Beurteilung der europäischen Sozialgeschichte. 
Diesem Spannungsverhältnis ist mein Beitrag zugewandt.

In  die A ktualität der Gegenwartslage der industriegesellschaftlichen 
Problem atik und ihrer politischen und sozialen Tendenzen ist der Bei­
trag hineingestellt, den Hans Maier für diesen Band zur Verfügung ge­
stellt hat. Er sieht Freiheit, wie m an sie im 20. Jahrhu nd ert sehen muß. 
Dam it weist er auf, daß Denkverzug bei den em anzipatorischen Tradi­
tionalisten vorliegt.

Aus der angewöhnten Sicht der Länder der D ritten Welt stellt H. de 
la Costa seine Betrachtungen an über den „Gebrauchsw ert“ der katholi­
schen Soziallehre aus ihrer angestam m ten europäischen Verwurzelung. 
Sein Beitrag weist die Schwierigkeiten auf, die sich jeweils ergeben, 
w enn die katholische Soziallehre, dieses typische Produkt nicht nur 
christlichen Denkens, sondern auch der europäischen Industrialisierung, 
au f Länder außerhalb Europas übertragen werden soll.

Dieses Bemühen einer Transform ation der europäisch tem perierten 
katholischen Soziallehre in andere K ontinente wird nu r gelingen kön­
nen, wenn sie in Europa n icht bereits eine dogmatische oder substanz­
verfrem dete Erstarrung erfährt. So wie Hans Maier schon die Elemente 
der katholischen Soziallehre mit der Notwendigkeit eines neuen Staats­
denkens verknüpft, hat Gerhard Müller zu diesem Band „Gedanken zur 
Staatsethik der katholischen Soziallehre“ beigesteuert, die aufweisen, 
daß die katholische Soziallehre nie darauf bedacht sein kann, Hinweise 
für die Regelung sozialer Tätigkeiten im engeren Sinn zu verm itteln. Ka­
tholische Soziallehre hat von einem an sie gestellten Anspruch auszuge­
hen, der eine Gesamtregelung des Lebens im industriellen Zeitalter auf 
dem Boden der Freiheit und der Würde der Menschen vorsieht. Christ­
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liehe Soziallehre ist dem nach zugleich Wirtschafts-, Staats- und Dem o­
kratielehre.

Diese umfassende Gegenstandslegitim ation der christlichen Sozial­
lehre kom m t daher recht deutlich in den zehn begleitenden Thesen 
eines Schülers von Hans Maier, Dr. Michael Zöller, zum  Ausdruck, mit 
denen der Band ausklingt.

Nach einer Konferenz wie jener der Internationalen Stiftung HUMA­
NUM in Zürich bleibt die Frage nach den Konsequenzen. Die prakti­
schen Folgen, die aus der Behandlung herausgezogen werden können, 
liegen sicher in einer Bestärkung des Selbstvertrauens, m it dem ein Christ 
in seinen aktuellen Einforderungen vor dem Antlitz der europäischen 
Geschichte steht.

Die them atische Folgerung, die der Internationalen Stiftung HUMA­
NUM auferlegt ist, nachdem  der Zusammenhang von Freiheit in der 
europäischen Geschichte und christlichen Soziallehre eine vielfältige 
Behandlung erfahren hat, liegt nun in einer höchst aktuellen Inan­
spruchnahme. Geläufigerweise wird von m anchen Menschen, gleich ob 
aus Unkenntnis oder Böswilligkeit, die doppelte Behauptung gewagt, 
die christliche Soziallehre sei weder m it der Freiheit noch m it der m o­
dernen Wissenschaft zu vereinbaren. Hier gibt es sicherlich Spannungs­
felder, aber keine Unvereinbarkeiten. Wie sich die Soziallehrekonferenz 
von 1975 m it dem Beziehungsverhältnis von Freiheit und christlicher 
Soziallehre auseinandersetzte, so wird die nächste Soziallehrekonferenz 
im Herbst 1977 das Them a des Verhältnisses zwischen den Sozialwis­
senschaften und der christlichen Soziallehre auf die Tagesordnung set­
zen. Dam it glaubt die Internationale S tiftung HUMANUM, einen unent­
behrlichen Beitrag zur theoretischen Bereinigung und Entwicklung zu 
leisten, der erforderlich ist, um  die christliche Soziallehre als Hilfe in 
den Bedrängnissen unserer problem reichen Zeit anzubieten.

Lothar Bossle

Anmerkungen
1 Texte zur katholischen Soziallehre, Die sozialen Rundschreiben der Päpste und 

andere kirchliche Dokum ente, herausgeg. v. d . KAB, 1975.
2 Johannes Messner, E thik und  Gesellschaft, Aufsätze 1965—1974, Köln 1975, 

bes. S. 375 ff.



Jan Kerkhofs

DER EINFLUSS DER GEISTESGESCHICHTLICHEN 
ENTWICKLUNG DER WESTLICHEN WELT AUF DIE 

FREIHEITSKONZEPTION DER NOCH IN DER INDUSTRIELLEN 
ENTWICKLUNG STEHENDEN LÄNDER

. denn die Weltgeschichte ist nichts als die 
Entwicklung des Begriffes der Freiheit“.
G. W. F. Hegel, Vorlesungen über die 
Philosophie der Geschichte, in: Sämtliche 
Werke, Bd. 11, S tu ttgart, 1928, S. 568.

Wie bei jeder Synthese liegt auch hier die Gefahr vor, bestim m te 
Ström ungen zu sehr zu vereinfachen, indem  m an sie durch Verallgemei­
nerung oder durch ein Einfangen in zu wenig präzisierte Hypothesen 
vergewaltigen könnte. Sagen wir es gleich zu Beginn, daß es in den so­
zialen Schichten der Entwicklungsländer, die sich bew ußt mit vorlie­
gendem Problem  beschäftigt haben, keinen univoken Begriff von Frei­
heit und Befreiung gibt.1 Die In terpretationen stehen in einem jeweils 
verschiedenen sozio-ökonom ischen und kulturellen K ontex t. Dabei 
gibt es wenige seriöse M onographien zu  diesem Them a. Und diese w e­
nigen bieten  uns eine geradezu dram atisch verwickelte Aufstellung von 
m ehreren zugleich existierenden Freiheitsauffassungen, die alle bis zu 
einem gewissen Grad, wenngleich nicht ausschließlich, auf Einflüsse 
von seiten des Westens zurückgehen.

Die Ideen von Freiheit, freier Entscheidung, grundsätzlicher Gleich­
heit der M enschen und der charakteristische A nthropozentrism us in 
der gesamten Phase der Humanisierung, die m it der europäischen R e­
naissance begonnen hat, sind in die D ritte Welt erst kürzlich einge- 
drungen, sofern m an die wenigen geistigen Bewegungen in Indien und 
China ausnim m t, die sich übrigens auf bestim m te Eliten beschränkten 
und nur einen sehr geringen Grad der allgemeinen rechtlichen Aner­
kennung gefunden haben. Sie haben nur dünne Bevölkerungsschichten 
erfaßt und übrigens bis Ende des 19. Jahrhunderts fast nur in Latein­
am erika.2
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Erst M itte des 20. Jahrhunderts läßt sich in der gesamten D ritten  
Welt ein langsames allgemeines Bewußtwerden bei größeren M enschen­
gruppen feststellen, das stark genug war, um  die Ideen der Freiheit in 
Reform en und Revolutionen um zusetzen. Dieses Bew ußtwerden war 
bestim m end für die Einigung der Welt und ha t sich in der Charta der 
M enschenrechte der Vereinten N ationen niedergeschlagen3 .

Erw ähnt sei hier noch, daß der Em anzipationsprozeß die ersten be­
deutenden Resultate in England m it der Revolution von 1688 erzielte. 
Der Unabhängigkeitskrieg, den die ehemaligen europäischen Siedler 
in  Nordam erika geführt haben (1775-1783), begünstigte in dem  Land, 
das die mächtigste Nation der m odernen Zeit w erden sollte, diese tief­
greifende Bewegung, bevor sie überhaupt in Europa voll in Gang kam . 
Der Sturm  auf die Bastille (1789) sollte für lange Zeit der Archetyp 
für die Freiheitsbewegungen in der ganzen Welt werden. Selbst vor 
Italien oder Deutschland wurde Lateinam erika von 1810 an durch 
Freiheitskriege heimgesucht, die noch blutiger waren als jene in den 
napoleonischen Zeiten. Die republikanische Ideologie, welche die be­
wegende K raft war, stam m t aus Europa: Simon Bolivar, „der Befreier“ , 
ha t in den Revolutionsjahren in Paris gelebt. Währenddessen — dies gilt 
für die verschiedenen Regionen bis zum  Ersten, ja  bis zum  Zweiten 
Weltkrieg — lebt O steuropa w eiterhin im feudalistischen Stil des Ancien 
Regime.

Die revolutionäre Ideologie drang ruckartig voran. Nach den  neuen 
Stößen im Ja h r  1848 und in der Kom mune von Paris im Jahre  1871 be­
schleunigt sich der R hythm us. Im  Jahre  1917 tr itt  Rußland in die sozia­
listische Revolution ein. Teilweise m it seiner Hilfe bereitet sich China in 
langem Anlauf auf die sozialistische und antifeudale Machtergreifung im 
Ja h r  1949 vor. Kuba, ebenfalls von Moskau gestützt, ist das Symbol 
einer neuen Etappe in Lateinam erika (1959).

In  den Jah ren  nach dem  zweiten Weltkrieg erfaßt die Freiheitsidee, 
o ft geprägt durch die Terminologie sozialistischer H erkunft4 , alle Kolo­
nien und bringt einer nach der anderen eine gewisse Unabhänigkeit. Wie 
nach 1789 in Frankreich, konnte auch hier anfangs eine privilegierte 
Klasse den N utzen davontragen.

Dieses allmähliche Auseinanderbrechen von alten Welten m it teil­
weise tausendjährigen S trukturen  hat seinen Ursprung in Europa, das 
ein Land „ohne Küsten“ (F. Perroux) geworden ist: Lenin, Ho Chi 
M inh, Chou en Lai, Gandhi, N ehru, Senghor usw. haben alle in West­
europa, meistens in Paris, studiert. Für tausende von Führern der
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D ritten Welt war der europäische Jud e  Karl Marx der In terpret und der 
Offenbarer einer ganzen Reihe von Ideen, die in ihren Wurzeln zurück­
gehen auf Sokrates, das Christentum , Descartes, Spinoza und die Philo­
sophie der Aufklärung. Der Marxismus hat aus diesen ihn selbst über­
ragenden geistesgeschichtlichen Bewegungen seine Ideen bezogen.

Es ist unverkennbar, daß wir uns im Jahre  1975 immer noch in d ie­
ser Massenbefreiung befinden, deren universales Sym bol, wie allgemein 
anerkannt wird, das J a h r  1789 ist. Die Energiekrise m it dem  Erwachen 
der alten arabischen und muselmanischen Länder, das Eindringen 
Chinas in die D ritte Welt, den Krieg in Südostasien, die beschleunigte 
Beseitigung dessen, was vom imperialistischen (Aethiopien) und kolo- 
nialistischen Afrika (die afrikanischen Südländer) noch übrig war, und 
selbst die wachsende Hegemonie Brasiliens über einen Großteil Süd­
amerikas sind dafür deutlich sprechende Anzeichen.

Anderseits ist es unleugbar, daß diese verschiedenen Revolutionen 
unmöglich auf einen univoken Typ zurückgeführt werden können: die 
der liberalen Dem okratie m it ihren verschiedenen M enschenrechtser­
klärungen, die abgemessene und messianische Revolution Chinas, die 
sozialistische Revolution Tansanias un ter der Führung von Nyerere, 
jene der technokratischen Militärs Brasiliens und jene, vielleicht noch 
eine Randerscheinung und von vielen als verfälscht beurteilte, „kul­
tu relle“ Revolution des Westens. Diese westliche Revolte ergreift be­
reits die Schichten der jungen Leute in den städtischen Ballungsräumen 
der D ritten Welt in ähnlicher Weise, wie die französischen rationali­
stischen Ideen im 18. Jahrhu nd ert in Lateinam erika Fuß gefaßt haben.

Man kann unmöglich diese Umwälzungen in einem kurzen Überblick 
resüm ieren. Man m uß aber erkennen und feststellen, wie diese ver­
schiedenen, m ehr oder weniger radikalen A rten von Umwälzungen, die 
alle m iteinander verkettet sind, die Bewegungen aller Entwicklungs­
länder kennzeichnen und alle ihre Institu tionen erfassen: die Familie, 
die Politik, die W irtschaft, die Kultur und die Religion. Die Idee der 
Freiheit ist allseits der bew ußte oder unbew ußte Beweger für diese 
Orientierungen. Diese Idee der Freiheit wird weitergetragen durch 
Bücher, Gesetze, westliche Lebensweise und Slogans. Sie nim m t hier­
bei verschiedene Ausdrucksform en an (marxistische, christliche, 
existentialistische, utopische — man begegnet Hippies in Rio, in Bali, 
in Nepal), die in sich sehr oft widersprüchlich sind (z. B. werden die 
individuelle Freiheit samt den M enschenrechten und die w irtschaft­
liche Freiheit gleichzeitig als absolute Rechte bezeichnet). Die Idee
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der Freiheit verdankt ihre massenhafte Verbreitung nicht zuerst 
einer ausgesprochenen Ideologie, die übrigens auf kleinere Zirkel oder 
auf, oft angefeindete, sich am Rand bewegende oder in moskovitische 
und maoistische Gruppen gespaltene Parteien beschränkt ist, sondern 
dem industriellen Umschwung5 und einer tiefgreifenden Reform des 
Erziehungs- und Unterrichtssystem s. Aus der industriellen Veränderung 
und dem durch das Bildungswesen (und die allgemeine Inform ation) 
verursachten wachsenden Bewußtwerden ergeben sich als Folgeerschei­
nungen die neuen Form en des Widerstandes sowohl gegen die ,.Kon­
sumgesellschaft“ wie gegen den kollektivistischen M onolithismus, diese 
„G ew altinstitutionen“6 . Diese W iderstandsbewegungen und Maos 
„dauernde Revolution“ lassen eine Ära nie endender Veränderung 
erahnen (geschürt sowohl durch die systematische A utokritik wie 
durch die neuen Form en der G ruppendynam ik)7 .

Die Freiheit in Lateinamerika
In diesem vom christlichen Glauben gezeichneten K ontinent hat der 

atheistische Marxismus nicht den von ihm erw arteten Erfolg haben kö n­
nen. Wenn hier eine Ideologie der Freiheit Aufnahme finden will8 , 
dann m uß sie sich in christlicher Form ulierung anbieten. Mit mehr 
oder weniger Erfolg versuchten die Theologen der Befreiung, sowohl 
von katholischer wie protestantischer Seite, diese Rolle zu erfüllen. 
Sie verstanden es, auf eine aktive M inderheit des Episkopates Einfluß 
zu gewinnen, sie wurden in beträchtlichem  Maße von zahlreichen 
Ordensleuten un terstü tzt, doch begegneten sie rasch einer einfluß­
reichen kritischen Opposition. Der Streit geht weiter, z.B. zwischen 
der CLAR, der latein-amerikanischen Konferenz der Ordensleute, 
und der CELAM, der latein-am erikanischen Konferenz der Bischöfe, 
hinsichtlich des Dokum entes „Ordensm ann und Politik“ 9 .

Die Verbesserungen der Beziehungen zwischen Kirche und Staat 
in Brasilien, die Niederlage Allendes und im Gefolge die Krise der 
„Christen für den Sozialismus“ in Chile haben den Schlag, den die 
theologische Ideologie der Befreiung hätte  verüben können, abge­
schwächt. Die Tatsache, daß mehrere Regierungen die Freiheit 
unterdrücken (z.B. in Paraguay, in Uruguay, in Bolivien) und daß 
die philosophischen Sektionen der latein-amerikanischen Uni­
versitäten kaum eine produktive Arbeit leisten, kann eine tiefer­
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gehende Reflexion über die Idee der Freiheit nicht vorantreiben 
und begünstigt nur zu sehr die einfache Übersetzung von europä­
ischen W erken. U nter diesem Gesichtspunkt ist Lateinam erika prag­
m atisch10. Doch ist die lateinamerikanische Theologie der Befreiung, 
verstärkt durch die deutsche politische Theologie (woher sie übrigens 
teilweise ihre Inspiration bezogen hat), nach den Vereinigten Staa­
ten  ausgeführt worden; sie hat dort etliche Milieus intellektueller 
Schw arzer11 beeinflußt und hat — in englischer Übersetzung — die 
Entstehung einer Ideologie der Befreiung in Südafrika stim uliert. Durch 
die gleichen englischen Übersetzungen und durch die K ontakte, die aus 
dem  M iteinander von amerikanischen und europäischen Universitäten 
entstanden, wurde die Theologie der Befreiung nach Asien exportiert, 
zunächst zu den Philippinen, wo sie bisweilen ein seltsames Gemisch 
m it maoistischen Gedanken eingegangen ist, sodann nach Sri Lanka 
(z. B. durch Tissa Balasurya) und nach Indien (z. B. im Kolloquium 
von Bangalore über die Entwicklung im Jahre  1974).

Beinahe überall verteidigt sich die Theologie der Befreiung gegen 
den Vorw urf, m arxistisch zu sein. Aber auch überall wirft man ihr 
vor, geheim und unbew ußt das Vehikel der marxistischen Ideologie 
zu sein. Es gilt überall als unbestreitbar, daß die Auseinandersetzungen 
an der römischen Synode im O ktober 1974 über die Evangelisierung wie 
auch die Milieus des ökum enischen Rates von dieser Theologie zutiefst 
beeinflußt worden sind.

Afrika und die Freiheit
In Afrika ist diese aus Europa auf den verschiedensten Wegen gedank­

licher M itteilung im portierte Freiheitsidee auf einen Boden gefallen, der 
stärkstens geprägt war durch die Umstände der Kolonisation und der 
Neo-Kolonisation, wie auch durch die Überbleibsel des m ythischen 
Denkens, das die Welt als ein hierarchisch geordnetes und ausgegliche­
nes Feld von A ktionen und R eaktionen der unsichtbaren Welt (der 
G ottheit, der Geister und  der Ahnen) und der Gemeinschaft der Leben­
den ansieht. Die großen Familien, in die das Individuum  hineinver­
senkt ist, müssen sich weitmöglichst in dieses Triebwerk einordnen. Jeg ­
liche legitime A utorität ist gemäß diesem Denken ein natürlicher, ver­
pflichteter und darum  heiliger Verm ittler zwischen diesen beiden 
Welten. Wie konnte sich die Freiheit in diesem Raum niederlassen?



Der Einfluß der geistesgeschichtlichen Entwicklung 2 1

A uf den ersten Blick erscheint darum  Afrika wenig vorgebildet 
für die Aufnahm e der Theorie der Freiheit. Bei näherem Besehen 
erkennt man aber, daß die Ideologie der Entwicklung, die überall 
aufblüht, in den Augen vieler Staatschefs und politischer Führer A fri­
kas das geeignetste Mittel war, um die Befreiung ihrer Völker voranzu­
treiben. Diese Befreiung ist zur Zeit vorab ganz wirtschaftlich, denn die 
Regierungschefs haben aus der Erfahrung gelernt, daß die politische 
Unabhänigigkeit ohne die w irtschaftliche nur ein Lockvogel ist.

Diese Politiker haben es auch begriffen, daß die wirtschaftliche E n t­
wicklung eine starke A utorität voraussetzt, die das Land auf die har­
ten  Wege der Selbstgenügsamkeit zu zwingen vermag. Für sie ver­
wirklicht sich diese starke A utorität in Militärregimes oder in einem 
Regime m it Einheitspartei. Diese allein sind in ihren Augen mächtig 
genug, um  die der A utorität gegenüber m ythisch gelehrigen Massen zu 
mobilisieren.

Aus der Sorge um die Unabhängigkeit weigern sie sich auch, sich 
irgendwelchen Theorien von Ost und West anzuschließen, wenngleich sie 
die Hilfe, wo immer sie herkom m en mag, annehm en. Ihr wie im m er ideo­
logisch geprägter Sozialismus will sich als typisch afrikanisch verstanden 
wissen, klar zu unterscheiden von jedem  anderen.

Diese Regimes scheinen uns oft die Negation von Freiheit und Dem o­
kratie zu sein, so sehr sich auch ihre Führer bem ühen, das Wort Freiheit 
dauernd im Munde zu führen. Einerseits besteht für viele die grundsätz­
liche Befreiung in der Abschüttelung der Kolonialm acht und im  Wider­
stand gegen jeden Willen oder Wunsch der Einmischung kolonialer 
M acht, anderseits aber, und dies vor allem, verstehen diese Führer und 
meistens auch ihr Volk die Freiheit m ehr in einem kom m unitären Sinn, 
nicht erstrangig als individuelle Freiheit wie im Westen. Ihr Kam pf 
gegen die koloniale Macht ist ein Kam pf gegen diejenigen, die sie in A b­
hängigkeit gebracht und in K etten gelegt und sie vor allem ihrer eigent­
lichen A uthentizität und Identität entfrem det haben. Für sie ist die 
Dem okratie die Kunst, das Volk als solches von aller äußeren Abhängig­
keit frei zu machen und es in dieser Weise zu erhalten. Für sie ist die 
Dem okratie sogar nichts anderes als „die K unst, das Volk glücklich zu 
m achen“ (M obutu) durch den K am pf gegen Ignoranz, A rm ut und 
Krankheit.

In ihrem Kam pf gegen die koloniale oder neo-koloniale Macht werden 
diese Länder bereits und auch weiterhin unterstützt und (moralisch und 
militärisch) ausgerüstet vor allem durch die marxistischen Bewegungen, 
die sich im Westen und in China entw ickelt haben und dort ihrerseits



2 2 Jan Kerkhofs

gegen die interne Kolonialisation durch eine herrschende und  ausbeuten­
de Klasse (oder Clique) käm pfen. Daraus erklärt es sich, daß der an ti­
koloniale K am pf der afrikanischen Länder seinen Ausdruck in Begriffen 
marxistischer H erkunft sucht. Übrigens könnten diese Freiheitsbe­
wegungen ohne die marxistische Unterstützung nicht überleben.

Ist aber das Ideal der Freiheit dieser afrikanischen Länder wirklich b e ­
freiend, selbst wenn man es im kom m unitären Sinn versteht? Alle bisher 
genannten taktischen Begriffe wie Negertum, A uthentizität, Sozialismus 
usw. verwirklichen tatsächlich die Freiheit nur un ter einem negativen 
Aspekt: Befreiung von gewissen Abhängigkeiten. In keiner Hinsicht 
sind die afrikanischen Länder zu ihrer eigenen Iden tität gelangt. Einzig 
der Panafrikanismus und die Schaffung der O.U.A. haben für einen 
Augenblick eine H offnung positiver Freiheit aufleuchten lassen, doch 
war dies nu r ein vorübergehender Schein. T rotz aller Beteuerungen ist 
es keinem  ihrer Führer gelungen, die alten Werte, die durch die m oder­
nen Ereignisse bereits um geform t worden sind, in ein positives A ktions­
program m  für die Zukunft zu integrieren. Diese Begriffe belassen diese 
Länder in ihrer tiefen Entfrem dung oder sie versenken sie in neue E n t­
fremdungen. Als zum Beispiel Senghor versuchte, den weißen Menschen 
durch die V ernunft und den afrikanischen durch den Rhythm us zu defi­
nieren, hat er den Afrikaner in ein neues Gefängnis eingesperrt. So ist 
auch der Sozialismus von Nyerere nicht revolutionär genug im Gegen­
satz zu dem  von Mao, da er niemals die Prinzipien der Partei grund­
sätzlich in Zweifel ziehen läßt. Es besteht die wirkliche Gefahr, daß 
der K am pf gegen die natürlichen Lasten (A rm ut, Ignoranz, Krankheit) 
die Entwicklung zur politischen und kulturellen Freiheit verhindert. Wie 
die Marxisten im K am pf gegen die Sklaverei des Kapitalismus diese Frei­
heiten den Massen vorenthalten, so verweigern die afrikanischen So­
zialisten ihrem  Volk gewisse Freiheiten (die der Westen als wesentlich 
ansehen würde), solange dieses Volk der natürlichen Belastung unterw or­
fen is t12.

Schließlich besteht jede Freiheit in letzter Hinsicht in der Freiheit 
der individuellen Person. Die menschliche Person in die Freiheit der Ge­
m einschaft einzuschließen, bedeutet die übelste aller Entfrem dungen, 
sie führt unweigerlich zur D estruktion einer jeglichen wahren Freiheit. 
Das System der Einheitspartei, das durch die Mobilisierung der Massen 
für die befreiende Entwicklung der Gemeinschaft aufgezwungen und 
vielleicht vorübergehend sogar nützlich ist, reduziert die Gesellschaft auf
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die Eindim ensionalität (Marcuse), die jeglichen belebenden Pluralismus 
ertö tet.

Afrika hat vom Westen den Begriff der Freiheit erhalten, es ha t ihn 
aber in Funktion zu seinen eigenen Lebensbedingungen und zu seiner 
Auffassung von der menschlichen Gesellschaft in terpretiert. Es ist also 
noch eine lange Wegstrecke zu durchmessen, bis die afrikanischen Ge­
sellschaften die wahre Freiheit, die nur eine persönliche sein kann, fin­
den werden. Die Kirchen könnten, indem sie die m ythische Gewalt des 
Staates entm ystifizieren, eine bedeutende Rolle spielen, un ter der Vor­
aussetzung allerdings, daß sie selbst auf ihren jahrhundertealten M o­
nolithismus verzichten.

Will m an die neuere, verwickelte und unter diesem Gesichtspunkt 
noch wenig erforschte Geschichte zusammenfassen, dann läßt sich 
sagen: Der Westen hat zunächst in natürlichen Führungsschichten das
Selbstbewußtsein zur Entwicklung gebracht, indem er ihnen einen na­
tionalistischen Geist einflößte, der für die liberale Dem okratie 
charakteristisch ist, denn Freiheit und Unabhängigkeit sind darin 
synonym 13. Sodann wird in den Freiheitsbewegungen die marxistische 
Ideologie deutlich, im portiert auf europäischen, russischen oder 
chinesischen Kanälen: der Kam pf um  die Unabhängigkeit wird in ter­
pretiert als Kam pf der Klassen14, in dem die imperialistischen Koloni­
satoren die Bourgeois und die Kolonisierten die Proletarier sind.

Diese letztere In terpretation  erhält schließlich ihre christliche 
„Taufe“ in der afrikanischen Theologie der Befreiung, die zum  großen 
Teil aus schwarzen Milieus der Vereinigten Staaten eingeführt wur­
de15. Ein sehr beachtensw erter G esichtspunkt der Befreiung ist auch 
die Frauenem anzipation. Diese hat allerdings sowohl afrikanische wie 
auch westliche W urzeln16.

Asien und die Freiheit
Seit Ende des Zweiten Weltkrieges ist Asien m it westlichen Freiheits­

auffassungen konfrontiert worden wie noch nie in seiner Geschichte. 
Ein kurzer Überblick möge genügen.

Die Entm ythifizierung des Kaisers und des in sich geschlossenen Va­
terlandes, sowie der intensive K ontakt m it dem „am erican way of 
life“ haben Jap an  einer beschleunigten Industrialisierung und  einem 
internationalen Austausch geöffnet, wodurch ein ideologischer Plura­
lismus in Gang kam, wie er vorher nie existierte.
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Noch weitere zwei große Subkontinente haben ihre Befreiungs­
ideologie von Europa erhalten: Indien durch die englische Dem okra­
tie17 und den westlichen Sozialismus18 und China, wo der Geist Maos 
den Marxismus neu interpretierte.

Es wäre interessant, die Idee der Freiheit, wie sie von der indischen 
Elite (bei klarer Unterscheidung der Buddhisten von den Hindus) ver­
standen wurde, zu vergleichen, wie sie sich auswies vor der englischen 
Kolonialherrschaft und wie sie transform iert wurde durch die Briten.

Wahrscheinlich hat diese gegenseitige Durchdringung einen säkula­
risierenden E ffekt gehabt (die offizielle religiöse N eutralität Indiens 
im Gegensatz zu den islamischen Ländern ist dafür ein Anzeichen); 
doch darf man m it solchen Schlüssen nicht zu schnell bei der Hand 
sein: es ist auch möglich, daß für das indische religiöse Bewußtsein 
die Koexistenz von zwei Form en der Freiheit nicht widersprüchlich 
ist, die eine eine äußere und säkularisierte, die andere eine innere und 
„göttliche“ . Tatsächlich verm ochte aber die englische Gesetzgebung 
viel m ehr als ausgesprochene philosophische Systeme die Idee der 
Freiheit in das indische Denken eindringen zu lassen, sie hat zu­
gleich das Bewußtsein der Führer der unterdrückten Klassen geweckt, 
hat die Sehnsucht nach Em anzipation der Frau vorbereitet wie auch 
die Türen geöffnet für die verschiedenen marxistischen In terpreta­
tionen der vielfältigen Entfrem dungen19.

Nirgendwo in der westlichen Welt hat ein Land — sonderbarerweise 
— aufgrund des Marxismus solchen Erfolg geerntet wie China in der 
kurzen Zeit. Die Doppelsinnigkeit der maoistischen „Befreiung“ ist evi­
den t20. Vergleicht m an aber das Resultat m it dem Terminus a quo, so 
wäre es doch anm aßend, wollte man behaupten , die wirkliche Frei­
heit der Massen sei vor Mao größer gewesen als nach ihm.

Es sei erw ähnt, daß der Maoismus als Ideologie der Befreiung ganz 
Südostasien durch dringt, und zwar nicht etw a nur aufgrund der Sym­
pathie von chinesischen M inoritäten, sondern vor allem durch die 
beträchtliche Anhängerschaft un ter den Universitätsstudenten. Er spielt 
die Rolle eines messianistischen Katalysators, indem  er die tra ­
ditionellen Religionen ersetzt. Daß diese sich als unfähig erwiesen 
haben einerseits gegenüber den Herausforderungen der Ungerechtig­
keiten und der K orruption und andererseits gegenüber den schwer­
wiegenden Sinnfragen, die der kulturelle und wissenschaftliche F ort­
schritt gestellt hat, ist nur zu evident21.
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Schlußfolgerung
Am Schluß dieses nur allgemein gehaltenen Überblickes über die 

verschiedenen Form en der Inkarnation der Freiheitsidee in der öst­
lichen Welt können wir uns m it einer kurzen Zusammenfassung be­
gnügen. Bereits vorbereitet durch Jahrhunderte  hindurch, schon 
seit der Zeit des Perikies, hat endlich die Renaissance in Europa es 
verm ocht, die Idee der Freiheit in der Praxis zu verwirklichen. O b­
wohl zunächst als Untergrabung der sozialen Ordnung von den je ­
weiligen M achthabern verurteilt, hat diese Idee sich doch im Be­
wußtsein der Gesellschaftsglieder immer m ehr festgesetzt. Sie ist 
nach einem Wort Hegels in W irklichkeit das dynam ische Gewebe 
der gesamten menschlichen Geschichte. Wie die M achthaber es 
befürchteten, war diese Idee subversiv. Wo im m er sie sich ein­
nistete, verursachte sie schließlich o ft heftige Revolutionen und 
radikale Veränderungen. Doch waren diese der Preis für die vor­
angetriebene Humanisierung. Die E tappen der Freiheit sind zu­
gleich E tappen der Personalisierung. D ort, wo die Freiheit nur eine 
relative Verwirklichung erfahren hat, hat auch die menschliche Person 
noch nicht ihre volle Entfaltung erfahren können.

O ft hat die Freiheit durch betrügerische Falschbilder leiden müssen: 
Willkür, Zügellosigkeit, Anarchie, Synkretism us, wom it man sie oft 
gerne identifiziert, um  sie leichter bekäm pfen zu können.

Überall und täglich m uß sich die Freiheit gegen ihre Todfeinde 
verteidigen, die da sind: der beschränkte Geist, selbstverständlich, aber 
auch der ausgetrocknete Traditionalism us, der nachgiebige Konform is­
mus, der despotische Dogmatismus, der kämpferische Proselythismus, 
die Gehirnwäsche, die K lassendiktatur, das „M einungsdelikt“ , die 
„Verurteilung zum  Asyl“ , die Organisatoren der „Gulags“ usw. Diese 
Feinde sind in unserer m odernen Welt sehr zahlreich sowohl im welt­
lichen wie auch im religiösen Bereich. Die Freiheit ist noch lange nicht 
zuhause in unseren Gesellschaften.

Die Freiheit kann sich nur ausbreiten in einer offenen Umwelt, wo 
der Respekt vor Personen und Sachverhalten herrscht, brüderliche 
Freundschaft, Aufrichtigkeit, in einem Wort in einem Klima der Ob­
jek tiv ität und der W ahrheit22. Sie ist überall da gegenwärtig, wo die 
wirkliche Sorge für die menschliche Person herrscht, nichts ist ihr 
frem d, was wirklich menschlich ist. Und da die M enschlichkeit nie­
mals ausgeschöpft wird, wird es auch niemals volle Freiheit auf Er­
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den geben. „Ich würde, so glaube ich, die Freiheit zu allen Zeiten 
lieben; aber ich fühle mich bewogen, sie in der Zeit zu verehren, in 
der wir leben.“ (Alexis de Tocqueville, Oeuvres com pletes, Gallimard, 
Paris, T.I)
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Johannes Schasching
GESCHICHTLICHE BEDINGTHEIT UND INNERE DYNAMIK 

DER KATHOLISCHEN SOZIALLEHRE

Die gegenwärtige Situation dessen, was wir als „Katholische Sozial­
lehre“ bezeichnen, ist alles eher als geklärt und unangefochten. Der fo l­
gende Beitrag m aßt sich keineswegs an, diese gesuchte Erklärung zu ge­
ben . Er m öchte vielmehr versuchen, einige Aspekte aufzuzeigen, die 
zum  Verständnis dieser S ituation dienlich sein können1. Dabei geht es 
weniger um  die theologische Grundlegung der geschichtlichen Bedingt­
heit und  der inneren Dynam ik, sondern um  die konkreten Faktoren 
und Erscheinungsweisen. Daß auch hier wiederum  eine Auswahl getrof­
fen werden m uß, versteht sich von selber. Dieser Beitrag ist daher im ­
m er in den K ontext der übrigen Referate dieses Symposiums hineinzu­
stellen. Der Aufbau des gestellten Themas ergibt sich von selber: Es 
geht in einem ersten Teil um  die Skizzierung des geschichtlich-soziolo­
gischen Kraftfeldes, das den heutigen S tandort der Katholischen Sozial­
lehre wesentlich m itbestim m t, und im zweiten Teil um  die Darstellung 
der inneren Dynam ik, die einen bedeutsam en Einfluß auf den vollzoge­
nen Wandlungsprozeß ausgeübt hat und noch weiter ausübt.

I.
Das geschichtlich-soziologische K raftfeld 

der katholischen Soziallehre von heute

1. Das metaphysische Unbehagen
In einer Umfrage, die vom „Rheinischen M erkur“ 1974 über die 

Katholische Soziallehre gem acht wurde, findet sich u. a. folgende 
A ntw ort: „V ersteht man un ter Soziallehre der Kirche allgemeine Prin-
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zipien, die in der Schrift, im N aturrecht und in der Überlieferung 
der Kirche gründen und auf die wechselnden sozialen Situationen an­
gewendet werden, dann, das ist unsere Meinung, gilt sie nicht mehr: 
wegen des essentialistischen, deduktiven und ungeschichtlichen Cha­
rakters ihrer M ethode; wegen ihrer Unvereinbarkeit m it dem  naturw is­
senschaftlich-technischen Denken von heute . . ,“ 2 . Es ist interessant 
darauf hinzuweisen, daß diese Stimme aus Lateinam erika kom m t, also 
aus einem K ontinent, in dem  die Kirche in besonderer Weise zur gesell­
schaftlichen Verantw ortung aufgerufen ist.

Es wäre eine unzulässige Vereinfachung, die eben zitierte Feststel­
lung schlechthin abzulehnen oder sie wegen der ungeschichtlichen Ver­
kürzung der Tatsachen in die Zange zu nehm en. Wahrscheinlich wirken 
beim  Verfasser verschiedene Faktoren und Mißverständnisse zusammen: 
die im Raum des Katholizismus tatsächlich erfolgte Überforderung von 
„Wesensaussagen“ über Fragen des w irtschaftlichen und gesellschaftli­
chen Lebens; die mangelnde Unterscheidung zwischen den allgemeingül­
tigen G rundw erten und ihren geschichtlich bedingten Verwirklichungen; 
die Schwerfälligkeit und Lebensferne gewisser kirchlich inspirierter Ak­
tionen in sozialen Notstandsgebieten usw. Das alles m uß m itbedacht 
werden, um  die oben gemachte Aussage zu verstehen. Aber das ändert 
nichts daran, daß sich in ihr eine Probleröatik artikuliert, die keineswegs 
auf Lateinam erika beschränkt ist, sondern ein universales Unbehagen 
darstellt, auch wenn es sich verschiedener Form ulierungen bedient. Es 
ist in der knappen Zeit, die zur Verfügung steh t, n icht möglich, diesen 
Differenzierungen im einzelnen nachzugehen. A uf eine Kurzform el ge­
bracht, läßt sich dieses Unbehagen vielleicht so form ulieren: Die K atho­
lische Soziallehre entstam m t in ihren grundlegenden Aussagen dem 
naturrechtlichen Denken. Dieses Denken aber geht — wenigstens grund­
sätzlich — von der Annahme aus, daß es möglich sei, Allgemeingültiges 
un d  dam it überzeitlich Geltendes zu erkennen und norm ativ auszusagen. 
Diese Annahme aber ist n icht m ehr aufrechtzuerhalten, da sie nicht zur 
tatsächlichen Wahrheit, sondern nur zu einer Ideologie führt.

Diese aber ist gerade für die Ordnung des gesellschaftlichen Lebens 
unbrauchbar und gefährlich. Gefährlich vor allem deshalb, weil sie in­
teressenbezogen ist. Man m uß sich daher von essentialistischen D enk­
form en trennen und sich auf funktionale Interpretationsm uster oder 
wissenschaftlich-rationale Modelle beschränken. Die ersteren erhalten 
ihren Verpflichtungscharakter durch die dem okratische Beauftragung, 
letztere sind in sich verifizierbar und daher wahr. Es m uß hier allerdings



sofort hinzugefügt werden, daß diese „K urzform el“  keineswegs die 
einzig mögliche und einzig gebrauchte ist3 .

Man ist versucht, hier stehenzubleiben und  in das geradezu unüber­
sehbare Feld der Fragen und Gegenfragen einzusteigen, die sich auf­
drängen. Ich würde es sehr begrüßen, wenn dies in den kom m enden 
Aussprachen möglich würde. Eines m öchte ich dazu noch sagen: Hüten 
wir uns, diesen F aktor im Koordinatensystem  des Standortes der K a­
tholischen Soziallehre von heute zu unterschätzen. Er gilt ja  keineswegs 
bloß für den Bereich der Katholischen Soziallehre, sondern weit darüber 
hinaus. Die Auseinandersetzung läßt sich darum  nicht um gehen und sie 
wird alles eher als einfach sein. Man wird bei dieser Auseinandersetzung 
auch zu unterscheiden haben zwischen dem , was der eigentliche Inhalt 
und die Absicht der kirchlichen Sozialdokumente ist, und dem , was be­
stim m te A utoren und Interessengruppen daraus machen wollten.

2. Konkurrierende Modelle
Mit der Feststellung des m etaphysischen Unbehagens ist die gegen­

wärtige Situation der Katholischen Soziallehre noch keineswegs hinrei­
chend erfaßt. Wenn die eingangs zitierte Stimme aus Lateinam erika 
auch die Katholische Soziallehre, so wie sie vom A utor verstanden wird, 
als to t erklärt, so will sie keineswegs sagen, daß dam it auch die soziale 
V erantw ortung der Kirche zu Ende ist. Es wird geradezu das Gegenteil 
behauptet und in der erwähnten Stellungnahme wird eine ganze Reihe 
durchaus brauchbarer Bereiche angegeben, in denen sich die gesellschaft­
liche Verantw ortung der Kirche vordringlich auszuweisen hat. Ganz 
ähnlich lauten die Forderungen von nicht unbedeutenden G ruppen in­
nerhalb des heutigen Katholizismus. Die entscheidende Frage, um  die es 
dabei immer wieder geht, ist diese: Welcher Inhalt wird dem gesell­
schaftlichen Engagement gegeben und worin besteht der besondere Bei­
trag einer vom Glauben kom m enden Initiative im gesellschaftlichen 
Raum?

Auch hier m uß gesagt werden, daß es in dieser skizzenhaften Dar­
stellung unmöglich ist, der tatsächlichen Vielfalt gerecht zu werden. Es 
genügt allein darauf hinzuweisen, daß nicht unbedeutende Theoretiker 
und Praktiker betonen, die primäre Aufgabe der Kirche im Raum des 
gesellschaftlichen Lebens sei es nicht, eine Soziallehre aufzustellen, 
sondern diese Aufgabe bestehe ausschließlich in einer Gesellschaftskri­
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tik . Andere w ieder legen den H auptakzent auf das prophetische Han­
deln. Das will besagen: es geht prim är um  die Sensibilisierung der Ge­
wissen für das, was fällig und was auf die Z ukunft ausgerichtet ist. G e­
meinsam dürfte diesen verschiedenen Richtungen dieses sein, daß sie je ­
dem  Versuch der Kirche, inhaltlich-positiv ein Gefüge von verbindlichen 
Sätzen zur Ordnung des gesellschaftlichen Lebens aufzustellen, skeptisch 
gegenüberstehen. Es ist geradezu auffallend, wie wenig von V ertretern 
dieser verschiedenen Richtungen in der Darstellung ihres gesellschafts­
politischen Wollens auf päpstliche Sozialenzykliken oder klassische 
Texte katholischer Sozialwissenschaftler zurückgegriffen wird. Das 
allein zeigt, wie schwer es für sie ist, den philosophisch-theologischen 
A nsatzpunkt und die doktrinäre G rundtendenz zu übernehm en.

Vielleicht ist es gerade in diesem Zusammenhang nicht uninteressant, 
kurz auf ein solches konkurrierendes Modell gegenüber der klassischen 
Soziallehre der Kirche einzugehen, das innerhalb dessen, was m it dem 
Sammelbegriff „Theologie der Befreiung“ bezeichnet w ird, entwickelt 
wurde: Da es einer „Katholischen Soziallehre“ aus den oben bereits an­
geführten Gründen nicht möglich ist, wissenschaftlich-rationelle Gesell­
schaftsanalysen und Handlungsprogramme der gesellschaftlichen Ver­
änderung zu erstellen, müssen diese von anderswoher übernom m en wer­
den. Hier aber b ie te t sich das marxistisch-wissenschaftliche Modell von 
selber an. Dabei aber bleibt der weltanschaulich-atheistische Aspekt und 
seine politische Verwirklichung in konkreten Staaten bew ußt ausge­
klam m ert. Es kom m t wesentlich darauf an, daß dem  aus christlichem 
Gewissen aufgerufenen sozialen Engagement für die gesellschaftliche 
Veränderung ein Instrum entarium  zur Verfügung gestellt wird, das mit 
der Botschaft des Evangeliums nicht in Widerspruch steh t und gesell­
schaftsverändernden Erfolg verspricht. Diese K om bination erscheint um  
so sinnvoller und geradezu verpflichtend, w enn sich aus einer en tfalte­
ten  In terpreta tion  der Heiligen Schrift die prim är gesellschaftlich be­
freiende Funktion des Evangeliums nachweisen läßt. Dieser Nachweis 
wird in allem E m st versucht. Dam it erhalten die von der marxistischen 
Gesellschaftsanalyse übernom m enen wissenschaftlich-rationalen Model­
le und Profanbegriffe wie etw a Klassenkampf, Revolution, Befreiung 
usw. eine religiöse Motivierung und sittliche Verpflichtung4 .

Das hier skizzierte Modell soll als Beispiel dafür stehen, daß bestim m ­
te sozial engagierte G ruppen im heutigen Katholizismus ihre inhaltliche 
und m otivierende Orientierung nicht m ehr von einer Katholischen So­
ziallehre beziehen5 . Damit ist ein Tatbestand ausgesprochen, der für die
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Klärung der eingehend erw ähnten Fragestellung seine Bedeutung hat. 
N icht geklärt ist dam it freilich die zweifellos sehr wichtige Frage, war­
um  es zu diesen Positionen gekom m en ist und was sich daraus für die 
Katholische Soziallehre selber ergibt. Auch diese Frage w artet auf eine 
weitere Klärung in der Diskussion.

3. Rückgang der Katholischen Sozialbewegung
Es ist eine geschichtliche Tatsache, daß die Entfaltung der Katho- 

listhen Soziallehre Hand in Hand ging mit der Entfaltung der K atho­
lischen Sozialbewegung. Dabei bestand eine intensive Wechselwir­
kung: Die Katholische Soziallehre wirkte inspirierend auf die Gründung 
und A ktivität katholischer Sozialverbände und diese w iederum  zwangen 
aufgrund ihrer gesellschaftlichen Praxis die Katholische Soziallehre im­
m er wieder zur Differenzierung ihrer Aussagen und zur K onfrontation 
m it neuen gesellschaftlichen Problemen. Die Katholische Sozialbe­
wegung war vor allem davon überzeugt, daß es gerade im Bereich des 
Gesellschaftlichen nicht genüge, große Leitbilder zu haben und von 
ihrer Qualität überzeugt zu sein. Die Verwirklichung der christlich-sozia­
len Idee in einer pluralistischen Gesellschaft verlange das Element des 
Durchsetzungsvermögens und dam it der Organisation. Es wäre interes­
sant, dieser Frage im  einzelnen näher nachzugehen6 .

Der Rückgang der Katholischen Sozialbewegung in  den letzten J a h r­
zehnten hat viele Ursachen. Eine davon ist zweifellos die gesamtge­
sellschaftliche Verbandsmüdigkeit. Die großen politischen, sozialen und 
kulturellen Organisationen und Institu tionen leiden an Mitglieder­
schwund und einem Mangel an Verbandssolidarität. Diese Erscheinung 
ist vor allem dort festzustellen, wo eine solche Organisation keinen 
Zwangscharakter hat, sondern auf die freiwillige M itarbeit der Mitglie­
der angewiesen ist. An Stelle dieser Großverbände oder auch daneben 
entstanden eine Reihe von inform ellen Zusammenschlüssen und Basis­
gruppen, die das Sozialbedürfnis besser befriedigen und der persönli­
chen Initiative eine größere Chance bieten. Dazu kom m t zweifellos, daß 
eine Reihe von Zielen, die sich gerade Gliederungen der Katholischen 
Sozialbewegung gesetzt ha tten , in der Zwischenzeit erfüllt wurden. Man 
denke hier etw a an die Frage des Arbeiterschutzes, der Sozialversiche­
rung, der Altersversorgung. In einer Reihe von Ländern mit einer star­
ken Tradition an Katholischer Sozialbewegung ist die soziale N ot und
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das gesellschaftliche Unrecht n icht m ehr so in die Augen springend, 
daß sie spontan zu Aktionsgem einschaften führen würde. Die heute 
noch zweifellos bestehende soziale Problem atik ist kom plexerer N atur 
und entzieht sich gerade wegen ihrer weltweiten Dimension dem u n ­
m ittelbaren Erlebnishorizont. Ob das zu Recht besteht und einfach h in­
genom m en werden m uß, ist freilich eine ganz andere Frage.

Ein weiterer Grund für den Rückgang der Katholischen Sozialbewe­
gung liegt in der wachsenden Hinwendung des Katholizismus zu inner­
kirchlichen Fragestellungen. Wie berechtigt diese Entwicklung auf der 
einen Seite auch sein mag, so m uß doch auf der anderen Seite festge­
stellt werden, daß durch diese Introversion bedeutende Kräfte theoreti­
scher wie pastoreller A rt um gelenkt wurden. Schließlich darf noch auf 
folgende Tatsache hingewiesen werden, die mit der eben erw ähnten eng 
zusam m enhängt: Im Anschluß an das 2. Vatikanische Konzil erhielt die 
M itverantwortung und M itbestim m ung der Laien im Leben der Kirche 
eine neue Bedeutung. Die konkrete Verwirklichung vollzog sich vor 
allem in einem gestuften System von R äten, das stark territorialen 
Charakter trägt. Wie positiv sich diese Entwicklung auch im Leben der 
Kirche darstellen mag, so darf dabei doch nicht übersehen werden, daß 
ein ähnliches Nachziehverfahren für den Bereich des Kategorialen und 
dam it unm ittelbar Gesellschaftsbezogenen nicht oder viel zu wenig 
stattgefunden hat. Damit soll nicht behauptet sein, daß dieses Nachzieh­
verfahren überall möglich und notw endig gewesen wäre. Am wenigsten 
ist dabei an eine Rückkehr zum Vereinskatholizismus gedacht.

Man hat gelegentlich von der Gefahr einer „ideologischen Infizie­
rung“ des sozialen Katholizismus gesprochen. Das will besagen, daß so­
ziale Ideen und soziale Programme, die gelegentlich von katholischen 
Verbänden vertreten w urden, irrtümlich oder einseitig von der K atho­
lischen Soziallehre her un terbau t wurden und dam it diese selber in den 
Ideologieverdacht gebracht haben. Es wäre interessant, dieser Frage an 
konkreten Beispielen nachzugehen. Vielleicht würde dadurch manches 
Unbehagen gegenüber der Katholischen Soziallehre abgebaut werden. 
Trotzdem  soll festgehalten werden, daß durch den Rückgang der K atho­
lischen Sozialbewegung der Katholischen Soziallehre der so notwendige 
Gesprächs- und A ktionspartner genom m en wurde. In diesem Zusam­
m enhang m uß zum indest noch auf eine andere Fragestellung hingewie­
sen werden, die für die Standortfrage der Katholischen Soziallehre nicht 
ohne Bedeutung ist: Ihre Nähe zu politischen Parteien und die in den 
letzten Jahrzehn ten  erfolgte Entflechtung zwischen der Kirche und den 
politischen Organisationen.
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II.

Die innere Dynam ik der katholischen Soziallehre

In der vorausgehenden Darstellung wurden einige Faktoren aufge­
zeigt, die für das Standortverständnis der Katholischen Soziallehre von 
heute von Bedeutung sind. Es handelt sich dabei um  eine Art von äuße­
rem  D atenkranz, der den vielfachen Wandel m itbestim m t hat und noch 
w eiter m itbestim m t. Dieser Wandel geschah aber in entscheidender Wei­
se auch von innen her, also aus der inneren Dynam ik dieser Soziallehre 
selber. Es versteht sich von selber, daß zwischen beiden Aspekten eine 
enge Beziehung bestand und daß sie daher immer zusammengesehen 
w erden müssen. Auch hier muß aus der Fülle der möglichen Them en­
stellungen eine Auswahl getroffen werden.

1. Verständniswandel
Wer die in den päpstlich-konziliaren D okum enten enthaltenen lehr­

haften Aussagen über Fragen der Gesellschaftsordnung überschaut, kann 
ohne große Schwierigkeiten feststellen, wie sehr sie von der jeweiligen 
innerkirchlichen und gesamtgesellschaftlichen Situation beeinflußt und 
dam it einem vielfachen Wandel ausgesetzt sind. So ist das Kirchenver­
ständnis, aus dem  heraus Leo XIII. „R erum  N ovarum “ schrieb, in 
entscheidenden Punkten verschieden von dem des 2. Vatikanischen 
Konzils und der sozialen Rundschreiben Pauls VI. Man denke hier z .B . 
nu r an die Beziehung zwischen Hierarchie und gläubigem Volk, an die 
Stellung der Kirche zu den anderen christlichen Gem einschaften, an das 
Verhältnis von Kirche und Staat, an das Verständnis der D em okratie, 
usw. Die neueren Sozialdokumente anerkennen aus diesem gewandelten 
Selbstverständnis heraus viel stärker die A utonom ie der Laien aufgrund 
des christlich gebildeten Gewissens in Fragen des gesellschaftlichen Le­
bens bis hin zur Feststellung, daß es in den Fragen des wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und politischen Lebens durchaus möglich ist, daß 
un ter Katholiken verschiedene Auffassungen bestehen können. Das ge­
wandelte Selbstverständnis der Kirche gegenüber anderen christlichen 
Gem einschaften führt u. a. dazu, daß die neueren Sozialdokumente 
keineswegs m ehr den ausschließlichen oder prim ären Zusammenschluß
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von katholischen Arbeitern wünschen, sondern die Zusammenarbeit 
m it Andersgläubigen und m it allen Menschen, „die guten Willens sind“ , 
im gesellschaftlichen Bereich em pfehlen und fördern. In der Beziehung 
zwischen Kirche und S taat zeigt sich ebenfalls ein deutlicher Verständ­
niswandel. Die neueren kirchlichen Sozialdokum ente gehen keineswegs 
von der Annahm e eines katholischen Glaubensstaates aus, der daher der 
Kirche gegenüber besondere Verpflichtungen habe. Sie akzeptieren die 
Tatsache des richtig verstandenen profanen Staates und in ihm  die 
Eigenständigkeit der verschiedenen kulturellen Sachbereiche7 .

Mit diesem innerkirchlichen Verständniswandel und seinen Konse­
quenzen geht Hand in Hand ein vielfacher Gesellschaftswandel und 
seine schrittweise Rezeption in  das kirchliche soziale Denken und H an­
deln. Daß diese Rezeption auf m anchen G ebieten zögernd und verspätet 
geschehen ist, wurde längst zugegeben. Niemand aber wird behaupten 
können, daß dagegen eine grundsätzliche Sperre bestand. „Rerum  Nova­
rum “ entstand zu einer Zeit, in der die technische Revolution bereits 
eine Tatsache war. Trotzdem  aber behaupteten  sich noch starke Kräfte 
des Handwerks und  der bäuerlichen Betriebe. Eine Reihe von Aussagen 
sind von dorther zu verstehen und dam it auch als zeitbedingt anzusehen. 
„Quadragesimo A nno“ steh t bereits vor einer en tfalte ten  Industrie Wirt­
schaft, die m ehr und  m ehr der Gesamtgesellschaft ihr Gepräge gibt, ins­
besondere durch die drohende Kollision der Klassen. Johannes XXIII., 
das 2. Vatikanische Konzil und Paul VI. stehen vor der ganzen Proble­
m atik einer beginnenden w eltw eiten wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Integration. Diese Integration aber geschieht nicht zwi­
schen gleichwertigen Partnern, sondern un ter einem ungeheuren Gefäl­
le, und sie geschieht ebenfalls nicht un ter einer gemeinsamen politi­
schen K onzeption, sondern un te r dem  Druck rivalisierender M achtblök- 
ke. Damit entsteht im Raum des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Lebens sowohl im staatlichen wie im überstaatlichen 
Bereich eine ungeheure Verdichtung, Kom plexität und M obilität. Es 
versteht sich von selber, daß sich diese gesellschaftliche Dynam ik auch 
auf den Aussageinhalt und die Aussageform der Katholischen Sozial­
lehre auswirken m uß. Im folgenden A bschnitt soll dies an einigen kon­
kreten  Beispielen gezeigt werden.



Geschichtliche Bedingtheit und innere Dynamik der katholischen Soziallehre 3 7

2. Wandlungsformen
Es ist in diesem Zusammenhang nicht möglich, der zweifellos in ter­

essanten Frage näher nachzugehen, inwieweit und auf welchen Gebieten 
sich die innere Dynam ik der Katholischen Soziallehre organisch oder 
dialektisch entfaltet hat. Inwieweit es sich also um  Akzentverschiebun­
gen, um  K orrekturen und um  völlige Neuansätze handelt. Die A nnah­
me legt sich von vom eherein nahe, daß es hier Überschneidungen gibt 
und daß in vielen Fällen der subjektive S tandort des Beobachters we­
sentlich in das Endurteil eingeht. Die folgenden Ausführungen wollen 
diese Frage nicht entscheiden, sondern anhand einiger Beispiele die ta t­
sächliche Dynamik bestätigen8 .

A uf eine gesamtgesellschaftliche G rundtendenz wird wiederholt hin- 
gewiesen: Man sagt, der Beginn der Katholischen Soziallehre stehe tro tz  
aller Teilkritik an der bestehenden Gesellschaftsordnung doch stark 
un ter dem Interesse der Erhaltung des gesamtgesellschaftlichen Status 
quo , zum Teil sogar un ter der Absicht, vergangene oder vergehende 
Sozialstrukturen zu erhalten und zu erneuern. So z. B. die ständische 
Ordnung, das Handwerk, die politischen Machtverhältnisse. Im  Verlauf 
des wachsenden Selbstverständnisses aber und  in der zunehm enden As­
similation sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse gewinnen die gesell- 
schaftsverändem den Impulse an Bedeutung. Man denke hier etw a an die 
Forderung der Überwindung der Klassengesellschaft in „Quadragesimo 
A nno“ . Besonders deutlich wird dieser Wandel von der Zeit an, wo die 
Probleme der Entwicklungsländer einen großen Raum  in den sozialen 
B otschaften der Kirche einnehmen. Man denke hier etw a an „Populo- 
rum  Progressio“ . Die wirtschaftliche, soziale, kulturelle und politische 
S ituation dieser Länder wird keineswegs als Schicksal angesehen, dem 
m an sich zu beugen hat, sondern als dringende Aufgabe, die es zu lösen 
gilt. Die do rt gestellten Forderungen haben bei n icht wenigen Unbeha­
gen und Ablehnung ausgelöst. Das insbesondere auch deshalb, weil 
Paul VI. gerade in diesem Rundschreiben w eit über das bisherige passive 
W iderstandsrecht hinausging und in gewissen äußersten U m ständen das 
Recht zum  aktiven gewaltsamen W iderstand anerkannte.

Obwohl in der Frage des Eigentums die Meinungen begreiflicher­
weise stark auseinandergehen, dürfte es bei einer objektiven Betrach­
tung der vorliegenden D okum ente nicht schwerfallen, den tatsächlichen 
Wandel festzustellen. Obwohl bereits „Rerum  Novarum “ die Sozial­
gebundenheit des Eigentums durchaus kannte, wird sie aber in „Quadra-
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gesimo A nno“ weiter entw ickelt und konkretisiert. Die darauffolgenden 
Rundschreiben und die Pastoralkonstitution „Gaudium  et Spes“ ziehen 
hier noch deutlichere Grenzen, so daß gelegentlich von einer „A ushöh­
lung“ des Eigentums gesprochen wurde. „M ater et Magistra“ bringt 
insofern einen neuen A spekt, als es dem Eigentum als Sachwert den 
Anspruch auf Leistungen (z. B. Sozialversicherung) zuordnet und dam it 
das Blickfeld w eitet. Man würde sich allerdings schwertun, aus dem 
erfolgten Wandel von einer Preisgabe des Eigentums und seiner gesell­
schaftlichen O rdnungsfunktion in der neueren kirchlichen Soziallehre 
zu sprechen.

Ein deutlicher Wandel läßt sich auch in der Stellungnahme zur 
m enschlichen Arbeit und ihrer Einstufung nachweisen. Mit Recht wird 
bereits die erste große Sozialenzyklika „Rerum  Novarum “ als A rbeiter­
enzyklika bezeichnet, und die dort zugunsten der menschlichen Arbeit 
erhobenen Forderungen sollen ihr volles Gewicht behalten. T rotzdem  
ist nicht nur in der Form  der Aussage, sondern auch in der gesamtge­
sellschaftlichen Wertung der A rbeit ein deutlicher Unterschied zu 
„Gaudium  et Spes“ , wo dem Eigentum als instrum entalem  F aktor die 
A rbeit als personaler F aktor gegenübergestellt bzw. vorangestellt 
wird. Dieser Wandel zeigt sich auch in der Einstellung zur organisierten 
Interessensvertretung der A rbeit. Grundsätzlich ist dieses Recht bereits 
in „Rerum  Novarum “ voll anerkannt. Aber die positiv gesellschafts­
ordnende Funktion wird erst später ausgesprochen und bejaht. Das 
ist durchaus verständlich, da es sich hier im gesellschaftlichen Raum 
um  mühsame und langfristige Prozesse handelt. In diesem Zusam m en­
hang darf auch die Frage der w irtschaftlichen M itbestim m ung nicht 
übergangen werden. Obwohl bereits in den früheren Sozialdokum enten 
im m er wieder be ton t wurde, daß die menschliche A rbeit im  W irtschafts­
prozeß nie als Ware, sondern als Subjekt zu  behandeln sei, so wurde 
über die Verwirklichung dieser Forderung wenig Konkretes ausgesagt. 
Es ist bekannt, daß Pius XII. der w irtschaftlichen M itbestim m ung eher 
skeptisch gegenüb erstand. Vielleicht müßte m an hier allerdings näher 
untersuchen, ob diese Ablehnung der M itbestim m ung durch Pius XII. 
aus grundsätzlichen Überlegungen erfolgte oder ob sie sich auf die 
konkrete A bleitung dieses Rechtes bezog. Johannes XXIII. („M ater et 
Magistra“ ) und Paul VI. („Octogesima Adveniens“ ) und die Pastoral­
konstitu tion  „Gaudium  et Spes“ stehen der wirtschaftlichen M itbe­
stimmung positiv gegenüber, ohne allerdings konkrete Vorschläge zur 
Durchführung zu unterbreiten.
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Im m er wieder wird darauf hingewiesen, daß sich innerhalb der 
Katholischen Soziallehre ein deutlicher Wandel in der Stellung zum 
Sozialismus nachweisen lasse. Diese Tatsache fällt einem unm ittelbar 
in die Augen, wenn man etw a das Rundschreiben Leos XIII. „Quod 
apostolici m uneris“ m it den diesbezüglichen Aussagen Johannes’ XXIII. 
und Pauls VI. vergleicht. Allerdings drängt sich dabei von selber sofort 
die Frage auf: Ist m it diesem Sozialismus, so wie ihn etw a das Schreiben 
„Octogesima Adveniens“ sieht, der gleiche gemeint wie ihn Leo XIII. 
vor Augen ha tte , oder hat sich dieser Sozialismus in der Zwischenzeit 
in so verschiedene weltanschauliche Ausgangspositionen und gesell­
schaftspolitische Zielsetzungen aufgespalten, daß es äußerst schwer 
ist, von dem „Sozialismus“ zu sprechen? Gerade diese Feststellung 
legt am Ende dieser Ausführungen noch einmal einen Gedanken nahe, 
der bereits ausgesprochen wurde: Der Wandel in der Katholischen 
Soziallehre vollzieht sich nicht im luftleeren Raum  und auch nicht 
einseitig aus dem  gewandelten theologischen Selbstverständnis der 
Kirche. Er wird ganz entscheidend vom gesellschaftlichen Wandel und 
den dam it gegebenen neuen Fragestellungen m itbestim m t.

3. Methodenwandel
Die Ausführungen über die innere Dynam ik der Katholischen Sozial­

lehre dürfen nicht ohne ein Wort über den M ethodenwandel abgeschlos­
sen werden. A uch hier gibt es beachtliche Meinungsverschiedenheiten 
und der persönliche S tandort dürfte gerade hier seine besondere Bedeu­
tung haben. Vielleicht ist es notwendig, bereits am Beginn eine un ­
brauchbare, weil nicht belegbare Vereinfachung auszuschließen. 
Gelegentlich wird behauptet, die Katholische Soziallehre wäre früher 
tatsächlich „Lehre“ gewesen, insbesondere im Sinn der Verkündigung 
von letztlich dem N aturrecht entnom m enen verbindlichen Norm en für 
die Ordnung des gesellschaftlichen Lebens. H eute aber hätte  die Kirche 
selber diese A rt von Soziallehre preisgegeben und beschränke sich 
grundsätzlich auf pastorelle Anweisungen und personale Ermahnungen. 
Man beruft sich dabei u. a. auf die Pastoralkonstitu tion „Gaudium  et 
Spes“ , in der das Wort N aturrecht überhaupt n icht m ehr aufscheine. 
Wer die wichtigsten D okum ente der Katholischen Soziallehre unbefan­
gen liest, darun ter auch „Gaudium  et Spes“ , kann sich sehr leicht 
davon überzeugen, daß die fundam entale Argum entationsweise der 
Kirche die gleiche geblieben ist, auch w enn gelegentlich andere Begriffe
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auf sch einen. Das wird auch durch die Tatsache bekräftigt, daß die 
neuesten Sozialdokumente sich gerade in den zentralsten Fragen immer 
wieder auf frühere Lehräußerungen berufen und sie bestätigen. In 
diesem Sinn wird m an keinen dialektischen Sprung in der M ethode 
feststellen können9 .

Damit ist allerdings nicht gesagt, daß trotzdem  nicht auch hier ein 
Wandel stattgefunden hat. Man führt dafür im m er wieder den U nter­
schied zwischen „Quadragesimo A nno“ und „M ater et Magistra“ an. 
Während „Quadragesimo A nno“ stärker auf die Herausarbeitung der 
allgemeinen Grundsätze des gesellschaftlichen Lebens bedacht ist und 
in Zusammenhang dam it auch auf eine gewisse System atik, zeigt sich 
„M ater e t Magistra“ in diesem Sinn weniger grundsätzlich und syste­
m atisch, dafür daber lebensnäher und pastoraler. Wer die Entstehungs­
geschichte dieser Enzyklika näher kennt, weiß, daß hier tatsächlich 
eine Entscheidung zugunsten der m ehr pastoralen M ethode gefallen 
ist. Man könnte m it gewissem V orbehalt vielleicht auch so sagen: Das 
kirchliche Lehram t wird zunehm end vorsichtiger, über das so kom plexe 
und dynamische wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben Global­
aussagen zu m achen. Es fühlt sich hier schlechthin überfordert und 
nicht zuständig. Es darf hier noch einmal w iederholt werden, daß es 
nie Aufgabe und Absicht dieses Lehram tes sein konnte, das zu tun, 
auch wenn dies gelegentlich so verstanden oder so gewünscht wurde.

A uf einen w eiteren Wandel in der M ethode darf ebenfalls noch hinge­
wiesen werden: Das zunehm ende Bemühen, die Erkenntnisse der 
positiven Wissenschaften, insbesondere der Sozialwissenschaften, auf­
zunehm en und einzubauen. Man denke hier etw a an „Populorum  
Progressio“ , wo die Situationsschilderung der D ritten  Welt auf ein 
reiches Tatsachenm aterial aufbaut. Diese Hinwendung zum  K onkreten 
m acht die ethischen Imperative plastischer. Allerdings schließt das die 
Gefahr m it ein, daß sie zeitbedingter und weniger weitreichend sind, 
d a  sie n icht m ehr so stark vom Gewicht der grundsätzlichen Zusam­
menhänge getragen sind. Wo es sich dann im Bemühen um  die konkrete 
W irklichkeit nicht nur um  sittliche Im perative, sondern auch um  die 
technische Durchführung handelt, versteht es sich von selber, daß 
Aussagen dieser A rt nur das Gewicht der inneren Sachrichtigkeit und 
Tauglichkeit haben. Man denke hier etw a an Vorschläge Johannes’ 
XXIII. über die Lösung der brennenden Agrarprobleme oder die 
H ebung der Rohstoffpreise zugunsten der D ritten  Welt. Die U nter­
scheidung zwischen dem sittlich G ebotenen und dem sachlich Rieh-
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tigen gehört zu  den Selbstverständlichkeiten im Verständnis und  in 
der Beurteilung der Katholischen Soziallehre.

Vielleicht darf abschließend noch ein Gedanke aufgegriffen werden, 
der sich in neueren Veröffentlichungen wiederholt findet und der — 
innerhalb bestim m ter Grenzen — für unsere Fragestellung durchaus 
brauchbar ist. Man spricht von einer dreifachen Aufgabe, die die Kirche 
in ihrer gesellschaftlichen V erantw ortung habe. Die erste könn te man 
als die gesellschaftskritische bezeichnen. Hier geht es um  das Recht und 
die Pflicht der Kirche, gesellschaftliche M ißstände aufzuzeigen und die 
Gewissen dafür zu sensibilisieren. Wer die ersten großen Sozialenzykli­
ken wie „Rerum  Novarum “ und „Quadragesimo A nno“ kennt, weiß, 
daß in ihnen ein gutes und hartes Stück Gesellschaftskritik steckt. 
Diese Gesellschaftskritik durchzieht auch die neueren kirchlichen 
Sozialdokum ente. Man lese un te r dieser Rücksicht nur „Populorum  
Progressio“ . M an würde sich aber sehr schwer tun , aufgm nd der vor­
liegenden Sozialdokum ente die Behauptung aufrechtzuerhalten, die 
Kirche hätte  in ihrer neueren Soziallehre ausschließlich die Aufgabe 
der Gesellschaftskritik übernom m en.

N eben dieser Aufgabe der Gesellschaftskritik enthält die kirchliche 
Soziallehre ein gutes Stück positiver Prinzipien und Imperative für die 
Ordnung des gesellschaftlichen Lebens. Man denke hier etw a an den 
zentralen Satz der gesamten Katholischen Soziallehre, daß der Mensch 
als Ebenbild G ottes Träger und Ziel des gesellschaftlichen Lebens 
sein m uß; oder auch an das Solidaritäts- und Subsidiaritätsprinzip. 
In  neuester Zeit verdichten sich diese inhaltlichen Aussagen immer 
stärker in die R ichtung der w eltw eiten Gerechtigkeit und des w elt­
w eiten Friedens. Es m uß dabei festgehalten werden, daß es der Kirche 
dabei n icht um  ethische U topien geht, sondern um  sittliche Forderun­
gen, die einer ganz bestim m ten Vorstellung von Mensch und Gesell­
schaft entspringen. A uf eine dritte  A rt von gesellschaftsbezogenen 
Aussagen sei noch hingewiesen. Man könnte sie als die prophetischen 
bezeichnen. Hier geht es der Kirche n icht zuerst darum , ein gesell­
schaftliches Problemfeld säuberlich abzustecken und ethisch einzu­
ordnen. Es w ird vielmehr ein Totalanliegen ausgesprochen und die 
Aufm erksam keit auf etwas hingelenkt, das fällig ist. Man denke hier 
etw a an „Pacem in terris“ und das do rt so eindringlich ausgesprochene 
Anliegen des Friedens. In die gleiche R ichtung geht auch der wieder­
holte Appell an Menschen, die tro tz  aller Schwierigkeiten und Aus­
sichtslosigkeiten sozial initiativ w erden sollen. Vielleicht gehört das
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prophetische W ort zu den ursprünglichsten und eigenständigsten der 
Kirche in der Verwirklichung ihrer gesellschaftlichen V erantwortung.

Es ist durchaus möglich, daß sich aufgrund der gesamtgesellschaft­
lichen Entwicklung und aufgrund der Entfaltung des inneren Selbst­
verständnisses der Kirche bedeutsam e Akzentverschiebungen in den 
erw ähnten drei Aufgabenbereichen ergeben. Daß z. B. die gesellschafts­
kritische Funktion  im Sinn der bew ußten Sensibilisierung des gesell­
schaftlichen Gewissens einen Vorrang erhält vor den lehrhaften Aus­
sagen. Das gleiche kann sich ein anderes Mal für die prophetische 
Funktion ergeben. Das alles ist möglich und vielleicht sogar notwendig. 
Entscheidend aber ist, daß keiner dieser A spekte verabsolutiert und 
totalisiert werden kann. Denn die Kirche hat es auch im gesellschaft­
lichen Bereich m it den fundam entalen Grundlagen ihrer Existenz zu 
tun: m it der Sünde, m it der Heilsbotschaft und dem Sendungsauftrag.
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Wilhelm Weber
DIE MODERNE FREIHEITSGESCHICHTE 

ALS GESCHICHTE DER DIFFERENZIERUNG 
DER EUROPÄISCHEN GESELLSCHAFT

Einleitung
Nachdem  im ersten R eferat vorwiegend die geistig-ideologische 

„Innenseite“ im Entwicklungsprozeß der m odernen Freiheitsgeschichte 
un ter der Interpretationsfigur „Säkularisierung“ dargestellt worden ist, 
geht es in diesem Beitrag hauptsächlich und sozusagen um  die „A ußen­
seite“ , d. h. um  Fragen des strukturellen Wandels im Aufbau der Gesell­
schaft, konkret um den Prozeß der Differenzierung der europäischen 
Gesellschaft vom geschlossenen Orbis Christianus des M ittelalters zur 
m odernen — ja , was denn nun eigentlich: „Vertragsgesellschaft“ , 
„arbeitsteilige Industriegesellschaft“ , „rollendifferenzierte Gesellschaft“ , 
„segm entierte Gesellschaft“ , „anom ische Gesellschaft“ , „pluralistische 
Gesellschaft“ , „dem okratische Gesellschaft“ , „Klassengesellschaft“ , 
„Schichtengesellschaft“ usw.?

Schon diese m ehr zufällige Aufzählung von zum  Teil to ta l verschie­
denen kategorialen Bezeichnungen zur analytisch-wissenschaftlichen 
Bewältigung unserer Gesellschaft ist ein schlagender Beweis dafür, daß 
diese unsere Gesellschaft nicht m ehr „auf den Begriff zu bringen“ ist. 
Die K om plexität des Gegenstandes und die H eterogenität seiner Bau­
elem ente sperren sich gegen jegliche simplifizierende Kategorisierung. 
Daher steht von vornherein zu verm uten, daß allzu glatte und griffige 
V okabeln wie „Klassengesellschaft“ oder „kapitalistische Gesellschaft“ 
eher jenen von Alexis de Tocqueville so genannten fausses id'ees claires 
zuzurechnen sind, die deswegen, weil sie scheinbar so klar und ein­
leuchtend sind, besonders gern aufgegriffen werden und schwere 
Rauschzustände in der gesellschaftlichen Diskussion auszulösen geeig­
net sind.
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1. Die „ altabendländische Gesellschaft'“ des Orbis Christianus1 
(Vgl. Annex I am Ende dieses Beitrages, S. 59)

1.1. Die sogenannte altabendländische oder „alteuropäische“ (N. Luh- 
mann) Gesellschaft stellt sich in ihrem  strukturellen Aufb au als ein „heili­
ger Kosm os“ dar, der von einer „heiligen H errschaft“ (= Hierokratie/Hier- 
archie) von oben nach un ten  durchw altet wird. Der einzelne wird nicht 
als Individuum  aufgefaßt, sondern als integrierendes und integriertes 
M om ent eines gesellschaftlich hom ogenen Ganzen, das sich in konzen­
trischen Kreisen (über Familie, Großfam ilie, Feudal verband, „S tand“ ) 
bis hin zur Kirche und zur weltlichen Obrigkeit (Papst und Kaiser) auf­
baut. Dem Inhaber der geistlichen Gewalt, dem Papst, steh t die Supre­
m atie gegenüber dem  Inhaber der weltlichen Gewalt, dem  Kaiser, zu 
(„Zwei-Schwerter-Theorie“ : der Papst führt das geistliche Schwert, der 
Kaiser das weltliche, aber in U nterordnung un te r den Papst).

1.2. Da das geistige und moralische In terpretationsm onopol der Kirche 
tro tz  gelegentlicher heftiger Zusam m enstöße zwischen Papsttum  und 
Kaisertum  nicht grundsätzlich angezweifelt wurde, besaß diese Gesell­
schaft ein hohes Maß an innerer Kohäsion und geistiger Identität. 
Geistige und moralische Identitätskrisen spielten eine untergeordnete 
Rolle; wo sie auftraten , wurden sie als Häresien identifiziert und ins 
gesellschaftliche Abseits verwiesen, notfalls m it Gewalt.

1.3. Die Idee vom Orbis Christianus m it Papst und Kaiser an der Spitze 
deckte im H ohen M ittelalter weitgehend die bekannte geographische 
und gesellschaftliche Wirklichkeit ab. Die „Ungläubigen“ am geogra­
phischen Rande oder im gesellschaftlichen G etto  der Christenheit 
— im wesentlichen die M oham m edaner und die Ju d en  — waren dem ­
gegenüber eine quantite negligeable, die das Gesamtbild nur unw esent­
lich beeinträchtigte.

1.4. Die „Ideologie“ des Orbis Christianus:
Vertikalismus-. Alle Gewalt geht von G o tt auf den Papst und den 

Kaiser und von do rt auf dem  Wege der Delegation nach un ten . Der 
letzte in der Reihe, der Mann aus dem  Volke, ha tte  weder teil an der 
Herrschaft noch schützten ihn verfassungsmäßig garantierte M en sch en ­
rechte“ . Was ihn schützte bzw. schützen sollte, war das Gesetz des 
Evangeliums und das christliche Sittengesetz, an das die Obrigkeit 
gebunden war.
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2. Die „neuzeitliche Gesellschaft “ ab  Ergebnis der Auflösung des
Orbis Christianus 

(Vgl. Annex I am Ende dieses Beitrages, S. 59)

2.1 . Bereits seit dem  Hohen M ittelalter, dem  13.Jah rhu nd ert,se tz ten , 
deutlich identifizierbar, zahlreiche und verschiedenartige Prozesse 
ein, die die Geschlossenheit und Hom ogenität des Orbis Christianus 
in Frage stellten.

2.1.1. Im geistigen Bereich wurde die Loslösung des N aturrechtsden­
kens, eines der wichtigsten In terpretam ente der kirchlich-theologischen 
W eltdeutung, durch die Form el „Etsi non  daretu rD eus“ von seiner theo- 
nom en Basis vorbereitet. Dies m ußte zunächst konsequent im Deismus 
und dann im puren Rationalismus enden;

2.1.2. Im politischen  Bereich kündigte sich in dem erbitterten  Streit 
zwischen Philipp dem Schönen von Frankreich und Papst Bonifaz VIII. 
(1294—1303) um  die Wende vom 13. zum 14. Jahrhu nd ert das Zeitalter 
der N ationalstaaten gegen die imperiale Reichsidee des Orbis Christia­
nus an. Marsilius von Padua ( f  1343) lieferte in seinem „Defensor 
pacis“ (1324) die passende Ideologie dazu;

2.1.3. Im wirtschaftlichen Bereich höhlte die Dynam ik des „Frühka­
pitalism us“ in der Form  des Handels- und Bankenkapitalismus — durch 
die Kreuzzüge m it angestoßen — die Idee der „gottwohlgefälligen“ , „stan­
desgemäßen“ , d .h . n icht auf Veränderung bedachten ständischen Wirt­
schaftsweise nach und nach aus.

2.2. Ein besonders wichtiges Ereignis war die Entdeckung der Neuen 
Welt und die dam it aufgeworfene Frage nach der sittlichen Legitim ation 
der außerhalb des Orbis Christianus existierenden „S taaten“ . K raft wel­
cher Legitim ation herrschten die dortigen Fürsten? Gegen die Integrali- 
sten der Orbis-Christianus-Ideologie verteidigten die führenden Köpfe der 
spanischen Spätscholastik (beispielhaft Franz von Vitoria, f  1546) die 
A utonom ie der westindischen V ölkerschaften gegenüber den Ansprü­
chen der spanischen Krone und begründeten dam it in ersten Ansätzen 
das m oderne V ölkerrecht, das auf der Souveränität der S taaten beruht. 
Der Orbis-Christianus-Idee traditioneller Prägung war dam it der Todes­
stoß versetzt.

2.3. Die Reform ation  zerbrach das geistige und moralische In terpreta­
tionsm onopol der katholischen Kirche. Johannes Gutenberg hatte  m it 
der Erfindung der Buchdruckerkunst die Voraussetzungen für eiqe



rasche Verbreitung des reform atorischen Gedankenguts durch Flug­
schriften geschaffen. G utenberg ha tte  m it seiner Erfindung ferner die 
allmähliche Herausbildung einer „öffentlichen M einung“ überhaupt 
erst ermöglicht, die sich auf die Dauer jeder zentralen Kontrolle und 
Zensur entziehen m ußte.

2.4. So waren es geistige, politische, w irtschaftliche, weltpolitische 
(Entdeckung Amerikas), technische (Buchdruckerkunst) undinnerk irch­
liche (Reform ation) Faktoren und Ereignisse, die sich zu einem Syndrom  
verbanden und den Orbis Christianus von innen wie von außen her auf­
lösten, seine zentralgesteuerte H om ogenität im m er m ehr in Frage stell­
ten und die Segmentierung der Gesellschaft in verschiedene Sinn- und 
Funktionsprovinzen vorbereiten halfen.

Mit der Auflösung des „heiligen Kosm os“ und der dam it einherge­
henden Schwächung der „heiligen H errschaft“ entwickelte s ic h /-  neu­
tral gesprochen — Unabhängigkeit, Freisetzung von Eigenverantwortung 
und Energie. Die Freisetzung begann in der Spitze (Papst/Kaiser — 
Papst/König), setzte sich aber nach und nach durch den Gesellschafts­
körper bis nach un ten  fort.

2.5. Die alte Legitim ationsstruktur „von oben nach un ten“ konn te un­
ter diesen U m ständen je  länger, je  weniger funktionieren. Anstelle der ver­
tikalen K onzeption tra t die horizontale, die vom Gedanken des Vertrages 
ausging. In einem Quasi-Vertrag („C ontrat social“ ; das H auptwerk von 
/ .  / .  Rousseau) schließen sich die autonom en Individuen untereinander 
zum  Staat zusammen und bilden als Staatsvolk das ausschließliche Sub­
je k t der Souveränität („Alle Gewalt geht vom Volke aus“ ). Der aktuelle 
Inhaber der Gewalt (Kaiser, Präsident oder wie im m er er sich nennen 
mag) verdankt seine Beauftragung nicht m ehr G o tt („V on G ottes G na­
den“ ), sondern dem Volke (Der Vollständigkeit halber bleibt zu erwäh­
nen, daß sich dieser ,^republikanische“ Gedanke in A nsätzen bereits bei 
Thomas vonA quin  [ f  1274] und sehr dezidiert bei den bedeutend­
sten Theologen der spanischen Spätscholastik, besonders bei Franz 
Suarez [ t  1617] findet). Allerdings verbanden die Scholastiker den re­
publikanischen G edanken mit der Begründung der staatlichen A utorität 
in G ott.

2.6. Die „Ideologie“ der neuzeitlichen Gesellschaft:
Horizontalismus: Letztes Subjekt aller gesellschaftlichen Realität

ist das Individuum, das in einem Quasi-Vertrag m it seinesgleichen G e­
sellschaft selbstschöpferisch hervorbringt. Alle Gewalt geht vom (durch 
„V ertrag“ ) staatlich geeinten Volk aus. Es gibt keine Kaiser und Könige

Wilhelm Weber
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von G ottes G naden mehr. Der aktuelle Inhaber der staatlichen oder ge­
sellschaftlichen Gewalt ist der höchste Angestellte des Volkes.

2.7. Die zusam m enfassende philosophische Begründung der neuzeitli­
chen Gesellschaft lieferte die Staatsphilosphie der Aufklärung, die mit 
ihrer Behauptung ( / . / .  Rousseau), der Mensch werde „frei und gleich 
geboren, und dennoch liege er in K etten“ , nämlich in den K etten  der 
feudalen Privilegiengesellschaft, das Selbstverständnis des „bürgerlichen 
Subjekts“ form ulierte. Und die französische Revolution war es, die d ie­
ses Selbstverständnis im jeweils ersten A rtikel ihrer Verfassungen in den 
Rang eines Verfassungsgrundsatzes erhob und auf seiner Basis Politik zu 
realisieren suchte2 .

2.8. Bevor den ideologischen Entwicklungen und den politischen K on­
sequenzen w eiter nachzugehen ist, wollen wir zunächst noch kurz bei der 
Frage verweilen, wie sowohl die aufklärerische Idee des autonom en bür­
gerlichen Subjekts als auch die gesellschaftlichen Konsequenzen der 
französischen Revolution zur weiteren Desorganisation der alteuropäi­
schen Gesellschaft beigetragen und sie zum Exzeß geführt haben.

2.8.1. Die Auflösung der feudalen Privilegiengesellschaft (durch Ge- 
w erbefreiheit, Bauernbefreiung, unbegrenzte Dispositionsfreiheit über 
privates Produktiveigentum , das Eigennutzprinzip in der Klassischen 
Nationalökonom ie) führte — schlagwortartig und verkürzt zusammenge­
fa ß t—nach und nach zu folgenden gesellschaftlichen Veränderungen:
— Trennung von „Kapital und A rbeit“ ;
— Trennung von W ohnung (Familie) und Arbeitsplatz;
— Herausbildung einer m ehr oder weniger ausgeprägten Klassengesell­

schaft;
— Arbeitsteilung: Entwicklung vom „H andw erk“ zum  ,,Handgriff“ ; 

Beruf wird zum  J o b , die Arbeitswelt wird für im m er m ehr M enschen 
sinnentleert;

— Auseinanderfallen der Persönlichkeitsst|uktur in ein „Rollenbündel“ ;
— Segmentierung der Gesellschaft in unterschiedliche, voneinander ge­

trennte und zum Teil unabhängige Funktions- und Sinnprovinzen: 
Politik, W irtschaft, R echt, K ultur, Kirche;

— Die Orientierung am Gemeinwohl wird durch Zerfall der Gesellschaft 
in Interessen- und Pressure Groups zur Chimäre.
2 .8 .2 .Die Folge ist, daß der einzelne nicht m ehr seinen „S tand“ in 

einer überschaubaren, für ihn  in  ihrer Sinnbedeutung nachvollziehbaren 
und von der Kirche autoritativ  interpretierten Ordnung hat, sondern daß 
er sich in den Schnittpunkt von verschiedenen m ehr oder weniger unab­
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hängigen Funktions- und Sinnprovinzen gestellt sieht, deren sinnvolles 
Zusammenspiel ihm  immer uneinsichtiger wird. „Verlust der M itte“ , 
„Depersonalisation“ , „Verflüchtigung des Subjekts“ , „Krise der Ind i­
vidualität“ , „organisierte Unsicherheit“ , „A nom ie“ , „Entfrem dung“ 
usw. sind nur einige der Schlagworte, m it denen die S ituation zu kenn­
zeichnen versucht wird.

2.8.3. Die Soziologen beginnen, das Problem  der gesellschaftlichen Dif­
ferenzierung und Kohäsion zu reflektieren. Soziologie erweist sich anstel­
le der Sozialphilosophie und der aufklärerischen Staatsphilosophie als 
Sozialpathologie der arbeitsteiligen, segm entierten Gesellschaft.

2.9. Nach Karl Marx, dessen Klassendiagnose der Gesellschaft — zu 
grob und holzschnittartig — die neueren gesellschaftlichen Entwicklungen 
nur sehr bedingt erfassen konn te , waren es Georg Sim m el [ t  1918] und 
vor allem Emile Dürkheim  [ f  1917], die sich Gedanken über die Des­
organisation der Gesellschaft m achten und auch darüber, wie wieder 
eine S innm itte gefunden w erden könne, um  den to ta len  Zerfall der G e­
sellschaft aufzuhalten.

2.9.1. In  seiner berühm ten Studie über den „Selbstm ord“ aus dem  J a h ­
re 1897 sucht Dürkheim  zu zeigen, wie die Arbeitsteilung und Funktio- 
nalisierung der Gesellschaft un ter Ausschaltung moralischer A utorität 
zu einem Verlust des Kollektiven Bewußtseins (conscience collective) 
und dam it zur to talen  Regellosigkeit, zur Anom ie, führt. In  einer sol­
chen Gesellschaft, die ihre eigene Iden titä t verloren hat, verliert auch 
das Individuum  seine Iden titä t und gerät som it un ter einen Entschei­
dungsstreß, der daraus resultiert, daß keine anerkannten und allgemein 
sanktionierten N orm en m ehr vorhanden sind, die den Streß durch Ver- 
haltensroutine reduzieren könnten .

Im m er m ehr Menschen halten diesen Streß nicht m ehr aus und zer­
brechen daran, im äußersten Fall durch Selb st Vernichtung. Dürkheim  
hat in der genannten M onographie un ter den verschiedenen A rten von 
Selbstm orden und ihren Ursachen auch den Typ des „anomischen 
Selbstm ordes“ herausgearbeitet3 .

2 .9 .2 . Dürkheim  sieht eine Rem edur nur in der W iedererstehung eines 
neuen Kollektivbewußtseins auf der Basis menschlicher Solidarität, die 
nur in und durch Gesellschaft erfolgen kann. „Die Gesellschaft en t­
zieht sich daher n icht, wie m an o ft geglaubt ha t, der Moral oder übt nur 
zweitrangige Rückwirkungen auf sie aus, sondern ist im  Gegenteil ihre 
notwendige Bedingung. Sie ist nicht eine einfache Aneinanderreihung 
von Individuen, die m it ihrem  E in tritt eine ihnen eigene M oralität ein­
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bringen, sondern der Mensch ist nur ein moralisches Wesen, weil er in 
Gesellschaft lebt, da ja  die M oralität in der Solidarität einer Gruppe b e ­
steht und mit dieser Solidarität variiert“4 .

2.9.3. Auch darüber, wie die Rem edur unserer anom ischen Gesell­
schaft auszusehen hat, läßt Dürkheim  keinen Zweifel: „Eine Verhaltens­
regel, deren moralischer Charakter unbestritten  ist, befiehlt uns, in 
uns die wesentlichen Züge des kollektiven Typs zu verwirklichen. Ge­
rade bei den primitiven Völkern erreicht sie ein Höchstm aß an Strenge. 
D ort ist es erste Pflicht, jederm ann ähnlich zu sein, weder in Glau­
bensdingen, noch in praktischen Dingen irgendwie persönlich zu wer­
den“ . . . (In letzter Konsequenz) „wäre der Mensch, den die Regel uns 
vorschreibt, zweifellos der Mensch ganz generell und nicht der Mensch 
dieser oder jener sozialen A rtung“5.

2 .9.4 . Die letzten Sätze lassen eindeutig erkennen, daß Dürkheim  in 
starker O pposition zum  liberal-individualistischen Denken steht und 
nicht den Bourgeois des liberalen Besitzindividualismus, sondern eher den 
Citoyen  der allgemeinen Men sehen Verbrüderung als Ideal vor Augen 
hat. Aber die „List der Idee“ , daß der freie und vor allem der mit 
seinesgleichen gleiche C itoyen ein solcher nur durch das dom inierende 
Super-Ego einer starken Gesellschaft werden kann, die allein kollektives 
Bewußtsein contra partikuläres, anomisch widersprüchliches Bew ußt­
sein zu garantieren in der Lage wäre, verschafft sich auch bei Dürkheim  
Geltung. „Es ist ein langgehegter M enschheitstraum, das Ideal der 
menschlichen Brüderschaft endlich praktisch verwirklichen zu können... 
Es kann jedoch nur befriedigt werden, wenn alle Menschen eine gleiche, 
den gleichen Gesetzen unterw orfene Gesellschaft bilden . . . Die einzige 
M acht, die den individuellen Egoismus zu zähm en vermag, ist die 
Gruppe, die einzige, die den Gruppenegoismus zu zähmen vermag, ist 
die einer anderen G ruppe, die sie alle um faßt . . ,“6 .

2.9.5 . Dürkheim  reflektiert hier, das dürfte deutlich geworden sein, das 
Problem  von gesellschaftlicher Differenzierung und Kohäsion, von 
anomischer Beliebigkeit und gesellschaftlicher N orm ativität, von 
Freiheit und Gleichheit, wom it wir in der G rundthem atik der m ensch­
lichen Gesellschaft seit der Aufklärung und der französischen Revo­
lu tion  stehen und die wir praktisch m it der Überschrift unseres letz ten  
Teils versehen könnten:
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3. Die bis heute unbewältigte Freiheit 
(Vgl. Annex II am Ende dieses Beitrages, S. 61)

Die heftigen gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen in den 
Industrieländern der westlichen Welt seit etwa M itte der sechziger 
Jah re  haben eines in aller Deutlichkeit wieder neu zutage gefördert: 
daß m an bei uns

a) bis heute noch immer nicht weiß, was eigentlich Freiheit bedeu­
te t und

b) wie Freiheit als dauernd zu sichernder Wert gesellschaftlich-poli­
tisch immer wieder von neuem  organisiert werden muß.

Mit anderen W orten: Zweihundert Jahre  nach der Aufklärung und 
der französischen Revolution sind wir weit davon entfernt, das Problem 
der gesellschaftlichen Freiheit bewältigt zu haben.

K önnte das nicht daran liegen, daß der Freiheitsbegriff der A ufklä­
rung und der französischen Revolution alles andere als eindeutig war?

3.1. Das Dilemma begann dam it, daß J. J. Rousseau gleich am Anfang 
seines „Contrat social" erklärte, der Mensch werde frei geboren und 
doch liege er überall in K etten7 . Der deutsche Politologe Wilhelm 
Hennis hat darauf hingewiesen, daß hier eine wesentliche Be­
stimmung der conditio humana geleugnet wird, nämlich die, daß

, der Mensch zwar mit der Fähigkeit, frei zu werden, geboren wird, 
im Zustande der G eburt jedoch alles andere als frei ist8 .

3.2. Die neuzeitliche Freiheitsidee (Renaissance, A ufklärung,französi­
sche Revolution) ist prim är die einer emanzipatorischen Freiheit: Freiheit 
von Abhängigkeiten, Ausbruch aus einer zum Teil irrational legiti­
m ierten geburtsständischen feudalistischen Privilegiengesellschaft, Be­
freiung von nicht durch Vernunft und per M andat legitim ierten A utori­
täten.

Es handelt sich um  einen revolutionären Freiheitsbegriff, revolu­
tionär in dem  Sinne, daß er die Befreiung des Individuums aus eta­
blierten gesellschaftlichen S trukturen mit Privilegiencharakter an ­
zielt. In diesem Sinne haben wir es zunächst mit einem m etapoli­
tischen Freiheitsbegriff zu tun , dessen zentraler Inhalt die gleiche 
rechtliche Freiheit aller ist. In diesem zunächst m etapolitischen 
Sinne sind die revolutionären Axiome von Freiheit und Gleich­
heit zu verstehen. Gleichheit wurde noch nicht prim är als Egalität 
des sozio-ökonomischen Status begriffen, wie es heute bei vielen 
egalistischen Bestrebungen der Fall ist, sondern als Egalität des
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allgemeinen Bürgerstatus im Sinne der „gleichen rechtlichen 
Freiheit“ aller.

Freiheit und Gleichheit, das heißt zunächst: Alle haben die 
(formal) gleichen Rechte, niem and ist rechtlich privilegiert, nie­
m and ist rechtlich abhängig!

3.3. Der Bürger, der diese Freiheit in der französischen Revolution 
gegen die Privilegiengesellschaft des Ancien regime erkäm pfte, war 
der Bürger vom jakobinischen Typ. Der Bürger tra t somit revolutionär 
in die Arena der Weltgeschichte. Er nannte sich stolz Citoyen. Er war 
der Bürger aus Rousseaus „Contrat social“ .

An der Seite dieses Bürgers und gleichzeitig in Konkurrenz zu ihm 
käm pfte der Bürger eines anderen Schlages, jener, für den die Re­
volution nur die notwendige Durchgangsstufe zu einer Gesellschaft 
war, in der er selbst zur dramatis persona werden wollte. — Die wei­
tere Entwicklung folgte m it einer gewissen inneren Logik.

3.4. A bstrakte revolutionäre Proklam ationen von Em anzipation und 
Freiheit sind jedoch für den nachrevolutionären Alltag, wenn wieder 
Politik gem acht werden m uß, zu wenig operational. Die Folge war, 
daß die französischen Revolutionsverfassungen die abstrakte 
kosm opolitische Freiheit nunm ehr verräum lichten und verdinglich­
ten  und in konkrete individuelle Freiheitsräume um form ten. Neben 
die Erklärung der allgemeinen droits de l ’homme tra ten  die konkre­
ten  und handfesten droits du citoyen9 .

In den verschiedenen Revolutionsverfassungen ist die Rede von „na­
türlichen und unverlierbaren M enschenrechten“ , aber diese Rechte wer­
den sofort zu konkreten Bürgerrechten verdinglicht und individualisiert, 
wom it der Keim zur Ungleichheit un ter den einzelnen Individuen ge­
legt wurde.

In A rt. I der Declaration von 1789 heißt es: „Frei und gleich an 
Rechten werden die Menschen geboren und bleiben es . . .  “ . Ähnlich 
hieß es schon in der Bill o f  Rights von Virginia (USA) vom 12. Ju n i 
1776, wo A rt. I erklärt, „daß alle Menschen von N atur aus frei und 
unabhängig sind und gewisse angeborene Rechte besitzen . . . “ . Diese 
Erklärungen entsprechen dem „Pathos des Allgemeinen“ , der Idee des 
Weltbürgerlichen, alles dessen, „was M enschenantlitz träg t“ .

3.5. Die Verdinglichung, die Individualisierung der allgemeinen Men­
schenrechte zu den alltäglichen Bürgerrechten und dam it die Ver­
flüchtigung des revolutionären Pathos des Allgemeinen folgte auf dem  
Fuße. So heißt es in A rt. II der Declaration von 1789 zunächst noch
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einmal: „Der Zweck jeden politischen Zusammenschlusses ist die Be­
wahrung der natürlichen und unverlierbaren M enschenrechte“ . Dann 
aber wird sofort massiv individualisiert: „Diese Rechte sind Freiheit, 
Eigentum, Sicherheit und Widerstand gegen Bedrückung“ . Und Art. 
XVIII fügt hinzu, daß „das Eigentum ein unverletzliches und heiliges 
is t“ . .— Ähnliche Form ulierungen enthält auch die Verfassung der 
französischen Republik vom 24. Ju n i 1793.

3.5.1. Die Verdinglichung der allgemeinen M enschenrechte zu den 
konkreten Bürgerrechten, vor allem im „unverletzlichen und heiligen 
Eigentum “ sich darstellend, führte das Bürgertum des Besitzindivi­
dualismus an die Schalthebel der politisch-gesellschaftlichen Macht 
im 19. Jahrhundert. Das m arkierte zugleich den Beginn der liberal­
individualistischen Rechtsepoche Europas, die im Code civil (Code 
Napoleon) von 1804 ihren ersten gesetzgeberischen Niederschlag 
fand und sich von dort in den Bürgerlichen Gesetzbüchern anderer 
Staaten Europas fortsetzte. Die besonders starken und startbe­
günstigten Citoyens benutzten  nunm ehr eifrig ihre droits du citoyen 
(Eigentum, Gewerbefreiheit, liberal-permissive Gesellschaftsauf­
fassung), um  ihren weniger begünstigten Con-citoyens davonzu­
preschen.

3.5.2. Uber Nacht beherrschte nicht mehr der Citoyen, der Bürger 
als Mensch und als das Ideal der Revolution, das Feld, sondern der 
Bourgeois, der liberal-konservative Besitzbürger. Die allgemeine 
form al-rechtliche Freiheit aller ging fortan  mit einer massiven öko­
nom ischen Unfreiheit und Ungleichheit einher, wie sie das Prole­
taria t des 19. Jahrhunderts  kennzeichnete.

3.6. Als Zwischenergebnis können wir festhalten: Am Anfang der m o­
dernen politischen Freiheits- und Em anzipationsgeschichte, wie er 
durch Aufklärung und französische Revolution m arkiert war, stand der 
Bürger im Kam pfe gegen die Privilegiengesellschaft des Ancien regime. 
Aber dieser Bürger ist nicht auf einen Begriff zu bringen. Er stellte sich, 
immer un ter Berufung auf die abstrakten Ideale von Freiheit und 
Gleichheit, in zwei völlig verschiedenen Typen dar, und beide sind Ergeb­
nis, Resultat der Aufklärung und der Revolution. Die beiden Typen 
streiten m iteinander wie feindliche Brüder, und da beide Typen in der 
„bürgerlichen Gesellschaft“ nebeneinander leben, ist „die Geschichte 
der bürgerlichen Gesellschaft die Geschichte des Kampfes des Bürgers 
gegen den Bürger“ 10.
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A uf der einen Seite steht der Bourgeois, also der konkrete Bürger, 
den wir auch den „sekundären“ Bürger nennen können, in seiner in­
stitutionell-juristisch-positiven Begrenztheit, m it den bekannten  
bürgerlichen Statussym bolen des Vermögens, der „bürgerlichen“ Bil­
dung und K ultur, der „bürgerlichen“ Familie, kurz des „bürgerlichen“ 
Lebensstils. — Gegen ihn „behauptete sich immer auch der sich auf das 
Allgemeine, auf den Menschen beziehende Bürger: als Genie oder 
Bohemien, als Weltverbesserer oder Revolutionär oder als kritischer 
oder protestierender Intellektueller. Dieser Gegensatz entspricht dem 
Gesetz, nach dem  die bürgerliche Gesellschaft angetreten ist. Die bürger­
liche Gesellschaft hatte  sich revolutionär etabliert; das Selbstverständ­
nis, mit dem  die feudale Privilegiengesellschaft revolutionär überwun­
den w urde, war das Selbstbewußtsein des Bürgers als Allgemeines: Der 
Bürger m achte seine Revolution als Mensch“ 11. — Es ist der Bürger in 
seinem „prim ären“ Typ , wie man ihn nennen kann. — Es ist der C ito­
yen im Gegensatz zum  Bourgeois. — , JDie Privilegiengesellschaft wurde 
m it dem  Instrum ent einer Theorie überwunden, die dem  Menschen 
schon als Menschen bestim m te natürliche Rechte zuschrieb. Aber dam it 
stellte sich die bürgerliche Gesellschaft un ter das Gesetz dieses Anfangs: 
Der Bürger als allgemeiner, als Mensch also, blieb immer die Negation 
des Bürgers in seiner Gesellschaftsform als besonderer. Die bürgerliche 
Gesellschaft befindet sich stets in einer Spannung in R ichtung des all­
gemeinen Anspruchs, den die bürgerlichen Prinzipien der Freiheit 
und  der Gleichheit bedeuten .“ 12

3.7. So war es denn auch nicht verwunderlich, daß aus dieser Span­
nung des allgemeinen Anspruchs, nachdem  er sich unausrottbar in den 
K öpfen festgesetzt hatte , von Zeit zu Zeit immer wieder revolutionäre 
Bewegungen aufbrachen. Die erste Bewegung dieser Art war die franzö­
sische Februarrevolution von 1848, in welcher der sogenannte vierte 
S tand, das Industrieproletariat, die jakobinisch-liberale Revolution von 
1789 für sich nachzuholen versuchte. Ihr Freiheitsideal war genau das 
jakobinisch-bürgerliche von 1789, das fortan  Europa und heute mehr 
oder weniger die ganze Welt beherrschen sollte.

3.8. Seit der Aufklärung und der französischen Revolution laufen in 
der Politik des 19. und 20. Jahrhunderts somit zwei unterschiedliche 
Freiheitsbegriffe nebeneinander her, die den zwei genannten Bürgerty­
pen entsprechen (Citoyen/Bourgeois — prim ärer/sekundärer Bürgertyp): 
Das Freiheitsideal von 1789, d . h. die jakobinisch-revolutionäre, kosm o­
politische Freiheit als allgemeines M enschenrecht m it dem  ,.Pathos des
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Allgemeinen“ und die verdinglichten, konkretisierten, individuali­
sierten Freiheitsrechte und -räume als Freiheiten des Bürgers, des 
Bourgeois, m it dem  „Pathos des Individuellen“ .

3.8.1. Das Pathos des Allgemeinen, das den genuin revolutionären 
em anzipatorischen Freiheitsbegriff auszeichnet, stellt prim är auf die 
gleiche Freiheit aller, m ithin auf Gleichheit ab; es löst bis auf den heu­
tigen Tag und heu te verstärkt in W esteuropa im m er wieder radikal- und 
fundam entaldem okratische Bewegungen m it starker Polemik gegen die 
konkreten , individuellen Freiheitsräum e aus (Priorität des „Gesell­
schaftlichen“ , des Allgemeinen vor dem Privaten; Gleichheit — im Sinne 
des Egalitarismus — vor Freiheit); der bourgeois-liberale Freiheitsbegriff 
b e to n t demgegenüber die individuellen Freiheitsräume (Privateigentum, 
M arktwirtschaft und W ettbewerb).

3.8.2. Das Nebeneinanderexistieren zweier Freiheitsbegriffe, reprä­
sentiert durch zwei unterschiedliche Bürgertypen, hält die Gesellschaft 
im Zustande ständiger Spannung und in der Gefahr, daß die politische 
Balance, die beide Freiheitskonzeptionen gegeneinander relativiert, ver­
lorengeht und einer to talitären Gesellschaft „linker“ oder „rechter“ 
Observanz der Weg geöffnet wird.

Alexis de Tocqueville (1805—1859), der intelligente Beobachter der 
gesellschaftlichen und politischen Szenerie seiner Zeit in Frankreich, 
hat den perm anenten Charakter des Revolutionstyps von 1789 klar er­
kannt. Seine Beobachtungen sind auch für unsere Gegenwart in der 
westlichen Welt noch von einer bestürzenden A ktualitä t13.

Ein Individualrecht m ußte naturgem äß ganz besonders gegen das re ­
volutionäre Pathos des Allgemeinen verstoßen, nämlich das Eigentums­
recht, das in den Revolutionsverfassungen für unverletzlich und heilig 
deklariert worden war. Kurz vor der Februarrevolution von 1848 hatte 
Alexis de Tocqueville diese Achillesferse einer Gesellschaft, die sich als 
Gesellschaft von Gleichen verstand, eindringlich beim  Namen genannt. 
„Die Französische Revolution, die alle Privilegien beseitigte, hat ein 
Recht bestehen lassen, das des Eigentums. Die Eigentümer dürfen sich 
aber über die Macht ihrer Position keine Illusionen m achen und sich 
nicht einbilden, das Eigentum srecht sei ein uneinnehm bares Bollwerk, 
weil es bisher noch nirgends erstürm t worden ist . . .

. . . Bald wird der politische K am pf zwischen den Besitzenden und 
den Besitzlosen ausbrechen; das Eigentum wird das große Schlachtfeld 
bilden, und die hauptsächlichsten politischen Streitfragen werden sich 
um  die m ehr oder weniger tiefgreifenden Veränderungen drehen, denen
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die Rechte der Eigentümer unterw orfen werden sollen. Dann werden 
wir die großen öffentlichen Bewegungen und die großen Parteien W ie ­
dersehen“ 14 .

3.9. Seit etw a der M itte der sechziger Jahre  erleben wir in unserer 
westlichen Gesellschaft eine spektakuläre Wiedergeburt des Bürgers in 
seinem prim ären T yp , des Bürgers als P rotestanten , als Revolutionär, als 
Verneiner des G ew ordenen und sogar als Verneiner einer geplanten oder 
program m ierten Zukunft. Z ukunft m uß offen sein; konkret program ­
m ierte Zukunft ist bereits wieder Einschränkung des Allgemeinen, des 
kosm opolitischen Gehalts von Freiheit und Gleichheit. Das K onkrete, 
als dem  Allgemeinen widersprechend, die gegenwärtigen Verhältnisse 
müssen negiert werden, w ährend die Forderungen für die Zukunft völlig 
abstrakter N atur zu sein haben. Ein konkretes Programm für die Z u­
kunft wäre immer etwas, was nur un ter Einsatz von M acht die Chance 
hä tte , verwirklicht zu werden, und zwar von denen, die das Programm 
entw orfen haben. Programm und gesellschaftlich-politisches Establish­
m ent gehören definitionsgem äß zusam m en. Das würde übrigens genau 
dem  D iktum  entsprechen, das Karl Marx im Jah re  1869 gegenüber dem  
Engländer Beesley form uliert haben soll: „Wer ein Programm für die 
Z ukunft entw irft, ist ein R eaktionär“ 15 .

3.9.1. Einer politischen Praxis, die dem  Pathos des Allgemeinen 
verfallen ist, sind selbstverständlich alle jene Realfaktoren und In ­
stitutionen innerhalb der Gesellschaft ein D om  im Auge, die dem 
Prozeß der verallgemeinernden Egalisierung im Wege stehen, die ihn 
hem m en. Das sind — kurz gesagt — jene Enklaven, jene Inseln, jene 
M ikrogruppen und Institu tionen innerhalb der Gesamtgesellschaft, 
die nach anderen Gesetzen als denen der Gesamtgesellschaft struk tu­
riert sind, die so etwas wie eine „Gegenstruktur zur Gesellschaft“ b il­
den. — Die Gesamtgesellschaft, das Allgemeine, soll „dem okratisch“ , 
eine „Vertragsgesellschaft“ von Gleichen sein; in ihr soll es keine G e­
heimnisse und keine geheimen Kabinettsbeschlüsse geben, sie soll offen 
und öffentlich sein (ein besonders beliebtes Schlagwort ist die Forde­
rung nach „Ö ffentlichkeit aller Vorgänge“ ; in Rot-China hat das vor 
vielen Jah ren  un ter dem  Schlagwort von der „open mind-society“ zu 
dem  m akabren Experim ent geführt, die Menschen in Kom m unen sich 
in allen ihren Lebensäußerungen derartig prostituieren zu lassen, daß 
jede private Regung, bis in die Gedanken („m ind“) hinein, unmöglich 
zu werden d roh te . Seit einiger Zeit hört m an nichts m ehr davon). Eine 
solche Gesellschaft soll jedem  die gleiche Chance bieten , nicht nur fo r­
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m al-rechtlich, sondern auch tatsächlich; in ihr soll es keinen geben, der 
Herrschaftsgewalt über andere ausübt, es sei denn per Mandat.

3.9.2. Diesem K onzept, für die Gesamtgesellschaft bedingt richtig, 
stehen aber die M ikrogruppen und Institu tionen innerhalb der Gesell­
schaft im Wege, die den einzelnen aus der Gesellschaft herausheben, die 
ihm eine gewisse Herrschaftsbefugnis verleihen, die ihn m it einer gewis­
sen M acht ausstatten , die es ihm erlauben, ein Leben zu führen, das pri­
vat ist, kurzum : die ihm eine wie auch immer geartete Sonderstellung 
gestatten und dam it das Allgemeine un ter dieser Rücksicht in Frage 
stellen.

3.9.3. M ikrogruppen und Institu tionen dieser Art sind vor allem die 
Familie, der entgegengehalten w ird, sie trage durch ihren Kleingruppen­
egoismus zur Zerklüftung der Gesellschaft bei, ferner das private Eigen­
tum  und die auf dem  Privateigentum basierende O rdnung unserer G e­
sellschaft und W irtschaft. — Aber auch jede andere Sonderstellung eines 
M enschen oder einer G ruppe wird a ttack iert, z. B. die des Amtsträgers 
in einer hierarchisch struk turierten Kirche. Perm anenter Legitim ations­
zwang in Verbindung m it imperativem M andat untergräbt auf die Dauer 
jedes V ertrauen zwischen Führenden und Geführten.

3.10. Die fundam entale Ambivalenz im neuzeitlich-aufklärerischen 
Freiheitsbegriff selbst hat von Anfang an zu einer Diversifikation, 
zu einer itio in partes in den politischen Konsequenzen geführt. So 
konnten  sozialistische und liberal-konservative „bürgerliche“ Kreise — 
beide einmütig die „Freiheit“ zum  Zeugen anrufend — einander poli­
tisch sich bis aufs Messer bekäm pfende Parteien etablieren.

3.10.1. Im  Bereich der sozio-ökonomischen Ordnungspolitik gingen 
sie völlig getrennte Wege:
— M arktwirtschaft, privates Produktiveigentum , W ettbewerb, Gewerbe­

freiheit als verdinglichte, individualisierte Rechte des Bürgers (droits 
du  citoyen) fanden im bürgerlichen Liberalismus ihre politische 
H eim statt;

— zentralistische, bürokratische, die privaten Rechtsräum e möglichst 
ausschaltende Organisationsform en wurden zum Schibboleth des 
proletarischen Liberalismus, der die Rechte des Menschen (droits 
de l’homme) zu schützen vorgab.
Das heißt, im ordnungspolitischen Bereich setzte sich bis in die G e­

genwart hinein der jakobinisch-em anzipatorische Freiheitsbegriff bei 
den Sozialisten aller Schattierungen stärker durch, während der b o u r­
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geois-liberale Freiheitsbegriff der verdinglichten Bürgerrechte sich seine 
H eim statt bei den antisozialistischen K räften schuf.

3.10.2. Der radikaldemokratische K am pf gegen die verdinglichten 
Bürgerrechte erschöpft sich heute aber nicht m ehr im Angriff auf das 
Eigentum, sondern bezieht auch die gesellschaftlichen G ruppen und In ­
stitutionen im Raum  zwischen Individuum  und Staat (die sog. corps in- 
termediaires) m it ein. Dies m acht sich z. B. in W estdeutschland seit eini­
gen Jah ren  bem erkbar im Kam pf gegen den gesellschaftlichen Einfluß 
jener G ruppen und Institu tionen, die nur als eine A rt Verlängerung der 
verdinglichten Freiheitsrechte des einzelnen gesehen werden. Der 
K am pf gegen die Kirche und ihre Institu tionen — private Schulen, th eo ­
logische Fakultäten an staatlichen Universitäten, die sehr umfangreiche 
kirchliche Sozialarbeit in Form  von K rankenhäusern, Jugendw ohlfahrts­
arbeit, Sozialhilfe für schwache Glieder der Gesellschaft —, un ter dem 
Schlagwort der „Trennung von Kirche und S taat“ geführt, ist z. Z. der 
deutlichste Ausdruck dieser Bewegung.

Daß in vielen dieser radikaldem okratischen A ttitüden die Nostalgie 
des jakobinisch-liberalen Freiheitsideals m itschwingt, ist unverkennbar. 
In  einem Papier der Jugendorganisation der F.D.P. (Jungdem okraten) 
vom Janu ar 1973 heißt es z .B .: „Die Durchsetzung liberaler Politik 
un ter den sozio-ökonomischen Bedingungen einer spätkapitalistischen 
Gesellschaft setzt im Verhältnis von Kirche und S taat, Bürger und Reli­
gion zunächst die Einlösung der frühliberalen bürgerlichen Em anzipa­
tionsforderungen voraus“ 16.

Die Konsequenz aus diesem jakobinischen Denken ist, daß zwar die 
subjektive religiöse Überzeugung des einzelnen als G rundrecht aner­
kannt w ird, ihre konkrete Verräum lichung und Verdinglichung im ge­
sellschaftlichen Raum  — vor allem in der Kirche — in allen ihren E r­
scheinungen bekäm pft wird.

4. Fazit
Es gilt, wie in der Aufklärung und in der französischen Revolution, 

der Prim at der abstrakten gleichen rechtlichen Freiheit aller, die jedoch 
— List der Idee — nur zu erreichen ist, wenn mit allen konkreten , indi­
vidual- und/oder gruppenbezogenen Freiheitsrechten und Freiheitsräu­
m en tabula rasa gem acht w ird, indem  sie nach und nach durch das 
S taatsm onopol auf allen G ebieten ausgetrocknet und ersetzt werden.
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4.1. Dieses radikaldem okratische Verständnis erstreckt sich auf alle 
Bereiche, auf den Bereich von K ultur und Erziehung ebenso wie auf den 
Struktur- und ordnungspolitischen Bereich. Überall sind bestehende 
konkrete, verdinglichte Freiheitsräum e „gesellschaftlich“ zu okkupieren. 
K onkret erfordert das: Rätedem okratische oder basisdem okratische Lö­
sungen auf allen gesellschaftlichen Ebenen, in Schulen, in Universitäten, 
in der W irtschaft. Man nennt diesen Vorgang euphem istisch: „D em okra­
tisierung aller Lebensbereiche“ . Die Erfolge sind d o rt, wo eine solche 
„Dem okratisierung“ bereits zum  Zuge gekom m en ist, z. T. „durchschla­
gend“ . Einige unserer Universitäten sind zwischenzeitlich in Tollhäuser 
um funktioniert w orden. Konsequent zu Ende gedacht, endet dieses 
K onzept, wenn ihm nicht rechtzeitig Einhalt geboten w ird, aller b isheri­
gen Erfahrung nach in einer zunächst oligokratischen und schließlich 
m onokratischen Herrschaft von Funktionären.

4.2 . Aber auch der Freiheitsbegriff der liberal-konservativen B our­
geois-Gesellschaft m uß schließlich in einer Sackgasse enden, wenn er 
sich politisch durchsetzt. Er führt zur Privilegierung einer bestim m ten 
Schicht oder Klasse, die ihre Privilegien m it allen legalen und notfalls 
illegalen M itteln zu verteidigen bestreb t ist. Kaum 40 Jah re  nach der 
französischen Revolution war die Restauration der Privilegiengesell­
schaft in Frankreich perfekt, nur daß die Träger der Privilegien nicht 
m ehr die aristokratischen Stände des Ancien regime waren, sondern die 
besitzindividualistische Bourgeoisie, die die Monarchie an die ko nstitu ­
tionelle K ette gelegt hatte . Es war wieder Alexis de Tocqueville, der 
dies als Zeitgenosse sehr deutlich dargestellt hat. „1830 war der Sieg 
der M ittelklasse endgültig und so vollständig, daß die gesamte politische 
M acht, alle Im m unitäten, alle V orrechte, alle Regierungsgewalten wie 
eingepfercht waren in den engen Raum  dieser einzigen Klasse, die alles, 
was über sie hinausragte, tatsächlich ausschloß. So wurde sie nicht nur 
zur alleinigen Beherrscherin der Gesellschaft, sondern m an kann sagen, 
daß sie diese in Pacht nahm .“ 17

4.3. Den beiden Freiheitsbegriffen der französischen Revolution und 
der Revolutionsverfassungen, dem  jakobinisch-revolutionären und dem 
bourgeois-konservativen, ist der soziale K onflikt im m anent. Man könn­
te  fast von einem „built-in conflict“ sprechen.

Der Ansatz beim  Rousseauschen Phantom  des freien und gleichen ab­
strakten Individuums ohne Rücksicht auf die aus der conditio humana 
resultierende Begrenztheit des Menschen hat dazu geführt, daß im H in­
blick auf die Möglichkeiten und Grenzen des Menschen und der Gesell­
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schaft völlig utopische Erw artungen geweckt w orden sind, die keine G e­
sellschaft einzulösen in der Lage ist. Das ist der G rund, weshalb wir 
nach wie vor, 200 Jah re  nach der französischen Revolution, vor dem 
Problem  der unbew ältigten Freiheit in der Gesellschaft stehen.

5. Schluß
J e tz t müßte logischerweise eine Reflexion darüber erfolgen, wie die 

christliche Soziallehre m it dem  Problem  der Freiheit und Bindung, ge­
sellschaftlicher Differenzierung und H om ogenität, kurz: m it der Sinn­
frage in einer segm entierten, desorganisierten, um  ihre eigene Identitä t 
besorgten Gesellschaft fertig w erden will. Eine A ntw ort darauf m uß den 
nachfolgenden R eferaten dieses Symposions und der Diskussion über­
lassen bleiben.

A n nex  I: Zu den Abschnitten 1 und  2 des Referats (S. 44 ff.)

„DESINTEGRATION DER EUROPÄISCHEN GESELLSCHAFT“

A. „Altabendländische Gesellschaft“ (Orbis Christianus)
Hom ogen — In konzentrischen Kreisen pyram idal-hierarchisch aufgebaut — Der 
einzelne hat seinen „S tand“ in einem heiligen Kosmos unter heiliger Herrschaft 
(Hierarchie) — Der einzelne ist über Fam ilie/Sippe/Stand in das irdische Gem ein­
wesen integriert, das dem Kaiser/König un tersteh t — Dem Papst kom m t die Su­
prem atie über den ganzen heiligen Kosmos zu („Zwei-Schwerter-Theorie“ ; später 
potestas indirecta-Lehre).
Sozialer S tatus w ird zugeschrieben (ascribed).
Ideologie: Vertikalismus.
B. „Neuabendländische (neuzeitliche) Gesellschaft“ (Auflösung des Orbis Christia­
nus; „Befreiung“ des M enschen aus dem  Kosmos heiliger Herrschaft in die A u to­
nomie)
Die Entwicklung zur neuabendländischen Gesellschaft vollzieht sich in mehreren 
Etappen:
— im geistigen Bereich:

Beginnende Loslösung des N aturrechts von seiner theonom en Basis;
— im politischen  Bereich:

Aufkom m en des nationalstaatlichen Prinzips gegen die imperiale Reichsidee;
— im wirtschaftlichen  Bereich:

Entstehung „frühkapitalistischer“ Form en; Aushöhlung der der „Idee der 
standesgemäßen Nahrung“ entsprechenden ständischen Wirtschafts- und  Be­
ru f sidee;
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— im technischen Bereich:
Erfindung der K unst des Buchdrucks und dam it Ermöglichung einer sich bil­
denden unzensurierten „öffentlichen M einung“ ;

— im weltpolitischen  Bereich:
Entdeckung der Neuen Welt; Frage nach der Legitim ation von Herrschaft außer­
halb des Orbis Christianus (Beginn des Völkerrechts);

— im religiösen Bereich:
R eform ation; Ende des christlichen Interpretationsm onopols der katholischen 
Kirche.

Segmentierung der Gesellschaft — Entstehung autonom er unverbundener Subsy­
steme und  Sinnprovinzen innerhalb der Gesamtgesellschaft — Problem  der Kohä­
sion der Gesellschaft, der gemeinsamen „m inim a m oralia“ , des ethischen Minimal­
konsenses, der Iden titä t der Gesellschaft und der Person (-> Dürkheim , Simmel).
Der „Vertragsgedanke“ ersetzt die m ittelalterliche Legitim ationsfigur „von oben 
nach u n ten“ — Das „bürgerliche Subjekt tr itt  in die Arena der Weltgeschichte. 
Sozialer S tatus wird erworben (achieved).
Ideologie: Horizontalism us („Säkularisierung“ ).



Die moderne Freiheitsgeschichte als Geschichte der Differenzierung 6 1

Annex II: Zu Abschnitt 3 des Referats (S. 50 ff.)
„FREIHEIT“

/ .  ]. Rousseau (Aufklärung)
„Der Mensch wird frei geboren, und überall 
ist er in Fesseln“ (Contrat social, 1. Buch)

Französische Revolution 
„Freiheit — Gleichheit — Brüderlichkeit“

Abstrakte gleiche Freiheit aller (= jako­
binisch-revolutionärer F reiheitsbegriff 
v. 1789)

„Citoyen“
(= primärer, revolutionärer Bürgertyp)

Radikal-demokratische
Bestrebungen
Zentralbegriff: Gleichheit

IVorbehalt des „Gesellschaftlichen“ 
gegenüber individuellen Freiheitsräu­
men u. -rechten („Pathos des Allge­
meinen“)

Konkrete Vorbehalte
^ ^ g e g e n

i XPrivateigen­ „bürgerl.“ freiges.
tum 1 F amilieI Gruppen|1Bekämpfung 1gesell“ 1Einschnü­
der Markt­ sch. Er­ rung ges.
wirtschaft ziehung Kräfte
und des hat V or- (F.D.P.-
privaten zug Kirchen-
Unterneh­ (staatl. Papier)
mers Schul-

monopol)
Politik

Zentralistische, bürokratische, 
kollektivistische Politik, um gleiche 
Freiheit für alle zu „organisieren“

Konkrete individuelle Freiheiten ein­
zelner (= liberal-konservativer Frei­
heitsbegriff, franz. Revolutionsverfas­
sungen, Code civil) I„Bourgeois“
(= sekundärer, nachrevolutionärer 
„politischer“ Typ)

IL iberal-rechtsstaatliche 
Bestrebungen
Zentralbegriff: Freiheit

IVorbehalt des priva ten“ gegenüber 
gesellschaftlichen und/oder staatlichen 
Eingriffen („Pathos des Besonderen“ )

IKonkrete Bejahung

Privateigentum Familie

Vorzug individualistischer, privatrecht­
licher Lösungen; Allergie gegen „ver­
sorgungsstaatliche“ Politik
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Anmerkungen
1 Wenn hier und im folgenden gesellschaftliche Typen vorgestellt w erden, dann 

kann es sich selbstverständlich nur um idealtypische Kategorien im Sinne von 
Max Weber handeln, die in pointierend hervorhebender A bstraktion wesent­
liche Eigentümlichkeiten einer Gesellschaft herausstellen, ohne daß alle diese 
Eigentüm lichkeiten zu jedem  Z eitp unkt einer längeren Epoche imm er in voller 
R einheit nachgewiesen werden könnten oder müßten.

2 Artikel 1 der „D eclaration des droits de l ’hom m e et du citoyen“ von 1789 
lautet: „F rei und gleich an R echten werden die M enschen geboren und bleiben 
es. Die sozialen Unterschiede können sich nur auf das gemeine Wohl gründen.“

3 „Die Anomie ist also in unseren m odernen Gesellschaften ein regelrechter und 
spezifischer Faktor der Selbstm orde. Sie ist eine der Ursachen, auf die die 
jährliche Selbstm ordquote zurückzuführen ist. Wir stehen folglich einem neuen 
Typ gegenüber, der von anderen unterschieden werden m uß . . . (Diese A rt von) 
Selbstm ord . . . kom m t daher, daß (die Menschen) sich ohne alle Regeln 
betätigen, und daß sie darunter leiden. Ihres Ursprungs wegen werden wir diese 
letztere G attung als anomischen Selbstm ord bezeichnen.“ Nach C. Wright Mills, 
Klassik der Soziologie, Eine polemische Auslese, S. Fischer Verlag, Frankfurt/ 
Main 1960; Emile Dürkheim , Uber die Anomie, 394—436, hier 406.

4 Ebda. 427.
5 Ebda. 425 f.
6 Ebda. 432.
7 J .  J .  Rousseau, C ontrat social, I. Buch, 1. Kapitel.
8 Wilhelm Hennis, Demokratisierung, Zur Problem atik eines Begriffs, Köln und 

Opladen 19 7 0 ,3 7 .
9 Vgl. „D eclaration des droits de l ’hom m e et du citoyen“ , beschlossen von der 

Nationalversammlung in den Sitzungen vom 20., 21., 2 3 .und  26. August 1789, 
genehmigt vom König.

10 Bernard Willms, Planungsideologie und revolutionäre U topie, Die zweifache 
Flucht in die Z ukunft, S tu ttgart 1969, 9.

11 Ebda.
12 Ebda.
13 Vgl. A. de Tocqueville, L ’Ancien Regime et la R evolution, Bd. 2: Fragments et 

notes sur la Revolution, Texte etabli et annote par Andre Jard in , Paris 1953; 
hier nach Im m anuel Geiss, Tocqueville und das Zeitalter der Revolution, 
München 1972, 229 ff.

14 A. de Tocqueville, Erinnerungen, in: I. Geiss, a. a. O., 240 f.
15 G. Sorel, Uber die Gewalt, F rankfurt a. M. 1969, 158 f.
16 Aus dem Beschluß der Landesdelegiertenkonferenz der Deutschen Jungdem o­

kraten in Nordrhein-Westfalen vom 7. Januar 1973 zum Gegenstand „Libera­
lismus und  C hristentum “ .

17 A. de Tocqueville, Erinnerungen, a. a. O., 237.



Paul M. Zulehner
DIE MODERNE FREIHEITSGESCHICHTE ALS 

SÄKULARISIERUNG DES CHRISTENTUMS

Es besteht kein Zweifel, daß — insbesondere in den Ländern der 
D ritten  Welt — theoretische Überlegungen zunehm end auf ihre prak­
tische Bedeutung hin befragt werden. Während abendländisches Denken 
zum  Beispiel im biblischen Satz „Die W ahrheit wird euch frei m achen“ 
zunächst die „W ahrheit“ heraushörten, geht es, zum al in Ländern m it 
einem hohen Maß an wirtschaftlichen und sozialen Unfreiheiten, vorab 
um  das „freim achen“ . Wahrheit, christliche W ahrheit und in ihrem  R ah­
m en christliches Lehren über Soziales finden som it nur dann Interesse, 
w enn sie einen besseren Weg zur Befreiung eröffnen und legitimieren.

Diese Überlegungen zeigen im übrigen bereits, wie sehr ökonom ische 
und soziale Verhältnisse theoretische Fragestellungen beeinflussen. Die 
M öglichkeit, daß durch die Verbindung von christlicher D enktradition 
und dem  unbändigen Bedürfnis nach Befreiung, etw a in der G estalt von 
„Theologien der Befreiung“ , (möglicherweise durchaus legitime, im m er­
hin aber bloß Teil- oder Gruppen-) Interessen gerechtfertigt werden, 
liegt aber nahe. Ein unbefangener Blick in die Geschichte der abendlän­
dischen Gesellschaft zeigt deutlich, daß Religion derartige legitimieren­
de Aufgaben im m er gespielt hat. Insofern erweist sich die geschichtliche 
Analyse für eine kritische Reflexion angestrebter Praxis in der Gegen­
w art als höchst wertvoll. Die folgenden Reflexionen über die m oderne 
Freiheitsgeschichte als Säkularisierung des Christentum s könnten som it 
für neuere gesellschaftspolitische Modelle christlicher Provenienz (etwa 
einer „Theologie der Befreiung“ ) ein kritisches Korrektiv liefern.

Wenn diese m oderne geschichtliche Entwicklung m it der Kategorie 
der Säkularisierung diskutiert w erden soll, dann kann dies auf dem 
H intergrund jüngster Säkularisierungsstudien1 nur in  einer sehr beh u t­
samen und differenzierten Form  geschehen. U nbeschadet des schillern­
den Verhältnisses von Theorie und Praxis sowie der schwierigen Dis­
kussionen um  die W ertfreiheit von geschichtlichen und soziologischen
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Analysen2 müssen ein analytischer und ein ideen-politischer Säku- 
larisierungsbegriff auseinandergehalten werden: Beschreibung der
Säkularisierung als geschichtlicher Prozeß und deren Bewertung bzw. 
politische Verwendung sind nicht schlechthin ein- und dasselbe.

Dabei steht fest, daß die po litisch e1 Verwendung des Begriffs sowohl 
durch die K irchen wie durch gesellschaftspolitische K räfte älter ist als 
seine Umwandlung zu  einer ,neutralen1 Prozeßkategorie zur Beschrei­
bung der Entwicklung in der m odernen Gesellschaft.3 Durch protestan­
tische Kirchengeschichtsschreiber wurde schon im 17. Jahrhundert der 
Abfall der m ittelalterlichen Kirche und ihrer Mitglieder in eine illegi­
tim e W eltlichkeit als ,Verweltlichung‘ beklagt. Die Säkularisation 
kirchlicher Güter, die ,Ver-Staatlichung‘ (wobei die Vorsilbe ,ver-‘ 
bereits einen illegitimen Vorgang andeutet) von Bildung und Erziehung 
werden gleichfalls von Seiten der Kirchen verurteilt. Dieselben Ereig­
nisse, also eine Überführung kirchlicher Güter in staatliche Hände, die 
Trennung der Erziehung von der Theologie und dem Einfluß der Kirche 
und als Voraussetzung dafür die ,Säkularisierung des Staates* (V. 
Cousin), die ,Säkularisierung der Philosophie* als ihrer Freisetzung von 
der .scholastischen Dienerschaft* (F .Jo d l)  galten aber neuen gesell- 
schaftpolitischen Bewegungen als höchst legitime Em anzipation und 
.Befreiung* weltlicher Bereiche von einer unsta tthaften  Bevormundung 
und Umklam m erung durch die Kirche. Die Verquickung von E rkennt­
nis und Interesse4 wird an solchen Tatbeständen offenkundig. Die 
Gefahr, daß in Aussagen über ,Die m oderne Freiheitsgeschichte als 
Säkularisierung des Christentums* weniger Erkenntnisse gewonnen 
denn Interessen m anifest werden, darf daher nicht unterschätzt werden.

Peter L. Berger hat auf dem 5. Salzburger Humanismusgespräch im 
Jahre  1970 in der ihm eigenen po in tierten D iktion darauf aufmerksam 
gem acht, daß die m oderne Theologie und in ihrem Rahm en eine katho­
lische Sozialethik gegen diese Gefahr keineswegs gefeit ist bzw. war, 
da „anscheinend eine gewisse K orrelation besteht zwischen dem Stand 
der D-Mark und dem von Theologen festgestellten Ausmaß von D äm o­
nie in dem betreffenden Währungsraum“ 5 . Tatsächlich ist die Bewer­
tung der Säkularisierung und ihres Resultats, nämlich der m odernen 
.säkularisierten* Gesellschaft (und dam it der .m odernen Freiheitsge­
schichte*) durch protestantische und katholische Theologen in unserem 
Jahrhundert sehr unterschiedlich ausgefallen.6 Diese Unterschiede 
finden wir aber nicht nur bei den theologischen Experten, sondern 
ebenso bei Priestern und Laien: Die gegenwärtige S ituation der Kirche
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wie der Gesellschaft wird von einem Teil a l s ,Verweltlichung der Gesell­
schaft“ und ,G laubensschwund der M enschen“, von einem anderen Teil 
aber als ,W eltfrem dheit der Kirche“ qualifiziert.7 Sollten diese un ter­
schiedlichen Urteile über ein- und dieselbe S ituation von Kirche und 
Gesellschaft bereits ein Hinweis auf die Zwielichtigkeit unserer These 
sein, welche die m oderne Freiheitsgeschichte als Säkularisierung des 
Christentum s zu deuten versucht?

1. Zur ,m odem en Freiheitsgeschichte‘
Welches sind aber nur die Fakten, die es zu deuten gilt? Die A ntw ort 

auf die Frage ist entscheidend. Denn nur wenn über die ,Realitäten“ 
einigermaßen Übereinstim mung herrscht, kann auch im folgenden 
Bewertungsvorgang ein gewisser Konsens erzielt werden.

Dabei geht es uns nicht darum , einzelne m oderne Gesellschafts­
modelle der m odernen Freiheitsgeschichte (wie jenes von Auguste 
Com te, der Aufklärung oder des Marxismus) zu analysieren und von­
einander abzuheben, sondern ihnen Gemeinsames kritisch zu bedenken: 
Nämlich den Zusammenhang von gesellschaftlicher Veränderung durch 
den Menschen m it dem  Ziel von Freiheitsgewinn einerseits m it der 
Ablösung gesellschaftlicher Wirklichkeit von religiösen W irklichkeiten 
andererseits. Das bedeutet, daß aus einem sehr kom plexen geschicht­
lichen Vorgang lediglich ein einzelner (wenn auch zentraler) Aspekt 
ausgewählt w ird, wobei in der Durchführung noch eine weitere E in­
schränkung vorgenommen wird: Es geht m ehr darum , die Problem ­
lage zu  erhellen, nicht aber Lösungsmodelle zu entwickeln. Dies soll 
ja  in späteren Beiträgen dieser Konferenz geschehen.8

1.1. Form al deckt sich die m oderne Freiheitsgeschichte m it dem 
Übergang von der mittelalterlichen Gesellschaft zu den neuzeitlich­
m odem en Gesellschaften. Dieser Übergang kündigte sich in den kon­
fessionellen Jahrhunderten  der nachreform atorischen Zeit an und 
ereignete sich in heftigen geistig-kulturellen, wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Auseinandersetzungen nach der französischen Revo­
lution. Die Charakterisierung der beiden Pole dieses Übergangs, die 
m ittelalterlich-vorindustrielle sowie die m oderne Industriegesellschaft, 
gilt es zunächst skizzenhaft in Erinnerung zu rufen. Dabei interessiert 
uns hier besonders der Stellenwert der Kirchen und des von ihnen reprä­
sentierten Christentum s in diesen Gesellschaften und dam it im Prozeß 
des Übergangs von der einen zur anderen Gesellschaftsform.
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1.2. In  den mittelalterlichen Gesellschaften, aber auch noch in den 
nachreform atorischen (katholischen und altprotestantischen) Gesell­
schaften waren Kirche(n), S taat und Gesellschaft aus gegenseitigem 
Existenzinteresse engstens m iteinander verbunden. Die Kirchen zählten 
zu den tragenden Säulen dieser vorindustriellen Gesellschaften: Welt­
anschaulich hatten  sie eine M onopolposition inne. Sie stellten der 
Gesellschaft grundlegende Norm en des Zusammenlebens zur Verfügung 
(Eherecht, S ittlichkeit, S trafrecht, etc.) und ha tten  derm aßen erheb­
lichen Anteil an der ,K onstruktion der gesellschaftlichen Wirklichkeit* 
und deren Kultur: Nicht zu U nrecht werden daher diese Gesellschaften 
,christentümlich* genannt, gelten die Staaten als katholisch oder später 
konfessionell, kann m an die K ultur als .kirchlich* bezeichnen.9 In  den 
ihnen übertragenen Bildungs- und Erziehungseinrichtungen sorgten die 
Kirchen unter gesellschaftlicher Rückendeckung um  die nachhaltige 
Sozialisierung der Menschen in diese einheitlich kirchliche Kultur.

1.3. Zu den wichtigsten Funktionen der Kirche zählte es aber, die 
von ihr m itgestalteten gesellschaftlichen Normen, Institutionen, A u to­
ritäten und Ordnungen zu legitimieren. Dam it ist keineswegs behauptet, 
die religiöse Idee wäre stets ,systemstabilisierend*; vielmehr gibt es eine 
relative A utonom ie der religiösen Idee von weltlichen Sachbereichen10, 
die es möglich m acht, daß Religion durchaus auch gesellschaftsverän­
dernd wirksam w ird .11 Von den politisch Mächtigen freilich wurde (und 
wird) Religion bevorzugt als stabilisierende Legitim ationskraft in An­
spruch genom m en.12 Das geschah erfolgreich dadurch, daß die .weltli­
chen Wirklichkeiten* in einen um fassenden .heiligen Kosmos* eingefügt 
w urden, der an Stabilität und Unwandelbarkeit unüberbietbar war. 
A uf diese Weise wurden diese .weltlichen Ordnungen* dem Zugriff 
der Veränderung und der Kritik gleichsam entzogen und auf eine sehr 
sublime Weise stabilisiert: Die natürlichen Ordnungen waren (als lex 
naturalis) in die lex aetem a integriert;13 eben das verlieh ihnen enorme 
Festigkeit und  Stabilität. So kann füglich m it Peter L. Berger behaup tet 
werden, daß die christliche Religion und die sie tragende(n) Kirche(n) 
einen bedeutenden Anteil sowohl bei der K onstruktion wie bei der 
Legitim ation der gesellschaftlichen Wirklichkeit hatte(n). Religion 
diente gleichsam ebenso als .heiliger Baldachin* zum Schutz der be­
w ährten gesellschaftlichen Wirklichkeit wie auch als .heiliger Schild* 
gegen jegliche Bedrohung dieser Gesellschaft.14
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Es lohnt sich, an dieser Stelle innezuhalten und m it Hilfe eines dop­
pelten Begriffspaares die möglichen Funktionen der Religion gegenüber 
der gesellschaftlichen W irklichkeit noch einmal zu präzisieren. Das eine 
Begriffspaar scheidet die Rolle der Religion im Rahm en der gesellschaft­
lichen K onstruktion (integrative Funktion) von der rechtfertigenden 
Rolle (legitimierende Funktion), m. a. W.: je  nach dem, ob ihr Beitrag 
dem Wie der W irklichkeit oder dem Warum gilt. Davon abzuheben sind 
die Kategorien der Stabilisierung und der Veränderung. Dabei ist zu 
bedenken, daß Humanes stabilisiert und Inhum anes durch religiöse 
Dynamik beseitigt werden müßte. Religion hat somit sowohl konser- 
vativ-bewahrende wie progressiv-verändernde Aufgaben, die heute 
gemeinhin als kritisch-prophetische Funktion  definiert werden. Sowohl 
verändernde wie stabilisierende Aufgaben der Religion können ent­
weder dem Aufbau der Gesellschaft (integrative Funktion) wie deren 
Legitim ation dienen.

1.4. Im Schöße dieser religiös gesicherten Gesellschaft m it ihrer 
kirchlichen K ultur, deren politischer Ausdruck die enge Verflechtung 
von Kirche-Staat-Gesellschaft war, entstanden nun entschieden neuar­
tige W irklichkeiten: Naturwissenschaft und Technik nahm en einen 
unerhörten Aufschwung, Handel und Gewerbe blühten, die D am pf­
maschine wurde erfunden und m it ihr die industrielle Fertigung er­
möglicht. Insbesondere das Verhältnis des Menschen zu seiner Welt 
begann sich um zukehren: Die Welt wurde in einer neuen A rt und 
Weise dem Menschen un tertan , er rückte als Gestalter der Welt in deren 
M ittelpunkt. D er Herrschaftsgewinn des Menschen bezog sich aber 
n icht allein auf seine natürliche Umwelt, sondern auch auf die (Um-) 
Gestaltung der gesellschaftlichen W irklichkeit. Diese Möglichkeit, die 
gesellschaftlichen Verhältnisse auch anders als bisher zu gestalten, 
dam it die P luralität sozialer Form en wie der dam it gegebene soziale 
Relativismus werden deutlicher gesehen. Zurecht spricht die K ultur­
anthropologie von einer neuen und dritten  K ulturphase15: Zu ihren 
zentralen M erkmalen zählte Em st Troeltsch in seinem berühm ten V or­
trag über ,die Bedeutung des Protestantism us für die Entstehung der 
m odernen Welt1 eine erhöhte A utonom ie des Menschen bei der Gestal­
tung der Welt, in Verbindung dam it einen gesteigerten Individualismus 
der Meinungen und Überzeugungen, dam it aber auch Relativismus und 
Toleranz; und er erwähnt auch den rationalistisch-wissenschaftlichen 
Charakter, die Innerweltlichkeit und den fortschrittsgläubigen Optimis­
m us.16 Viele dieser Merkmale haben bis zur Gegenwart ihre Gültigkeit
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erhalten; m anche — wie der fortschrittsgläubige Optimismus — werden 
jedoch heute zunehm end in Frage gestellt. Sozialer Wandel, dahinter 
soziale W andelbarkeit, P luralität der Werte und Differenziertheit des 
Lebens, sowie eine bem erkenswerte Zunahm e sozialer Freiheiten 
gelten auch in den m odernen Sozialwissenschaften als Charakteristika 
der m odernen Gesellschaft, wobei aber die sozialen Freiheiten wie 
Freiheit der politischen M itbestim m ung, der freien Bewegung, der 
Berufswahl und der Eheschließung, Meinungs- und Religionsfreiheit 
letztlichen Steuerungstendenzen unterliegen.17

1.5. Für unsere Überlegungen ist es wichtig zu sehen, daß diese neuen 
W irklichkeiten auf wirtschaftlichem , sozialem, politischem  und ku ltu ­
rellem Gebiet zunächst im Schoß der christentüm lichen Gesellschaft m it 
ihrer kirchlichen K ultur entstanden sind. Insbesondere das Kernstück 
der neuen (.Wissens1-) Welt, nämlich die zentrale Stellung des Menschen 
in der Welt, basiert auf genuinen christlichen Traditionen wie der 
Schöpfungslehre, den Auffassungen eines Thomas v. Aquin von den 
Zweitursachen sowie der .V ernünftigkeit‘ des N aturrechts oder des 
Dogmas der Menschwerdung G o ttes.18 Allerdings war die Stellung 
des Menschen in der kirchlichen K ultur des M ittelalters eingebun­
den in festgefügte O rdnungen, deren Explikation im religiösen W elt­
verständnis der Kirche vorgenommen wurde. In erster Linie bestand 
die Rolle des Menschen in der Welt somit darin , die Vorgefundene W elt­
wirklichkeit und in ihr die sozialen Ordnungen un ter religiös-kirchlicher 
Anleitung zu verstehen und anzunehm en.19

1.6. Eine erste Erschütterung dieser Verhältnisse kündigt sich im Pro­
testantismus an: Die nunmehrige Vielfalt christlicher Kirchen, ihre 
schmerzliche G eburt in Verbindung m it den  Religionskriegen, haben die 
m onopolhafte A utorität der Kirche(n) und dam it der .kirchlichen K ul­
tu r1 entscheidend geschwächt.20 Die religiöse Idee bleib t zwar unange­
fochten erhalten, wird aber insbesondere in der freikirchlichen T äufer­
bewegung und der spiritualistischen M ystik21 allmählich entkirchlicht 
und privatisiert. Die Rolle der (einen) Kirche als maßgeblicher In te r­
pretin  der Wirklichkeit wird zunehm end unwichtig. Die G estalter der 
weltlichen Wirklichkeit sind nun nicht m ehr an die geistliche Obrigkeit 
gebunden, sondern üben ihr politisches A m t (immer noch als .G ottes­
dienst4, aber) in unm ittelbarer V erantw ortung vor der Bibel und vor 
G o tt aus.22

Diese Auflösung kirchlicher Kom petenz für die Gestaltung der Wirk­
lichkeit ist zunächst also ein Vorgang, der sich im Rahm en der immer
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noch christlichen Welt abspielt: Die gesellschaftliche W irklichkeit b leibt 
immer noch ein integraler Bestandteil der um fassenden Jheiligen W elt1, 
auch die religiöse Legitim ation steht noch nicht grundsätzlich in ’Frage. 
Ernst T roeltsch konnte in seiner Studie über die Bedeutung des P ro te­
stantism us für die Entstehung der m odernen Welt aufzeigen, daß im 
Zuge dieses Auflösungsprozesses kirchlicher K om petenz im England 
Cromwells bereits die „großen Ideen der Trennung von Kirche und 
S taat, der Duldung verschiedener Kirchengemeinschaften nebeneinan­
der, des Freiwilligkeitsprinzips in der Bildung der K irchenkörper, der 
(zunächst freilich relativen) Überzeugungs- und M einungsfreiheit in al­
len Dingen der W eltanschauung und der Religion“ entstanden sind, daß 
hier die alt liberale Theorie von der U nantastbarkeit des persönlich-inne­
ren Lebens durch den S taat wurzele, welche dann nur weiter auch auf 
m ehr äußerliche Dinge ausgedehnt wurde. Und Troeltsch schließt diese 
Analyse m it der Feststellung, hier sei „das Ende der m ittelalterlichen 
K ulturidee bew irkt, (sei) an Stelle der staatlich-kirchlichen Zwangskul­
tu r der Anfang der m odernen kirchenfreien individuellen K ultur getre­
ten “ . Er b e to n t aber ausdrücklich, daß es sich dabei um  einen „rein reli­
giösen G edanken“ handle, der erst später von der rationalistischen, 
skeptischen und utilitaristischen Toleranzidee überwuchert wurde und 
so einen rein rationalistisch-aufklärerischen U nterbau erhalten habe.23

1.7. Diese Loslösung weltlicher W irklichkeiten von der Kirche schlug 
in den von der Aufklärung getragenen sozialen und politischen Revolu­
tionen des ausgehenden 18. und 19. Jahrhunderts in einen politischen  
K onflikt m it den Kirchen und eine allmähliche Loslösung auch von der 
Religion selbst um. Um die neuen w irtschaftlichen und geistigen Reali­
tä ten  hatten  sich bedeutsam e soziale Gruppen gesammelt: Der dritte  
(das Bürgertum) und der ,vierte S tand1 (die Arbeiterschaft) begannen, 
aus den geistigen und wirtschaftlichen Veränderungen soziale und poli­
tische Konsequenzen zu ziehen. Die veränderten Gegebenheiten verlang­
ten  folgerichtig nach einer Neugestaltung des gesellschaftlichen Status 
quo. A uf diese Weise gerieten zunächst das Bürgertum m it der absolu­
tistischen Staatsm acht und die Arbeiterschaft m it der nunm ehr vom 
liberalen Bürgertum gestalteten konstitu tionellen Monarchie in K on­
flikt; zugleich entbrannte aber eine heftige Auseinandersetzung m it j e ­
nen Kirchen, die nach wie vor Teile und G aranten der bestehenden stän­
dischen Ordnung w aren.24

1.8. Dabei ist auf dem  Hintergrund der bisherigen Analysen schon 
einsichtig, daß dieser K onflikt zwischen den neuen gesellschaftlichen
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K räften (Liberalismus und Sozialdem okratie als polnische Organisatio­
nen des Bürgertums und der Arbeiterschaft) und den Kirchen zw eidi­
mensional war:

A uf der einen Seite sollte der politische Einfluß der Kirche(n) gebro­
chen werden: Trennung von Kirche und S taat, Kirche und Schule, Kir­
che und (Ehe-)Recht, u.s.w. gehören daher — nunm ehr im Sinn der A uf­
klärung — zum  Gem eingut liberaler und in deren Gefolge auch sozial­
dem okratischer K ulturpolitik.

A uf der anderen Seite m ußte aber auch die Legitim ationskraft der 
Kirche(n) für die bestehenden Ordnungen untergraben werden. Auch 
hier galt es prim är, auf diesem (ideologischen) ,Umweg1 die bestehenden 
Ordnungen zu schwächen. Zugleich sollte aber auch die prinzipielle Ver- 
änderbarkeit sozialer Ordnungen durch den Menschen sichergestellt 
werden. Dies erforderte aber (in der gegebenen historischen Lage) eine 
deistische oder atheistische Auflösung der religiösen A utorität der Kir­
chen, welche (in der bestehenden Form) als machtvoll-geistiges Boll­
werk gegen jegliche Veränderungen angesehen w urden, zu gunsten eines 
relativierenden, rationalistisch-autonom en Individualismus. U nter A b­
setzung von der religiös-kirchlichen A utorität sollte die herrschafts­
mächtige A utonom ie des Menschen gewährleistet werden.

So besehen hat die Auseinandersetzung des Liberalismus und der So­
zialdem okratie m it den Kirchen neben einem gesellschaftspolitischen 
Aspekt auch einen weltanschaulichen.25 Der Beitrag der Kirchen — und 
ihrer Religion — sowohl zur K onstruktion wie zur Legitim ation gesell­
schaftlicher W irklichkeiten sollte verunmöglicht werden, um  das Feld 
freizubekom m en für eine Neugestaltung der Gesellschaft durch den 
autonom en Menschen.

2. Der wissenssoziologische Befund
Wir haben uns nunm ehr jenes Material zusammengetragen, an Hand 

dessen wir die Problem atik der .m odernen Freitheitsgeschichte als Säku­
larisierung des C hristentum s1 präzisieren können; wir werden uns dabei 
vornehmlich wissenssoziologischer Kategorien bedienen. Zwei M aterial­
blöcke sind dabei maßgeblich:

A uf der einen Seite ist die .moderne Welt als Freiheitsgeschichte1 in 
einigen wichtigen Elem enten — wie der theologischen Begründung der 
W eltlichkeit der geschaffenen Welt, der Herrschaftsmächtigkeit des 
Menschen über diese Welt, dem hohen Stellenwert der m ensch­
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liehen Person, u.s.w. — Erbe aus einer langen christlichen Tradition, 
Ausfluß zum indest bestim m ter Form en der religiösen Idee des Christen­
tum s, wobei neben protestantischen Bewegungen fraglos auch die ka­
tholische T radition am Entstehen der m odernen Welt m itbeteiligt 
w ar.26

Dies verbindet Christentum  und m oderne Welt innerlich m iteinander. 
Die Verwandtschaft m oderner Grundw erte wie Freiheit, Gleichheit, 
G erechtigkeit, M enschenrechte, m it jenen  der kirchlichen K ultur chri- 
stentüm licher Gesellschaften ist unverkennbar und unbestritten .

A uf der anderen Seite bestehen zwischen beiden ,W elten“ tiefgreifen­
de Differenzen, und dies nicht allein zwischen den S truk turen  der m it­
telalterlichen und der m odernen Gesellschaft, sondern vor allem auf der 
Ebene der Legitim ation dieser gesellschaftlichen W irklichkeitskonstruk­
tionen. Dies ist im folgenden näher darzustellen.

2.1 Wir haben schon darauf hingewiesen, daß die m ittelalterliche G e­
sellschaft entschieden religiös legitimiert war. Die weltlichen Ordnungen 
waren zwar der Ausfluß eines vernünftigen N aturrechts“, dieses war 
aber wiederum in das unwandelbare göttliche Recht eingeordnet. Damit 
war dieser Gesellschaft ein Höchstm aß an Einheit und Dauerhaftigkeit 
gesichert. Die ,W irklichkeit“, in der m ittelalterliche Menschen lebten, 
hatte  die denkbar größte ,Transzendenzspannw eite“ (T. Luckm ann)27, 
da sie die irdische Welt als einen Bestandteil der grenzenlosen ,heiligen
Welt G ottes“ verstand. N och mehr: Die irdische Welt und in ihr auch*die sozialen Gebilde wurden als konkrete Ausform ungen des göttlichen 
W irklichkeitsentwurfes angesehen. Als solche war aber die soziale Wirk­
lichkeit dem  einschneidenden28 Wandel grundsätzlich entzogen. Weil es 
sich um  ,heilige Rechtsw irklichkeiten“ handelte, um  gottgew ollte O rd­
nungen“, war begreiflicher Weise auch die Kirche für deren Deutung und 
Bewahrung zuständig.

2.2 In Zeiten relativer sozialer Stabilität (genauer: des langsamen 
sozialen Wandels) war ein solches Wissenssystem w eithin29 unproble­
matisch: W irklichkeit und ihre Deutung standen in einem erstaunlichen 
Einklang. Erst m it der Eröffnung des sozialen Wandels und dem Zu­
standekom m en aller geistigen und ökonom ischen Voraussetzungen 
wurde dieses deutend-legitim ierende System fraglich: Die Herrschafts­
m ächtigkeit des Menschen über die physische (wie die Naturwissen­
schaften, die Technik) und die soziale ,N atu r“ (wie soziale und politi­
sche Ordnungen, Norm en) stand zur Unwandelbarkeit der religiös legi­
tim ierten natürlichen Ordnungen im Gegensatz.
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2.3 Dieses Dilemma zwischen der Unwandelbarkeit der natürlichen 
Ordnung* und der Herrschaftsmächtigkeit des Menschen über diese 
O rdnung führte — auf dem  Umweg einer abgeschwächt ,religiösen* 
Lösung — zur Säkularisierung des .Wissenssystems* m oderner Gesell­
schaften.

(a) Die K irchenspaltung hatte  zunächst die institutionelle Absiche­
rung einer einheitlichen ,religiös legitimierten' Naturrechtsidee ge­
schwächt. Man kann analog zur Privatisierung der Religion auch von 
einer Privatisierung des Naturrechts' im Sinn einer Ablösung von der 
kirchlichen V erantw ortlichkeit sprechen. Privatisierung bedeu tet posi­
tiv die Möglichkeit einer unterschiedlichen inhaltlichen A usstattung des 
Naturrechts, und zwar zunächst im Raum der einzelnen konfessionellen 
Gesellschaften. Dabei war in den protestantischen S taaten lutherischer 
Spielart die weltliche Obrigkeit in der Ausgestaltung des Rechts ledig­
lich an die Bibel, nicht m ehr aber an die kirchliche Obrigkeit gebunden. 
D adurch wurde zweifellos den sozialen und politischen Erfordernissen 
mehr Rechnung getragen. Auch für die gestaltende K raft des Menschen 
wurde auf diese Weise die breite Einflußmöglichkeit bei der .K onkreti­
sierung des Naturrechts* eröffnet. J e  m ehr die christliche Idee in p ro te ­
stantischen Gruppen wie dem Täufertum  oder der spiritualistischen My­
stik verinnerlicht w urde, umso w eiter rückte die weltliche W irklichkeit 
von der Religion ab, wurde dam it der autonom en G estaltung des Men­
schen anvertraut. U nter Beibehaltung einer prinzipiellen religiösen Legi­
tim ation wurde so ein Kom prom iß zwischen der Unwandelbarkeit der 
das N aturrecht begründenden lex D eiund der wandlungsbedürftigen .Na­
tur* als Korrelat der Herrschaftsmächtigkeit des Menschen geschlossen. 
Schon Troeltsch verm erkt hierzu freilich, daß der Zusammenhang zwi­
schen der lex Dei und der lex naturae im Protestantism us o ft bis „zum 
völligen Unverständnis vergessen“ w urde.30 Eine ähnliche Loslösung 
des N aturrechts von seiner theonom en Basis finden wir im übrigen auch 
im katholischen Raum  in der spanischen Spätscholastik, etw a bei G. 
Vasquez.31

(b) Mit dieser .Zwischenlösung* war der Weg geebnet für die aufklä­
rerische Lösung dieses Dilemmas und alle ihr verwandten Spielarten, 
wie die von A. Comte oder die des Marxismus: Zur Sicherung der A u to­
nom ie des Menschen und seiner Herrschaftsmächtigkeit über die physi­
sche und soziale N atur, dam it zur Ermöglichung tiefgreifenden sozialen 
Wandels, wurde auf jegliche religiös-kirchliche Legitimation des ,Natur­
rechts' verzichtet. Ein gleich wie immer gearteter Rückbezug der w eltli­
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chen W irklichkeit auf religiöse Welten unterbleibt: Entw eder läß t sich 
darüber nichts ausm achen, oder es wird die religiöse Welt gänzlich ge­
leugnet. Wenn dann immer noch von ,N aturrecht1 die Rede ist (und in 
dieses inbegriffen alle anderen menschlichen G rundrechte wie Freiheit, 
Gleichheit), dann ist dam it eine ,rein diesseitige Größe* gem eint, für wel­
che allein die Menschen verantwortlich sind. Das aufgeklärte N aturrecht 
ist so besehen zunächst ein seiner religiösen Legitim ation entkleidetes 
N aturrecht und als solches ein echtes ,Säkularisat‘. Allerdings stellt sich 
auch in diesem N aturrechtssystem  die heikle Frage nach der Legitim a­
tion  der Ordnung und der M acht. Denn der Verzicht auf religiöse Legi­
tim ationen sollte ja  nicht zu anarchischer Willkür, sondern zu einer bes­
seren Ordnung und zu einem Freiheitszuwachs führen. So wurden an 
die Stelle der einstigen .religiösen Bezugspunkte* (lex Dei, G ott) neue 
.Absolutismen* gesetzt: die V ernunft, der S taat, die Gesellschaft, das 
,reine Recht*, der kategorische Im perativ, der Gesellschaftsvertrag.32

2.4 Der Übergang von der m ittelalterlichen zur m odernen Welt e n t­
hält som it wissenssoziologisch einen zweifachen Vorgang:

A uf der einen Seite wird die Transzendenzspannweite der ,Wissens­
welt* und dam it der verbindlichen gesellschaftlichen Wirklichkeit 
spürbar reduziert. An die Stelle der umfassenden .heiligen Welt* des 
christlichen Glaubens, in welche die irdische W irklichkeit eingebettet 
w ar, tr it t  eine ,transzendenzärmere‘ diesseitige Welt. In  dieser ist zwar 
die .soziale Transzendenz* — die Verwiesenheit des Menschen auf die 
Gesellschaft — zum eist euphorisch hervorgekehrt, die,religiöse Transzen­
denz* ist aber entweder in die private Innerlichkeit abgedrängt und ge­
sellschaftlich irrelevant, oder sie wird deistisch verdünnt bzw. athei­
stisch aufgelöst. Selbst un ter der Voraussetzung, daß dadurch die w elt­
lich-gesellschaftliche Wirklichkeit inhaltlich nicht wesentlich verändert 
w urde, so daß viele Elem ente der m odernen Welt an die christliche Welt 
erinnern, nicht aber dieser sachlich verwandt sind: Der Verlust der 
.religiösen Transzendenz* bedeutet nichtsdestoweniger eine materiale 
Veränderung höchsten Grades, da ja  die W irklichkeiten nicht bloß ,in 
sich* bestehen, sondern in hohem  Maße von ihrer Beziehung zu anderen 
W irklichkeiten definiert werden.33

Dies läßt uns auf der anderen Seite schon den zweiten Vorgang er­
kennen, der wissenssoziologisch den Übergang von der m ittelalterlichen 
Welt zur m odernen Welt kennzeichnet: den Verlust der religiösen Legi­
tim ation weltlicher W irklichkeiten. Dieser wurde herbeigeführt, um  die 
Verändert)arkeit der Welt und dam it die Herrschaft des vernünftig-auto­
nom en Menschen sicherzustellen.
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Beide Vorgänge sind aber wesentliche Elem ente der Säkularisierung: 
Im  Vergleich zur m ittelalterlichen Welt spielt in der m odernen Welt die 
Religion weder bei der K onstruktion noch bei der Legitim ation der 
gesellschaftlichen W irklichkeit eine nennenswerte R olle.34 Dabei m uß 
positiv festgehalten werden, daß das Säkularisierungstheorem  offenbar 
dazu diente, die Herrschaft des Menschen über die soziale Welt anzuer­
kennen und einzufangen.35

3. Das Basisproblem der modernen Welt: Die Legitimation wandelbarer 
Wirklichkeiten

Dieser Verzicht auf religiös-kirchliche Legitim ation hat nun zweifel­
los die Herrschaftsmächtigkeit des Menschen über die physische und so­
ziale N atur wirksam abgesichert. Der stürmische soziale Wandel und die 
Errungenschaften der Neuzeit sind ein eindrucksvoller Beweis dafür. Ist 
aber, so ist aus sozialethischer Sicht zu fragen und so fragen im übrigen 
auf dem  Hintergrund fundam entaler Bedrohungen der Menschheit 
durch eben diesen .Fortschritt* zunehm end viele M enschen der m oder­
nen Welt, dam it das Problem der Legitim ation der jeweiligen .Ordnung* 
zufriedenstellend gelöst? Sind die neuen .Absolutismen* (wie Gesell­
schaft, V ernunft, usw.) im stande, die bedrängende Frage zu beantw or­
ten , ob denn auch wirklich ist, was sein soll, und ob auch vor der Will­
kür der M acht gesichert werden kann, was zu Recht besteht?

In  einer eindrucksvollen Studie hat ein Schüler von T. Luckm ann, 
Günter D ux, aufgezeigt, daß die neuen .säkularisierten Legitim ations­
systeme4 — wie aufgeklärtes N aturrecht, /e ines Recht*, kategorischer 
Im perativ, Schelers W ertfühlen — m it der Legitim ation wandelbarer 
sozialer W irklichkeiten ebenso wenig fertig werden wie das alte m ittelal­
terlich-kirchliche und noch m ehr das neuscholastische36 N aturrechts­
system. Sie bringen zwar das Bedürfnis der Rückführung faktischer V er­
hältnisse auf einen Sollzustand zum Ausdruck. Aus diesem Grund wur­
den ja  an die Stelle des .religiösen Absoluten* neue Absolutismen* ge­
setzt. Bei näherem  Zusehen entpuppen sich aber eben diese neuen A b­
solutismen als menschliche P rodukte, die menschlicher Veränderung 
ebenso unterw orfen sind wie die soziale W irklichkeit selbst. Dam it er­
hält zwar die pure Faktizität die Chance, am .Absoluten* teilzunehm en. 
Das bedeutet aber, daß die Faktizität einen klaren Vorrang erhält. Das 
Faktische wird so von vornherein m it dem  Glorienschein des .Absolu­
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ten ‘ um geben, wird in einem logischen ,Nachvollzug4 zum ,N aturrecht1 
erhoben.37 Das heißt aber schlicht, daß über das N aturrecht jener b e ­
stim m t, der auch die faktischen Verhältnisse bestim m t, m it anderen 
W orten: w er die M acht hat.

Beide Legitim ationssystem e, ein (rein) ,deduktiv-dezisionistisches N a­
tu rrech t’38 wie ein positivistisches ,(N atur-)Recht‘, rechtfertigen im 
Grund somit all das, was ist und was mächtige Gruppen der Gesellschaft 
verfügen.39 E b en jen e  Systeme, welche der Willkür des Menschen w eh­
ren sollten, sanktionieren somit eben diese Willkür.

Es ist klar, daß dies nun nicht nur vom ,N aturrech t1 als ganzem gilt, 
sondern auch von einzelnen G rundrechten, auch von der Freiheit des 
M enschen, der Gleichheit oder der Solidarität. Diese G rundw erte wer­
den zwar heute allerorten beschworen und von allen politischen G rup­
pierungen hochgehalten. Sind sie aber m ehr als ein bedeutungsloses 
Credo der m odernen Welt? Wenn religiöse Legitim ationen der G rund­
w erte nicht zählen, sondern lediglich der Rekurs auf innerweltliche In ­
stanzen, sind sie dann wirklich als unantastbare Rechte gesichert? Oder 
sind sie nicht im G rund, wie das N aturrecht als solches, denen ausgelie­
fert, die faktisch die Macht haben? Dann könnte es aber sein, daß wir 
uns zwar der Freiheit laut rühmen, es in W irklichkeit aber um  sie schon 
längst geschehen ist.
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Arthur F. Utz
DIE ANTWORT DER KATHOLISCHEN SOZIALLEHRE AUF DIE 
VERSCHIEDENEN FORMULIERUNGEN DER FREIHEITSIDEE

I. Praeliminaria zum  Verständnis der päpstlichen Verlautbarungen

1. Grundsätzliches zum  Lehramt der Kirche in sittlichen Fragen
Die Kirche ist überzeugt, daß das Gewissen auf die W ahrheit ausge­

richtet ist. Bei aller Anerkennung des irrigen Gewissens als gültiger 
individueller Norm  hält sie daran fest, daß das Gewissen eine naturhafte 
Veranlagung der praktischen Vernunft ist, die Wahrheit zu erkennen 
und spontan zur Verwirklichung zu befehlen. Nur von daher berechtigt 
sich der Ausdruck „irriges Gewissen“ . Durch die ganze T radition zieht 
sich auch der Gedanke, daß das natürliche und das übernatürliche 
Gewissen eine einzige Instanz ist, im konkreten Fall den Im perativ zu 
fällen. Die Kirche hat auch immer daran festgehalten, daß unser 
Gewissen nicht nur nach A rt einer spontanen R eaktion auf eine 
konkrete S ituation handelt, sondern, wenngleich unm erklich, logisch in 
abstraktiven Etappen vorgeht vom Allgemeinen zum  K onkreten. Daher 
die klare Ablehnung der Situationsethik. Die aristotelische A bstrak­
tionslehre bo t ihr ein willkommenes wissenschaftliches Instrum ent, den 
logischen Prozeß vom Allgemeinen zum K onkreten darzustellen. Man 
mag sonst von der Übernahm e einzelner Elem ente der aristotelischen 
Philosophie halten , was m an will, es ist unleugbar, daß die Kirche auf 
die Lehre von der abstraktiven Erkenntnis nicht verzichten kann; sie 
verlöre sonst jede Möglichkeit, moralische Norm en lehrhaft vorzutra­
gen.

Nun ist allerdings zu beachten, daß die allgemeinen Form ulierungen 
von Handlungsnorm en in zweifacher Weise möglich sind: univok und 
analog. Beide sind negativ und positiv formulierbar.
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Univok gültige Handlungsimperative gibt es nur wenige. Sie sind dort 
möglich, wo eine klare ontologische, also theoretische Wahrheitsaussage 
im pliziert ist. Z. B. wird die Unauflöslichkeit der Ehe von der Kirche als 
univok gültige Form ulierung aufgefaßt. Die Kirche entnim m t diese 
praktische Erkenntnis dem Bild des Menschen als wesentlich geschlecht­
lich differenzierter Person. Ebenso ist die negative Form ulierung, daß 
die Sklaverei immer und überall der menschlichen N atur widerspricht, 
eine univoke Aussage. Die Sklaverei widerspricht außerdem  der christ­
lichen Moral, gemäß welcher der Christ seinen M itmenschen als Bruder 
behandeln soll.

Dagegen ist die positive Form ulierung, daß der Mensch gesellschaft­
lich frei sein müsse, bereits eine analog gültige Forderung. Denn Freiheit 
gibt es in sehr verschiedener Ausprägung. Sie reicht von der privaten 
Meinungs- und  Glaubensfreiheit bis zur staatlich unkontrollierten Pres­
sefreiheit, um  nur einen Bereich der Freiheit zu nennen. Der umfassen­
de Reichtum  dessen, was alles un ter dem  Im perativ „Freiheit“ gefaßt 
werden kann, ist nur durch die Kenntnis aller konkreten Situationen, in 
denen Freiheit des Menschen reklam iert werden könnte, beschreibbar. 
Die dem okratische Freiheit ist n icht für jedes Volk in jeder Situation 
angezeigt. Man m uß also in concreto eine sorgfältige Abwägung der 
verschiedenen im plizierten Werte vornehm en. Dabei ist zu beachten, 
daß die Freiheit grundsätzlich an sittliche Werte gebunden ist. Gesell­
schaftliche Freiheit im Sinn des dem okratischen Pluralismus ist nur dort 
vertretbar, wo feststeht, daß sie den sozialen Frieden besser garantiert 
als eine bestim m te autoritäre Führung. Diese G esichtspunkte sind in der 
Auslegung der päpstlichen Verlautbarungen über die Pressefreiheit von 
grundlegender W ichtigkeit, wie wir sehen werden.

Die Nicht-Beachtung der Analogie in den Form ulierungen von sitt­
lichen Handlungsprinzipien führte und führt zu essentialistischen For­
mulierungen, die den E indruck von unikoven, d. h. überall und zu allen 
Zeiten gleich gültigen N orm en m achen. Hier liegt das Mißverständnis 
vieler katholischer Theologen bezüglich der naturrechtlichen Prinzipien. 
Die sogenannte Krise des N aturrechts hätte  nicht zu kom m en brau­
chen, die Konfusion, die die heutige Diskussion über das N aturrecht 
beherrscht, hä tte  vermieden werden können, wenn m an sich gründlicher 
mit der Geschichte der Abstraktionslehre befaßt hätte. Man hätte  dann 
festgestellt, daß nicht nur die essentialistisch eingestellten Theologen 
am Mißverständnis bezüglich des N aturrechts schuld sind, sondern noch 
viel m ehr die nicht-theologischen Rationalisten.
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Weil die analogen Prinzipien immer die Nuancen konkreter Variablen 
enthalten, m uß der In terpret päpstlicher Verlautbarungen genau analy­
sieren, welches der harte Kern der jeweiligen Aussage ist. Diesen in den 
G riff zu bekom m en, ist ein sehr schwieriges Unternehm en. Analoge 
E rkenntnis ist zwar echte universale Erkenntnis (im Gegensatz zur nur 
hypothetisch gültigen Theorie der em pirischen Wissenschaften, vor 
allem der Soziologie), jedoch ist das Universale in der analogen 
Erkenntnis nicht ganz abstrahierbar vom K onkreten. Das K onkrete ist 
aber nun einmal in unendlich vielfältiger Weise möglich. So klebt an 
jeder Form ulierung von analog universalen Prinzipien im m er ein Stück 
beschränkter Erfahrung. Weil das analoge Universale nicht in sich 
definierbar ist, m acht seine im zeitlichen Kleid erscheinende Form ulie­
rung den E indruck des Veränderlichen, des völlig Begrenzten, des nicht 
m ehr Anwendbaren. Diese Tatsache m uß grundsätzlich zur Kenntnis 
genom m en werden. Auch kirchlich autoritäre Form ulierungen können 
nicht anders als in dieser unvollkom m enen Weise vorgenomm en werden. 
Eine Ausnahme m achen nur die univok gültigen Norm en. Deren sind es 
aber in der Moral, wie gesagt, sehr wenige.

Ferner ist ein weiterer Um stand zu berücksichtigen, was die Interpre­
ta tion  kirchlicher Äußerungen angeht. Da das kirchliche Lehram t in 
moralischen Fragen durchweg bestim m te sittliche Situationen anvisiert, 
form uliert es die Prinzipien im Hinblick auf die Lösung anstehender 
konkreter Fragen. Wenngleich es sich bem üht, im Sinne des logischen 
Prozesses vom Universalen zum  K onkreten vorzugehen, weist die einzel­
ne Form ulierung doch ein sehr zeitgeschichtliches Kolorit auf. Die Idee 
der berufsständischen Ordnung, die in „Quadragesimo anno“ als Lösung 
der Klassenkonflikte zwischen A rbeitnehm ern und Arbeitgebern darge­
stellt wird, ist nichts anderes als die zeitlich begrenzte Form ulierung des 
Grundprinzips, daß in der Gesellschaft irgendwo der Konflikt beendet 
werden und es zur K ooperation aller am gleichen Ziel kom m en m uß, 
daß Klassenkämpfe nicht die Endlösung des sozialen Problems sein 
können. Dem widerspricht auch das Zweite Vaticanum  nicht, wenn es 
den A rbeitnehm ern den Streik „als letztes H eilm ittel“ zur Verteidigung 
der eigenen Rechte zubilligt 1. Denn es fährt unm ittelbar weiter: 
„Sobald als möglich müssen jedoch Wege zur Verhandlung und zur 
W iederaufnahme von Einigungsgesprächen gesucht w erden“ . Im übrigen 
ist zu bedauern, daß das Konzil sich nicht eingehender zu diesem 
Kam pfm ittel geäußert hat.
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Den harten Kern in den verschiedenen päpstlichen Verlautbarungen 
herauszufinden, ist noch viel schwerer, als losgelöst von diesen T exten 
eine universal gültige Form ulierung von analogen Handlungsprinzipien 
zu geben. Man versuche einmal, das natürliche M oralprinzip, daß man 
nicht stehlen darf, so zu form ulieren, daß es auf alle konkreten Fälle 
paßt. Daß „stehlen“ , d . h. ungerechte Wegnahme von fremdem Gut 
Sünde ist, ist eine tautologische Aussage. Man m üßte zunächst einmal 
wissen, w ann die Wegnahme von frem dem  G ut ungerecht ist. Und man 
m üßte außerdem  vorgängig definieren, wann die Aufteilung in „m ein“ 
und „dein“ , in „m ein“ und in „frem des“ G ut geboten ist. Das siebte 
G ebot G ottes setzt bereits eine Privateigentum sordnung voraus, also 
eine Bedingung, die analog gültig ist. Jede  bestehende Eigentum sord­
nung ist nur un ter bestim m ten Bedingungen gerecht. Und wenn sie 
gerecht ist, dann gibt es wiederum Um stände, un ter denen sie ihre 
Gültigkeit verliert (Notfälle).

Ähnlich sind die kirchlichen Verlautbarungen zu sozialen Fragen 
wissenssoziologisch, historisch und systematisch zu analysieren, bevor 
man sie auf eine andere Situation als die anvisierte anw endet.

Jedenfalls sollte m an sich davor hüten, ohne eine solch eingehende 
Analyse Papsttexte zu sozialen Problemen zu zitieren. Unter denjeni­
gen, die heute gegen die Soziallehre der Kirche agitieren, befinden sich 
viele, die sich früher nicht genug tu n  konnten, sich für ihre persönliche 
Meinung auf päpstliche Verlautbarungen zu berufen.

Zu berücksichtigen ist wohl auch, daß die Kirche sehr oft pastorale 
Anweisungen gibt, die m it U nfehlbarkeit nichts zu tu n  haben.2 Der 
Katholik muß sie aber m it Respekt beachten und sie sorgsam analysie­
ren im Bewußtsein, daß das individuelle Gewissen leicht Irrungen 
unterliegt, während das kirchliche Lehram t im m erhin für sich den 
Anspruch geltend machen kann, in der besonderen O bhut des Hl. 
Geistes zu stehen. H ätte m an all diese Dinge m ehr beachtet, m an hätte  
sich z. B. über die Enzyklika „Hum anae vitae“ m it größerer Gelassen­
heit, mit intensiverer Sachlichkeit und auch mit größerem Respekt 
geäußert.

Hat m an einmal den harten Kern erkannt, der in den verschiedenen 
kirchlichen Verlautbarungen auf verschiedene Weise form uliert worden 
ist, dann wird m an feststellen, daß es wirklich eine katholische Sozial­
doktrin  gibt. Im harten Kern sind W ahrheiten enthalten, von denen aus 
m an nicht zu jeder beliebigen Schlußfolgerung gelangen kann. Es ist 
eine klare W ertorientierung angezeigt, die es in den gegebenen konkre­
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ten  Verhältnissen neu zu form ulieren gilt und die m an nicht aus dem 
Auge verlieren darf. Man wird z. B. aus dem  transzendent begründeten 
Freiheitsbegriff, wie er immer wieder in der kirchlichen Lehre durch­
dringt, n icht folgern können, das kom munistische W irtschaftssystem sei 
genauso mit der kirchlichen Soziallehre vereinbar wie das W irtschafts­
system m it privatem  Eigentum srecht im Konsum- und im Produktions­
sektor. Eine andere Frage ist, wo und wie in der einzelnen W irtschafts­
gesellschaft das Privateigentum als Instrum ent der W irtschaftsordnung 
eingesetzt werden m uß. Tendenziell aber liegt im transzendent begrün­
deten  Freiheitsbegriff eine W irtschaftsordnungbeschlossen, die weitm ög­
lichst die personale, mit eigenem Risiko verbundene Verantwortung 
begünstigt.

Im folgenden sollen nun zur Aufhellung des Gesagten drei Grundge­
danken dargelegt werden, die in der wissenschaftlichen Analyse päpst­
licher Verlautbarungen zu sozialen Problemen besonders zu beachten 
sind.

2. D rei wichtige Gesichtspunkte in der Auslegung päpstlicher Verlaut­
barungen zu sozialen Fragen

1. Die Kirche w endet sich jeweils gegen bestim m te, geschichtlich be­
dingte Thesen, die der katholischen Glaubens- und Sittenlehre wider­
sprechen. In diesen Thesen mag vielleicht der eine oder andere Gesichts­
punk t seine Berechtigung haben. Das kirchliche Lehram t greift aber in 
seiner A ntw ort die grundsätzlichen, die Sittenordnung betreffenden 
Argum ente des Gegners heraus und entzieht ihm dam it den Boden für 
die übrigen Behauptungen. So m acht es den Anschein, als ob die 
gegnerische These in allen ihren Einzelheiten, mit allen ihren Nuancen 
verworfen würde. Tatsächlich wird sie m it allen Nuancen verworfen, 
aber eben in dem geschichtlich bedingten Zusammenhang. Ein typisches 
Beispiel hierfür dürfte die Stellungnahme des kirchlichen Lehram tes 
zum Kommunismus und  Sozialismus sein. Bereits am 9. November 
1846, also schon zwei Jahre  vor dem Erscheinen des kom munistischen 
Manifestes von Karl Marx hat Pius IX. in seiner Enzyklika ,,Qui 
pluribus“ 3 und ein Jah r nach dem Erscheinen des Manifestes am 8. 
D ezem berl849 in der Enzyklika „Nostis et Nobiscum “4 auf die 
religiösen und sittlichen Hintergründe des Kom munismus und Sozialis­
mus hingewiesen. Die Religion galt Marx als eine erbärmliche Verbrä­
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mung der sozialen Problem atik, darum  als Opium  für das Volk. Die 
Abschaffung des Privateigentums war mit Argum enten begründet, die 
deutlich zeigen, daß der Marxismus eigentlich ein Ersatz für die Religion 
sein sollte, d. h. daß er selbst den Platz der Religion einnehme. Eine 
religiös begründete sittliche Ordnung bedeutet ihm heute noch soviel 
wie Entfrem dung des Menschen von sich selbst. Der marxistische 
Kommunismus bedeutet die ruinöse Gegenthese gegen die kirchliche 
Auffassung von Moral, Ehe und Familie. Die A ntw ort Pius’IX. konnte 
darum  nur in einer umfassenden und radikalen A blehnung der gesamten 
Ordnungsvorstellung des Kommunismus bestehen. Das rein w irtschafts­
ethische Problem, ob es eine kom munistische W irtschaftsordnung geben 
kann, in welcher die christliche Sittenlehre und vor allem die Rechte 
der Religion unberührt bleiben, stand nicht zur D ebatte. In etwa klingt 
allerdings diese Frage an, wenn Pius IX. auf das personale Recht auf 
privates Eigentum hinweist. Dieser Hinweis darf nicht unbeachtet 
bleiben. Dam it hat der Papst ein Argum ent gegen den Kommunismus 
vorgebracht, das auch ohne unm ittelbare Beziehung zur Frage nach 
Religion und sittlichen Norm en Bestand hat. Es ist aber ein noch ganz 
abstrakt gehaltenes Argum ent, das noch nicht in unm ittelbaren Zusam­
m enhang m it konkreten Problemen der W irtschaftsordnung gebracht ist.

2. Das kirchliche Lehram t spricht naturgem äß im Hinblick auf den 
konkreten Entwicklungsstand der w irtschaftlichen, sozialen und politi­
schen Problematik. Wenngleich es un ter den kirchlichen D okum enten 
ausgesprochen philosophische und theologische T rak tate  und allgemein­
gültige Aussagen zu wirtschaftlichen und sozialen Problem en gibt, so 
sind die Äußerungen zu wirtschaftlichen, sozialen und vor allem 
politischen Fragen durchweg von zeitlich bedingten Assoziationen 
begleitet. Als Beispiel mögen die Äußerungen über das Privateigentum 
und über die Dem okratie dienen.

Leos XIII. Argum ent zugunsten des Privateigentums fußte im Kern 
auf dem  Recht des einzelnen Menschen, sein eigenes Geschick soweit 
als möglich selbst zu bestim m en und sich dazu auch die w irtschaftliche 
Existenz zu sichern, eine Existenz, die weitmöglichst durch das indivi­
duelle Recht der Disposition über materielle Güter und nicht durch 
schwankende und wechselnde staatliche Regelungen abgeschirmt ist. 
Dieser doktrinale Kern erhält aber eine zeitlich sehr begrenzte Ver­
packung, so daß es den Anschein erweckt, als ob sich die Eigentums­
lehre der Kirche mit der handw erklichen, m ittelständischen Produk­
tionsweise verbände. Das private Eigentum wird, wie es verständlich ist,
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noch nicht im Lichte der schleichenden, erst recht nicht der galoppieren­
den Inflation gesehen. Man konnte noch nicht erkennen, daß die Alters­
sicherung besser durch einen Eigentum sanspruch auf eine soziale Alters­
rente als durch Besitz von Gütern verwirklicht werden könn te .5

Auch ist die Knappheit des Bodens und die dam it zusam m enhän­
gende, eine starke staatliche Intervention erfordernde Raumplanung 
noch nicht in Sicht. Es ist lediglich davon die Rede, daß der Boden nicht 
von einzelnen zu ausschließlich individuellen Zwecken okkupiert wer­
den darf, sondern wie jegliches Privateigentum einen gesamtgesellschaft­
lichen Zweck zu erfüllen habe.

Noch deutlicher wird die geschichtliche V erflochtenheit päpstlicher 
Verlautbarungen in der Einschätzung der Dem okratie. Die Gesellschaft, 
an die sich das kirchliche Lehram t w andte, war nicht die Gesellschaft 
der politisch reifen Bürger. Die Massenbewegungen, wie sie sich in den 
Revolutionen äußerten, waren nicht dazu angetan, der breiten Masse 
das V ertrauen des Selfgovernment zu schenken. Die Furcht vor Chaos 
überwog bei weitem die Vorstellung, die Völker könnten in Ruhe und 
O rdnung die öffentlichen Geschäfte auf dem okratischem  Weg betreiben. 
Die kirchliche Organisation, die wesentlich hierarchisch ist und keine 
uneingeschränkte W ertbildung von unten nach oben zuläßt, schloß den 
Gedanken aus, daß die sittliche Ordnung dem okratisch abgesichert 
werden könnte. Man konnte von der Kirche die Befürwortung eines 
solch riskanten politischen Experim ents, wie es die Einführung der 
Dem okratie im 19. Jahrhundert für G roßstaaten war, nicht erwarten. 
Das kirchliche Lehram t, das sich für Sittenfragen als zuständig erachten 
m uß, konnte sich leichter an die Fürsten wenden, um  seinen morali­
schen Lehren G ehör zu verschaffen. Erst die Trennung von Politik und 
Glaube und die dam it verbundene Furcht, daß der Einfluß kirchlichen 
Denkens völlig unterdrückt würde, wie auch die Gefahr des M achtm iß­
brauchs zum Schaden christlicher Lebensgestaltung w eckten den Ge­
danken, daß es um  der letztm öglichen R ettung sittlicher und religiöser 
Norm en willen notwendig ist, die Ordnung der Gesellschaft dem 
Entwicklungsprozeß des „öffentlichen“ Gewissens zu überlassen. Da­
rum  konnte erst Johannes XXIII. in der Enzyklika „Pacem in terris“ 
die m odern verstandene Gewissensfreiheit zum  Regelprinzip politischer 
Ordnung m achen. Er übernim m t die Konzeption der UNO-Menschen- 
rechtserklärung im V ertrauen, daß das von G ott in den Menschen 
hineingeschaffene Gewissen nach etwelchen Verirrungen von selbst
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wieder zu jenen Norm en zurückfinden wird, auf die hin es naturhaft 
angelegt ist. Es bedurfte  zu dieser Wandlung politischen Denkens keiner 
Verwandlung des doktrinären Kerns. Der Wandel besteht einzig in der 
Anwendung der alten Gewissenslehre auf eine politisch völlig veränder­
te Situation, und zwar im Hinblick auf die noch einzig sich bietende 
Möglichkeit, den christlich verstandenen sittlichen Norm en zur po liti­
schen Wirksamkeit zu verhelfen. Leo XIII. sah sich dieser politischen 
S ituation noch nicht gegenüber. So erklärt es sich, daß er die democra- 
tia christiana lediglich als soziale Solidarität, nicht als politische Bewe­
gung begreifen konnte.

3. Die lehram tlichen Form ulierungen stehen nicht nur in einem 
allgemeinen geschichtlichen K ontext, sie tragen zusätzlich noch ein 
jeweils verschiedenes geistesgeschichtliches Kolorit. Die massive Aus­
drucksweise von der „Unverletzlichkeit“ des Privateigentums bei Leo 
XIII., Pius XI, und Pius XII. könnte in manchem Leser von „M ater et 
Magistra“ und besonders von „Populorum  progressio“ , wo ganz andere 
Akzente gesetzt werden, Zweifel an der „unveränderlichen“ Gesell­
schaftsdoktrin der katholischen Kirche erwecken. Es ist heu te nachgewie­
sen, daß die Form ulierung eines unantastbaren Privateigentums aus einer 
N aturrechtsphilosophie stam m t, die ausgesprochen nicht auf kirchlichem 
Boden gewachsen war. Die rationalistische und im Gefolge subjektivisti- 
sche N ote stam m t von Christian Wolff, dessen Schriften einen entschei­
denden Einfluß auf Luigi Taparelli ausübten. Taparellis Naturrechts­
philosophie w urde von Leo XIII. und  dessen Nachfolgern als das 
überragende Schulbuch der Theologen gepriesen. T ro tz allem bleibt der 
doktrinale Kern der kirchlichen Lehre vom Privateigentum, dessen 
U nantastbarkeit übrigens durch den Begriff der sozialen Belastung 
gemildert wurde, unberührt. Bei Leo XIII. kom m t dieser Kern tro tz  der 
geschichtlichen und geistesgeschichtlichen Einkleidung klar zutage: 
persönliches Verfügungsrecht über materielle Güter im Hinblick auf eine 
weitmöglichste Selbstbestimmung in der Sorge um  Existenz und Le­
bensentfaltung.

II. Der Begriff der Freiheit in den päpstlichen Verlautbarungen

In den päpstlichen V erlautbarungen wurde die Freiheit auf drei 
verschiedenen Ebenen behandelt: zunächst als Willensfreiheit im 
psychologischen und ethischen Sinn, dann als Geschehnis, d. h. als



8 6 Arthur F. Utz

Befreiung des Menschen von Sünde und Tod, drittens als Freiheit in der 
Gesellschaft, die darin besteht, dem Menschen im gesellschaftlichen 
Bereich seine Würde und Subjektstellung anzuerkennen.6 Diese letzte, 
die soziale Freiheit hat einen doppelten Aspekt: negativ, den einzelnen 
nicht zu behindern in seiner freien Entfaltung und Äußerung seiner 
Lebensauffassung, positiv, ihm die Mittel zur Verfügung zu stellen, d. h. 
durch eine entsprechende Wirtschafts- und Sozialpolitik ihm den Weg 
zu bereiten, sich frei ins gesellschaftliche Ganze zu integrieren. U nter 
dem  zweiten Aspekt sprechen wir von sozialer Freiheit im eigentlichen 
Sinn. Sie ist z. B. n icht nur die Freiheit, zu arbeiten u nd  seinen Beruf zu 
wählen, wie der Mensch es will (Recht auf A rbeit im Sinn, Recht „zu“ 
arbeiten, und Berufswahlfreiheit) sondern auch die Ermöglichung 
arbeiten zu können und einen Beruf auszuüben (Recht „auf“  Arbeit im 
effektiven Sinn). Im folgenden ist von der Freiheit in der Gesellschaft 
im ersten Sinn die Rede. Alle Rechte dieser A rt (z. B. Gewissensfreiheit, 
Religionsfreiheit, Kultur- und Schulfreiheit, Freiheit der Inform ation, 
Pressefreiheit) wurzeln im Grunde in der Gewissensfreiheit. A uf diese 
konzentriert sich unsere Darstellung: die Gewissensfreiheit und ihre 
Anwendung auf die Politik. Von diesem Them a aus ergeben sich die 
Folgerungen für sämtliche Fragen der Organisation von Gesellschaft und 
Staat.

Bei Leo XIII. findet m an überschwengliche Worte für die w ohl­
tuende Tätigkeit der Kirche zugunsten der Befreiung des Menschen. Mit 
berechtigtem  Stolz weist Leo besonders auf die Intervention der Kirche 
zur Befreiung der Sklaven hin. Wenngleich die Kirche in der Befreiung 
der Sklaven m it Vorsicht voranging, immer bedenkend, daß die frei 
werdenden Menschen auch positiv integriert werden müssen, so hat sie 
eindeutig und energisch jede Handlung gebrandm arkt, die von einer 
grundsätzlichen Verfestigung der Sklaverei zeugte. Eugen IV. ha tte  
bereits 1433 und nochmals m it dem  gleichen Text 1435 jede Versklavung 
des Menschen verworfen, er verbot die Aussiedlung von Eingeborenen, 
er verdam m te das hinterlistige Angebot eines freien Lebens m it dem 
man die Eingeborenen zur Taufe bewegen wollte. In seiner Bulle 
„Dudum  N ostras“ 7 ist bereits das Recht auf Heimat impliziert. Wir sind 
heute im zwanzigsten Jahrhundert noch weit davon entfernt, dieses 
Freiheitsrecht den Menschen wirksam anzuerkennen, wie die zwangs­
weise Aussiedlung von Menschen aus ihrer angestam m ten Heim at 
beweist.
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Doch bedeutet diese segensreiche Tätigkeit der Kirche zugunsten der 
Befreiung aus Sklaverei und menschenunwürdiger Abhängigkeit noch 
lange nicht das, was m an eine positive Stimulierung zur freiheitlichen 
Gestaltung der Staatsgemeinschaft zu nennen pflegt. Gewissensfreiheit, 
verstanden nicht nur als Entscheidungsfreiheit im individuellen Bereich 
zur ungehinderten, selbstverantw orteten Lebensgestaltung, sondern 
auch als freie M itentscheidung im sozialen und politischen Aufbau, jene 
Gewissensfreiheit, die ihre Verlängerung und ihren sichtbaren Ausdruck 
in der politischen M itentscheidung, in der M itbestimmung auf allen 
Ebenen des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens findet, wur­
de, abgesehen von den neuesten Schreiben, von päpstlicher Seite mehr 
verhindert als prom oviert. Selbst auch bezüglich der päpstlichen Ver­
lautbarungen neuester Zeit gilt, daß die Kirche nicht prophetisch 
vorgegangen, sondern höchstens einem bereits bestehenden Trend ge­
folgt ist. Es ist allerdings leicht, diese Feststellung in einen Vorwurf 
gegen die Kirche zu form en und  sie des verknöcherten Traditionalism us 
anzuklagen und zu erklären, sie habe um  eigener politischer Vorteile 
willen die positive Befreiung der Menschen im politischen Bereich nicht 
fördern wollen. So einfach ist die Erklärung nicht. Die Dinge liegen 
tiefer. So sehr die Gläubigen prophetisch in  die politische Entwicklung 
hineinwirken und in gewissem Sinne auch voranstürm en können, so 
wird in alle Zukunft das kirchliche Lehram t diese prophetische Erwar­
tung nicht erfüllen können, nicht etw a deswegen, weil es grundsätzlich 
die politische Fortentw icklung der Gewissensfreiheit hem m en wollte 
oder gar m üßte, wohl aber deswegen, weil es um  die Bindung des 
Gewissens an gewisse Norm en mehr besorgt sein m uß als der einzelne 
Gläubige in seiner politischen A ktion. Um dies zu verstehen, müssen wir 
uns zunächst mit dem unverlierbaren U ntergrund der kirchlichen 
Auffassung von der Gewissensfreiheit befassen.

1. Der unverlierbare Untergrund der kirchlichen Auffassung von der 
Gewissensfreiheit: das Gewissen als Imperativ zur Wahrheit

So sehr nach kirchlicher Auffassung das Gewissen ein Zeichen der 
Freiheit is t8, so wird es doch nicht m it der Freiheit indentifiziert, 
sondern, wie bereits eingangs dargestellt, als natürliches Vermögen der 
V ernunft aufgefaßt, die Freiheit im Sinn von objektiven Norm en zu 
verpflichten. Die kantische Auffassung, daß das Gewissen sich in einem
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form alen Verantwortungsbew ußtsein erschöpfe, hat nie Heim atrecht in 
der kirchlichen Lehre gefunden. Die V erantwortung richtet sich viel­
m ehr auf bestim m te Werte, die in der N atur, d. h. im Naturgesetz oder 
im Gesetz der Offenbarung ausgesprochen sind. Es wird in allen 
Verlautbarungen die Überzeugung ausgesprochen, daß das natürliche 
Gewissen die Grundsätze der natürlichen Sittlichkeit immer erkennen 
kann, wenngleich es in einem Einzelfall aus irgendwelchen Gründen 
irren möge. Es ist darum  im Sinne der Wahrheit belehrbar. Und gemäß 
durchgängiger kirchlicher Lehre ist das natürliche Gewissen fähig, 
allgemein, also auch für die gesellschaftliche Ordnung gültige Norm en zu 
erkennen. In diesem Sinn sagt Pius X II.: „Die gesunde Vernunft reicht 
aus, um  die Rechtsgrundlagen der Menschen festzulegen sowie den 
unverletzlichen Charakter der Person, die Würde der Familie, die 
Vorrechte und Grenzen des Staates zu erkennen“9 . Wie immer die 
Kurven in der theologischen Explikation des Naturgesetzes verlaufen 
m ögen, bezüglich der kirchlichen Lehre vom natürlichen Sittengesetz 
kann es keine Diskussion geben, w enn es um  die Frage geht, ob das ins 
Gewissen eingeschriebene Sittengesetz objektive, allgemein gültige, dem 
freien Zugriff entzogene Norm en enthalte oder nur das Gesetz der 
Freiheit sei. Grundsätzlich steh t daher die Kirche auf dem  Boden der 
Konsenstheorie.

Diese sozialethische Stellungnahme ruft allerdings eine Reihe von 
Fragen und Problemen wach. Wenn das Recht an die Wahrheit gebun­
den ist, erhebt sich von vornherein die Frage, wer die Wahrheit erkennt. 
Der Streit zwischen verschiedenen Überzeugungen wird unweigerlich 
zum Streit der rechtlichen Kom petenz. Damit ist die Gefahr der 
Gewissensbevormundung gegeben. Die Gefahr wird um  so größer, je 
zahlreicher und konkreter die Grundsätze werden, die m an für allge­
mein gültig und für allgemein erkennbar erklärt. Da bessere Einsicht, 
wenn sie sich mit M acht oder A utorität paart, die Erziehungs- und 
Zwangsfunktion des Gesetzes ausnützt, scheint wenig Aussicht auf die 
Verwirklichung einer pluralistischen Gesellschaft zu bestehen, wenn 
m an sich auf den Boden der Konsenstheorie stellt.

Wir wollen auf diese vielfältige Problem atik noch nicht eingehen. Es 
sei nur festgehalten, daß die Lehre von der Bindung der Freiheit an 
objektive Norm en und vom Gewissen als der natürlichen Instanz, 
allgemein gültige Norm en zu erkennen, den substanziellen Kern aller 
lehram tlichen und hirtenam tlichen Äußerungen der Päpste über die 
gesellschaftliche Freiheit darstellt. Die sprachliche Einkleidung dieser
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Lehre ist vielfältig. Um die Vielfalt dieser Einkleidung zu erkennen, 
lohnt es sich, gerade jene päpstlichen Äußerungen zur Kenntnis zu 
nehm en, die uns heute am m eisten befrem den, vielleicht sogar absto­
ßen. Aus diesem G rund gehen wir etwas eingehender auf die Aussagen 
Gregors XVI. ein. Sie sind wohl das beste Beispiel dafür, wie man 
herm eneutisch an den harten Kern dessen kom m t, was man als 
kirchliche Soziallehre zu verstehen hat.

2. D ie sprachliche Einkleidung der christlichen Lehre von der Gewis­
sensfreiheit in der Abwehr des Indifferentismus, Rationalismus und 
Liberalismus

Drei der kirchlichen Lehre widersprechende A rten ethischen und 
m oraltheologischen Denkens werden in den Schreiben Gregors XVI. 
„Mirari Vos“ 10 und Leos XIII. ,,Libertas praestantissim um “ 11 einer 
eingehenden Kritik unterzogen: der Indifferentism us, der Rationalismus 
und der Liberalismus. In  der Übernahme rationalistischer Ideen erklärt 
der Indifferentismus, es sei grundsätzlich einerlei, welcher Religion man 
sich verschreibe, da das religiöse Bekenntnis keine Wahrheitsaussage 
bedeute. Es kom m e einzig darauf an, daß m an sich m ittels der V ernunft 
für eine Religion entscheide.12 Politisch bedeutet diese Lehre nicht nur 
die völlige Trennung von Kirche und Staat, sondern auch die Ausschal­
tung der Religion aus dem öffentlichen Leben. Die Religion tr it t in die 
Privatsphäre der individuellen M otivation politischen Handelns zurück. 
Beachtenswert ist, daß es sich beim Indifferentism us nicht nur um eine 
politische Form el des Zusammenlebens verschiedener religiöser Be­
kenntnisse in einem pluralistischen Staat handelte, sondern um  eine 
Religionsphilosophie. Die Kirche als Interpretin  der Offenbarung m ußte 
daher von diesem theoretischen S tandpunkt aus ihre A ntw ort auf den 
Indifferentism us form ulieren. Mit der Zurückweisung dieser theore­
tischen Grundlage m ußte geradezu zwangsweise auch all das verworfen 
werden, was auf dem Boden des Indifferentism us vorgebracht wurde 
wie z. B. die K ritik am Recht der Kirche, Veröffentlichungen zu 
zensurieren.

Der Rationalismus schob die Religion in den Raum  der Irrationalität 
ab und begründete dam it die Trennung von V ernunft und Glaube. 
Gewißheit der Erkenntnis gibt es nur auf diskursivem Weg von irgend­
welchen angeborenen Ideen aus (R. Descartes). Die M ethode hat sich
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streng an die m athem atische A rt der Beweisführung anzugleichen (B. 
Spinoza). Im  Hinblick auf die Offenbarung heiß t dies: das Wort G ottes 
kann nur m ittels kritischer R eduktion auf das, was rational beweisbar 
ist, verstanden werden. Das Christentum  wird zur natürlichen Religion, 
die Theologie zur Philosophie. Ethisch bedeutet dies den Ausschluß 
allgemein gültiger Prinzipien, die praktische V ernunft gelangt nie zu 
objektiver Sicherheit. Dam it ist die Grundlage zerstört, au f der einzig 
die gehorsame Unterwerfung un ter die A utoritä t verteten werden kann. 
Die subjektive Einsicht ohne Bezug zur Wahrheit wird zur einzigen 
Norm.

Man beachte, daß diese philosophische Szenerie die verschiedenen 
päpstlichen Verlautbarungen bestim m t, die den to talen  Verlust des 
bürgerlichen Gehorsams gegenüber der staatlichen A utorität beklagen. 
Die Kirche hat stets beton t, daß die staatliche A utorität sittlich 
legitimiert werden kann. Dieser Gedanke gehört zum  harten  Kern der 
sozialethischen Aussagen der Päpste. Der heutige Rationalism us wie er 
als „kritischer Rationalism us“ von K. R. Popper  vertreten wird, leugnet 
jede Legitimierung der A utorität. A uf dieser Grundlage steh t Poppers 
technologische Auffassung der Dem okratie. Von einem solchen philoso­
phischen Ausgangspunkt aus wird also ein K atholik niemals die techno­
logische Idee der Dem okratie übernehm en können. Eine andere Frage 
ist, ob es vielleicht einen anderen Zugang zu einer solchen völlig 
w ertneutralen Dem okratie gibt, ohne daß m an die Legitimierung der 
A utorität bestreitet. Davon später.

Der Liberalismus hat die Denkweise des philosophischen Rationalis­
mus im gesellschaftlichen und politischen Raum heimisch gemacht. 
Entsprechend seiner rationalistischen Erkenntnistheorie gibt es für ihn 
nur die Ordnung individueller Freiheiten. In diesem Sinn wurden die 
Trennung von Staat und Kirche, die Pressefreiheit, die neutrale Schule 
vertreten. Kontrolle der Meinungsäußerung gibt es nicht, da sich die 
Einsicht nicht kontrollieren läßt, es sei denn, es handle sich um  rein 
empirische Aussagen, die verifiziert oder zum indest falsifiziert werden 
können.

In diesen doktrinären Zusammenhängen ist die kirchliche A ntw ort 
auf die im 19. Jahrhundert verteidigte Freiheitsidee zu sehen. Es 
vermischen sich theologische und philosophisch-ethische G rundthesen 
m it praktischen Schlußfolgerungen für die Organisation der Gesell­
schaft, für die K ulturpolitik, Schulpolitik usw.. Die Absage an die 
christliche Religion und die Kirche war so massiv, daß die Überlegung
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nicht aufkom m en konnte, un te r welchen anderen doktrinären Voraus­
setzungen m an vielleicht das Anliegen der Pressefreiheit, der K ultur­
freiheit, der neutralen Schule, der weitmöglichst gewaltlosen Staatsfüh­
rung usw. würdigen könnte. Lamennais ha tte  dies versucht. Von der 
geistigen M acht der Kirche überzeugt, glaubte er, daß sich bei allge­
m einer Pressefreiheit die geistige K raft der Kirche durchringe und die 
Kirche wieder zur M acht käm e. Gregor XVI. konn te sich m it dieser 
Theorie nicht befreunden. Es kam ihm absurd vor, daß aus einer 
weltanschaulichen V erw orrenheit, m it der die Theorie der Pressefreiheit 
verbunden war, etwas für die Wahrheit herauskom m en könne. Die von 
den Liberalen verteidigte Freiheit war so tiefgründig areligiös und 
atheistisch, daß die Freigabe der Presse nichts anderes zu bedeuten 
schien als einen Freipaß für die Politik der Atheisten. Wenigstens war 
dies die Sicht der kirchlichen Obrigkeit, die sich keine Illusion darüber 
m achte, wie schwach das gläubige Volk gegenüber der intellektuellen 
Opposition dastand.

In  diesem und  nur in diesem K ontext sind die scharfen Worte 
Gregors XVI. zu lesen: „Aus der Quelle dieser verderblichen Gleichgül­
tigkeit [Indifferentism us] fließt jene tö richte  und irrige Meinung, oder 
noch besser jener Wahnsinn, es sollte für jeden die .Freiheit des 
Gewissens* verkündet und erkäm pft werden. Diesem seuchenartigen 
Irrtum  bereitet jene absolute und maßlose Freiheit der Meinungen den 
Weg, welche sich zum  Schaden der kirchlichen und bürgerlichen Sache 
weitherum  verbreitet. Dabei gibt es m anche, die m it größter Unver­
schäm theit behaupten , daß die Religion aus ihr gewisse Vorteile ziehe.
,Aber was für einen schlimmeren Tod kann es für die Seele geben als 

die Freiheit des Irrtums?*, sagte Augustinus (Ep. 16 6 ,PL XXXIII 720). 
Denn wenn der Zügel zerrissen ist, m it dem die Menschen auf den 
Pfaden der W ahrheit gehalten werden, dann stürzt ihre ohnehin zum 
Bösen geneigte Natur rasend schnell in den Abgrund, und wir sehen 
wahrhaftig den Höllenpfuhl offen, aus dem Johannes (Offb. 9,3) den 
Rauch aufsteigen sah, der die Sonne verfinsterte und aus dem Heu­
schrecken hervorgingen und sich über die ganze Erde verbreiteten. Denn 
aus jenem  Irrtum  kom m t die geistige Labilität, aus ihm die immer 
größere Verderbnis der Jugend, aus ihm geht ins Volk die Verachtung 
der Heiligtümer, der heiligsten Dinge und Gesetze, aus ihm fließt mit 
einem Wort eine Seuche, die für das öffentliche Leben totbringender ist 
als jede andere. Die Erfahrung bezeugt es und seit uralter Zeit weiß man 
es: Staatswesen, die in Reichtum , Macht und Ruhm  blühten, fielen
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durch dieses eine Übel erbärmlich zusammen, näm lich durch zügellose 
Meinungsfreiheit, Redefreiheit, Neuerungssucht.“ 13 Mit der gleichen 
Vehemenz fährt Gregor XVI. m it besonderem  Bezug auf die Presse­
freiheit fort: „Mit Schaudern stellen w ir fest, m it welchen Ungeheuern 
von Lehren oder besser Ausgeburten von Irrtüm ern wir erdrückt 
werden, die überall verbreitet werden durch eine gewaltige Menge von 
Büchern, durch Broschüren und Schriften, an Gewicht zwar klein aber 
übergroß an Bosheit, aus denen Wir m it Schmerz den Fluch über die 
Erde ziehen sehen. Leider aber gibt es Leute, die in ihrer Vermessenheit 
so weit gehen, daß sie hartnäckig behaupten , diese aus der Pressefreiheit 
hervorgehende F lut von Irrtüm ern würde übergenug wettgem acht durch 
irgendein Buch, das inm itten dieses großen Sturmes von Schlechtig­
keiten zur Verteidigung von Religion und W ahrheit herausgegeben wird. 
Es ist unrecht, es ist wider alles Recht, absichtlich eine offenkundige 
und größere U ntat zu begehen, weil zu hoffen ist, daß daraus etwas 
Gutes entsteht. Welcher vernünftige Mensch wird je  sagen, es dürfe Gift 
frei ausgestreut, öffentlich verkauft, m it sich getragen, ja  gebraucht 
werden, weil es wohl irgendein Heilm ittel gibt, durch dessen Gebrauch 
m an vor dem Tode bew ahrt wird? “ 14

3. Der geschichtliche Rahmen, in dem die kirchlichen Verlautbarungen 
über die Freiheit stehen

Es war im vorhergehenden Passus die Rede von der Gegendoktrin, 
die durch die kirchlichen Darlegungen über die Freiheit angespro­
chen werden sollte. A uf den geschichtlichen Rahm en, in welchem die 
A ntw ort steht, wurde insofern bereits hingewiesen, als festgestellt wurde, 
daß die kirchlichen Am tsträger an die Massen von unmündigen Bürgern 
dachten, die bei voller Presse- und Redefreiheit in Irrtum  geführt 
werden könnten. In der T at ha tte  bis dahin die Dem okratie noch nicht 
beweisen können, daß sie auf die Dauer ein höheres sittliches Niveau 
erreicht und hält als die M onarchien, so dekadent diese geworden sein 
mögen. Die Kirche ist nun einmal im besonderen um  die Arm en und 
Bedrückten, um  die Einfältigen, die weniger Geschulten und weniger 
G ebildeten besorgt, um  jene Menschen, die das Licht zu sinnvoller 
Lebensgestaltung einzig aus dem Glauben beziehen. Bei aller Befürwor­
tung der Dem okratisierung ist zu untersuchen, inwieweit der einzelne 
durch persönlichen Einsatz seiner Freiheit und eigene V erantw ortung
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an den gemeinsamen G eschäften teilnehm en kann. Die große Masse der 
K atholiken, die die Träger des kirchlichen Lehram tes vor Augen hatten , 
war zu sehr m it der Sorge um  den Alltag beladen, als daß sie sich hätte  
um  die öffentlichen Angelegenheiten kümmern können, ganz abgesehen 
davon, daß ihnen der H orizont dazu fehlte. Es waren also nur die 
wenigen Intellektuellen, die die Führung zu übernehm en verm ochten. 
Zur Zeit der Aufklärung und des Rationalismus konnte das kirchliche 
Lehram t sich nicht die illusionistische Idee Lam ennais’ zu eigen m achen, 
mit der Presse- und Redefreiheit hä tte  die Kirche die Chance, die 
Führung der geistigen Bewegungen zu übernehmen. Wieweit allerdings 
die Kirche selbst an diesem Bildungsdefizit schuld war, ist eine andere 
Frage.

4. Der geistesgeschichtliche K on tex t der kirchlichen Äußerungen zur 
Demokratisierung der Freiheit

Das enorm e Vertrauen der kirchlichen Behörden in die Kraft des 
Rechts hinsichtlich der moralischen Verfassung der Gesellschaft hat 
seine geistesgeschichtlichen Gründe. Schon Aristoteles  hat erklärt, daß 
alles, was sittlich gefordert ist, auch rechtlich form uliert und von den 
Gesellschaftsgliedem erzwungen werden könne. Durch Thomas von 
Aquin  fand diese Lehre einen festen systematischen Platz im theologi­
schen Denken. Für die Tugend der ju stitia  generalis, die alle sittlichen 
Handlungen auf das Gemeinwohl ausrichtet, konnte m an genauso gut 
den aristotelischen Ausdruck , ju s titia  legalis“ einsetzen. Das heißt, das 
Recht vermag die gesamte sittliche Ordnung einzufangen, ohne sie zu 
verkleinern. Das Recht hat alle Fähigkeiten eines sittlichen Kodex an 
sich. Gewiß ha tte  Thomas gleichzeitig erklärt, daß es keinen Sinn habe, 
sittliche Forderungen in rechtliche Form  zu kleiden, wenn nicht m it 
einiger Sicherheit die Wirksamkeit des Kodex feststeht. Das kirchliche 
Lehram t wollte die letzte Chance bürgerlichen Rechts im Sinne der 
christlichen Moral ausnützen. Diese Verfahrensweise w urde und wird 
der Kirche als Drang zur politischen Macht ausgelegt. Liest man aber die 
entsprechenden päpstlichen Verlautbarungen mit Aufm erksam keit, 
dann wird m an leicht herausfinden, daß die Sorge um  die sittliche 
Ordnung das Motiv der Interventionen gegen die Presse- und Redefrei­
heit war, wobei natürlich der Glaube m itw irkte, daß m it rechtlichen 
M itteln sittliche Norm en gerettet werden könnten. Bei aller berechtig­
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ten  Skepsis wird m an diese Meinung nicht als völlig unrealistisch 
zurückweisen können. Wozu haben wir dann noch Gesetze? Und 
warum bekennen wir uns nicht zur Gesellschaft ohne Herrschaft? Jede 
Gesellschaft ha t ihre rechtliche Form. Die Gesellschaft, der es auf die 
Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit ankom m t, kann auf die 
Moral als Quelle rechtlichen Handelns nicht verzichten. Die E th ik  muß 
also irgendwie durch das Recht eingefangen werden. Die Einflußnahm e 
der Kirche auf die zivilen Gesetzgeber hat an sich nichts m it politischem  
M achthunger zu tun. Jede  gesellschaftliche G ruppe, die ein Konzept des 
Gemeinwohls entw irft, versucht naturgem äß, auf die Rechtsordnung 
einzuwirken. Wenn sie sich als politische Partei form iert, drängt sie zur 
M acht, um  ihr K onzept auf dem Wege des Rechts für alle verbindlich zu 
erklären. Wer die Kirche zur rein geistigen M acht im  Sinne von reiner 
Oberzeugungsmacht erklärt und ihr dam it den Weg über die Rechts­
m ittel abschneidet, übersieht, daß sie sich als von G ott berufene Hüterin 
nicht nur religiöser, sondern auch natürlich-sittlicher Norm en betrach ten  
m uß, von Norm en, die allgemeinverbindlich sind und vor jeglichem 
Gutdünken und jenseits jeglichen subjektiven Ermessens liegen. Daß 
gewisse Päpste im Lauf der Geschichte das Bemühen um  Einflußnahm e 
auf die Rechtsordnungen der Staaten m it der Inanspruchnahm e po liti­
scher Macht für sich verwechselt haben, ist ein Exzeß, der nicht Anlaß 
dazu sein darf, jegliche Einwirkung der Päpste auf die Rechtsordnung 
der Staaten als Suche nach politischer Macht zu etikettieren. Allerdings 
m uß m it der rechtlichen Beeinflussung der Gesellschaftsmoral eine 
sittliche Erneuerung der Gesellschaft durch ein vorbildlich christliches 
Leben der gläubigen Staatsbürger, vor allem durch ein gediegenes 
Erziehungssystem, Hand in Hand gehen. Sonst nützen alle recht­
lichen Paragraphen nichts. Wegen des Fehlens einer lebendigen christ­
lichen Moral im Gesellschaftskörper griffen die Päpste zur Notbrem se, 
indem sie durch Intervention auf die R echtsordnung die Freiheit an  die 
sittlichen Norm en zu binden versuchten, ein U nternehm en, das zum 
Scheitern verurteilt ist, wenn die Gesellschaftsmoral schon so weit 
gesunken ist, daß rechtliche Norm en das sittliche Gewissen der Gesell­
schaftsglieder nicht m ehr anzusprechen vermögen.
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III. Der harte Kern der päpstlichen Lehre von der gesellschaften 
Freiheit und ihre Anwendung auf die politische Situation heute

Inzwischen sind die M onarchien und  die starken Regierungen ver­
schwunden, m it denen die kirchlichen Am tsträger noch ehtische Fragen 
der Rechtsordnung wirksam besprechen und aushandeln konnten. Die 
m oderne Dem okratie ist weltanschaulich neutral, und sie will es sogar 
moralisch sein. Man spricht m it Stolz vom W ertpluralismus in der 
Dem okratie. Teilweise wird diese derart von jeglichem W ertkonsens 
abgelöst, daß man ihn nur noch als Resultat eines technologisch 
verlaufenden Prozesses betrach te t, in dem es einzig darum  geht, die 
verschieden verstandenen Freiheiten in ein störungsfreies Zusam m en­
spiel zu bringen. Das W ertdenken wird zwar nicht geleugnet. Es wird 
aber grundsätzlich erklärt, daß kein einzelnes W erturteil irgendwelche 
Allgemeingültigkeit beanspruchen kann. Aus diesem G rund kann es 
auch keine Legitim ation von A utorität und Macht geben. M acht wird 
höchstens pragm atisch als notwendiges Übel anerkannt, ohne das die 
Gesellschaft nun einmal nicht geordnet werden könnte. Doch dürfte 
sich auch diese nicht zu begründende, sondern nur in Kauf zu neh­
m ende M acht einzig auf technologisch faßbare Sachbereiche beziehen, 
habe also keine moralische Kom petenz. H auptvertreter dieser Theorie ist 
K. R. Popper, dessen Denkm odell als das dem okratische Modell par 
excellence angesehen wird. Die Einflußnahm e der Kirche als einer durch 
die Hierarchie vertretenen Gesellschaft auf die Rechtsordnung, wie sie 
von allen Päpsten bis in die neueste Zeit (vgl. die Stellungnahme Pauls 
VI. zur Ehescheidung in Italien) versucht wurde, m uß in einem solchen 
K ontext als illegitimer M achtanspruch einer ideologisch fixierten 
Gruppe betrach tet werden.

Der Katholik steht angesichts der m odernen Auffassung von der 
Dem okratie vor zwei Fragen: 1. Wie steht es m it der W ertneutralität des 
Staates? Wäre es nicht möglich, tro tz  W ertdenken, selbst auch bei 
Annahme, daß es allgemeingültige M oralnorm en gibt, wenigstens funk­
tional in der Gesellschaft und  in der Politik auf jede Legitim ation der 
Macht zu verzichten? K önnte sich bei dieser Umkehrung von Mittel 
und  Zweck nicht doch schließlich der Sieg christlicher Moral in dieser 
Welt als Resultat ergeben, wie es sich Lamennais vorstellte? 2. Welches 
ist für den Katholiken der Weg der Einflußnahm e auf die R echtsord­
nung im Sinn der natürlichen E thik? Sind es w eiterhin die Träger des 
kirchlichen Lehram tes oder sind es nur die Katholiken, die sich zu



9 6 Arthur F. Utz

gemeinsamer politischer A ktion zusam m enfinden? Diese zweite Frage 
m uß hier ausgeklammert bleiben, weil sie nicht zum behandelten 
T hem a gehört. Ihr systematischer S tandort ist das Kapitel „Kirche und 
S taat“ , „Kirche und politische V erantw ortung des einzelnen Katholiken 
in Beziehung zu seiner kirchlichen O brigkeit“ . Wir haben uns also nur 
m it der ersten Frage zu beschäftigen.

Wenn man auf gesellschaftlicher Ebene die W ertneutralität logisch 
durchdenkt, dann kom m t m an zu einer Gesellschaft m it rein form alen 
Ordnungsprinzipien. Eine solche Gesellschaft könnte natürlich kein 
gemeinsames Ziel m ehr verfolgen, gemäß welchem jedem  geholfen wird 
nach dem  Maß, wie er es zu seiner Persönlichkeitsentfaltung nötig hat, 
es sei denn, man nehme die utopische Vorstellung auf, daß die zur 
Persönlichkeitsentfaltung notw endigen Güter in unbegrenzter Menge 
vorhanden wären. Setzt m an diese utopische Bedingung nicht, dann 
bleibt nur die Gesetzmäßigkeit der allgemeinen freien Willkür. Abge­
sehen davon, daß m it dieser rechtlichen Regelung der Freiheiten das 
positive Ziel der Gesellschaft nicht erfüllt w ird, braucht es dennoch eine 
A uto ritä t, die diese Freiheiten gegen etwaige Eingriffe absichert. In 
dieser Dem okratie wäre also A utorität legitimiert. Diese hätte  aber 
keine K om petenz, irgendwelche Handlungen zu erzwingen, sie könnte 
nur die Funktion haben, den Mißbrauch der Freiheit zu verhindern oder 
einzudämm en. Aber überlegen wir uns doch einmal, ob diese im Sinn 
der kantischen Rechtsphilosophie theoretisch so feinsinnig ausgedachte 
D em okratie überhaupt eine Existenzm öglichkeit hat. Wenn der A utori­
tätsträger entscheiden m uß, ob etwas gegen das Gesetz der allgemeinen 
freien Willkür verstößt, dann braucht er einen Maßstab. Die der 
formal-juristisch konzipierten Dem okratie am nächsten liegende Lösung 
wäre, daß die M ajorität den Maßstab bestim m t. Die M ajorität hat also 
in dieser Hinsicht Recht. Wie aber kann die M ajorität ihr Recht 
begründen? Warum m uß Q uantitä t Rechtsinhalte konstituieren? Wenn 
m an die Dinge zu Ende denkt, dann suchen wir schließlich nach einem 
„ech ten“ , „w ahren“ Maßstab, um  Freiheit im Interesse des Friedens zu 
begrenzen. Die absolute W ertneutralität schafft also nicht jene Freiheit, 
die der Mensch in der Gesellschaft erw artet.

Man könnte sich nun nach m arxistischer Denkweise die freie Gesell­
schaft im Sinne einer herrschaftslosen Gesellschaft vorstellen. Diese 
wäre aber nur zu verwirklichen, wenn entw eder alle begehrten Güter im 
Überfluß vorhanden sind oder wenn alle Gesellschaftsglieder gleich­
geschaltet werden. Die erste Bedingung ist utopisch, die zweite verstößt
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wiederum gegen die personal verstandene Freiheit, weil der einzelne 
sich nur nach den M aßstäben der Gesellschaft entfalten kann.

Man kann also freie Gesellschaft nur verwirklichen, wenn man 
einerseits an allgemeingültigen Werten festhält und  zu deren Wahrung 
auch eine A utorität einsetzt, andererseits dem einzelnen im Rahmen des 
allgemeinen Konsenses die freie Selbstbestimmung überläßt. A uf diese 
Weise ist ein ausreichender Spielraum für den Wertpluralismus gewähr­
leistet.

Damit sind wir bei dem  Grundgedanken angelangt, der sich durch alle 
päpstlichen Verlautbarungen über die gesellschaftliche Freiheit als 
harter Kern erwiesen hat, nämlich bei der G rundannahm e eines wenig­
stens minimalen Wertkonsenses und bei der sittlichen Legitimierung der 
Obrigkeit. Eine Gesellschaft, die auch den letzten Rest eines W ertkonsen­
ses verloren hat, verliert nicht nur die alle Meinungsverschiedenheiten 
zusam m enhaltende Kraft der A utorität, sondern auch ihre Existenz. 
Wie inhaltsreich oder inhaltsarm  nun der W ertkonsens sein soll, ist eine 
Frage der politischen Klugheit, die nicht nur die Kunst des Mög­
lichen in kurzer Sicht, sondern auch jenes Möglichen ist, das tief im 
menschlichen Gewissen verborgen ist. Die Päpste haben dieses letztge­
nannte Mögliche m ahnend und fordernd herausgehoben, oft allerdings 
im platonischen Glauben, der Träger der A utorität wisse bis ins Detail, 
was dem Gemeinwohl diene. Die Lehre vom grundsätzlichen morali­
schen Konsens, der aus der natürlichen Beschaffenheit des menschlichen 
Gewissens folgt, hat aber nichts m it einer autoritären  Vorausbestim­
mung dessen zu tu n , was m an in dem jeweiligen Augenblick als 
Gemeinwohl zu bezeichnen h a t15. O ft erwarten gerade diejenigen, die 
die Päpste der Vergangenheit einer zu intensiven Einmischung in 
konkrete Gesellschaftsfragen anklagen, von den heutigen kirchlichen 
Am tsträgern eine direkte Stellungnahme zu politischen Problemen. In 
allerletzter Zeit zeichnen sich die kirchlichen Verlautbarungen durch 
eine bew ußte Reserve bezüglich konkreter wirtschafts- oder sozialpoliti­
scher Aussagen aus. Mit Recht wird davon abgesehen, ein Modell zu 
entwerfen. Diese Aufgabe obliegt den Gläubigen in den einzelnen 
Regionen der Welt. Das kirchliche Lehram t kann aber nicht darauf 
verzichten, die sittlichen Grenzen der Freiheit aufzuzeigen. Es ist 
weniger seine Aufgabe, die Freiheit zu prom ovieren im Sinne einer 
allgemeinen Dem okratisierung des Lebens. Es kann, wie es es immer 
getan hat, lediglich krasse Beeinträchtigungen der Freiheit brand­
m arken, besonders wenn es sich um  die Religionsfreiheit handelt.
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Freiheit und W ertkonsens stehen zueinander in steter Dialektik. 
Weder die Freiheit noch der W ertkonsens kann verabsolutiert werden. 
Wer Freiheit verabsolutiert, zerstört die Gesellschaft. Wer den Wert­
konsens verabsolutiert, zerstört den Menschen in der Gesellschaft. Den 
Kom prom iß zwischen beiden zu finden, ist heute deswegen so schwer, 
weil man einerseits nach einer volldem okratischen Befreiung ruft, 
andererseits aber von der Gesellschaft ein stets zunehm endes Maß von 
A nnehm lichkeiten und Unterstützungen erw artet, die ohne em pfind­
liche Beschneidung der individuellen Freiheit nicht geleistet werden 
können. Wie bedeutend ein Grundkonsens ist, zu dem übrigens auch der 
Konsens über die maßvolle Freiheit gehört, zeigen die jüngsten Ereig­
nisse. Wie sollte eine Gesellschaft ohne W ertkonsens noch gegen die 
anarchistischen Elem ente reagieren können, die, unterstützt durch eine 
zügellose Publizistik, den dem okratischen Staat in Gefahr bringen?

Das Beispiel zeigt deutlich, daß der Staat selbst den Wertkonsens 
braucht, daß also die W erturteilsfrage nicht in den rein gesellschaft­
lichen Raum abgedrängt werden darf. Guido Calogero16 hat in der 
Überzeugung, daß eine wertfreie Gesellschaft sinnwidrig ist, andererseits 
aber in der Sorge um  die Befreiung der W ertordnung von staatlichem  
Zwang, den Vorschlag gem acht, sämtliche Wertfragen den verschiede­
nen gesellschaftlichen Gruppen zu überlassen. Der Staat habe dabei 
lediglich die Aufgabe, zur A ufrechterhaltung des Dialogs für vielfältige 
Institu tionen im gesellschaftlichen Raum zu sorgen. Der Vorschlag ist 
aber wirklichkeitsfrem d, da der Staat selbst eine Gesellschaft ist, die 
Entscheidungen fällen m uß, dies heu te um  so m ehr, als sich der 
Rechtsstaat zum Sozialstaat hin entwickelt.

Man kann die Dinge abwägen, wie m an will, man kom m t immer auf 
den harten Kern der päpstlichen Verlautbarungen bezüglich des Themas 
„Freiheit und Zwang“ zurück: Die Bindung des Gewissens an objektive 
Norm en und an den sich daraus ergebenden allgemeinen Konsens 
bezüglich sittlicher G rundw ahrheiten un ter Belassung eines je  nach 
konkreten Verhältnissen weiter oder weniger weit gesteckten Bereiches 
dem okratischer Freiheiten, zugleich aber m it der Bindung des Gewis­
sens an den allgemeinen Wertkonsens auch die Anerkennung einer 
sittlich legitim ierten A utorität.
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Lothar Bossle
DIE IDEE DER FREIH EIT IN DER CHRISTLICHEN 

SOZIALLEHRE UND IN DER SOZIOLOGIE

V on den einundzwanzig K ulturen, die Arnold Toynbee nach er­
faßbarer schriftlicher Überlieferung zusam m enzählte, ist die europäi­
sche K ultur die bislang einzige Gestaltungsform  des menschlichen 
Geistes, die zugleich eine Geschichte zur Freiheit ist. Diese Besonder­
heit Europas wird hier selbst oder von Menschen anderer Kulturkreise 
allzuleicht übersehen; und wo ihre Überschätzung vorliegt, glaubt m an 
nicht selten, das G ut der europäischen Freiheit als eine schnell trans­
portable Im portw are einführen zu können.

Es entspricht auch durchaus einem in der griechischen Antike bereits 
auferlegten europäischen Geschichtsauftrag, dem Menschen nur solche 
politische und soziale Systeme zu gewähren, die ihm die Freiheit geben 
und seine Würde lassen. Zwar konnte in diesem Prozeß zur Freiheit zuwei­
len ein Stillstand und das Schweigen ein treten, wie Denis de Rougemont 
das dreihundertjährige Schweigen Europas vom 11. bis zum 14. Jah rhu n­
dert beschrieben h a t1. Allerdings erfolgt diese Kennzeichnung einer rela­
tiven kulturellen S tatik  nicht ohne die Versicherung, daß diese Phase der 
kom prim ierten Ruhe gleichsam eine akkum ulatorische K raft zur Entla­
dung kultureller Energien gewesen ist. Die m it dem Anbruch der Renais­
sance beginnende kulturelle Kristallisation Europas ist in einer ku ltur­
soziologischen Ursachenanalyse m it der scholastischen Theologie und 
Philosophie un trennbar verkettet. Insbesondere die W iederaufnahme, 
die das aristotelische Denken in der Philosophie des Thomas von Aquin 
gefunden hat, m uß als eine Voraussetzung für die K ontinu itä t europäi­
schen Denkens angesehen werden, die bis in unsere Gegenwart hinein 
eine Gültigkeit beanspruchen kann2.

Nach der ideengeschichtlichen Vorbereitung des europäischen Ge­
schichtsprozesses nahm die Freiheit jedoch erst etablierte Form en an, 
als die europäische Geschichte in das Stadium  der säkularisierenden 
Differenzierung eintrat. Das Ergebnis dieses Freiheitsprozesses ist nicht
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nur als eine Entstehung der pluralistischen und industriellenGesellschafts- 
struk tur zu erfassen; der sozialen Segmentierung gingen vielmehr geistige 
und ideologieverdichtende Absonderungen voraus — oder folgten, was 
noch heute zu der Möglichkeit führt, von europäischen Nebeneinander­
gesellschaften m it unterschiedlichen sozialen und geistigen Segmentie­
rungen zu sprechen, die zueinander nur in einem vielschichtigen Ver­
hältnis von K om m unikation oder Ignoranz stehen.

Deshalb darf m an nicht die Erkenntnis verbergen, daß auch noch in 
Europa m anche Inseln und Regionen der vorindustriellen Lebensgestal­
tung vorhanden sind. Und schließlich ist, wie nicht anders in Asien, 
Afrika und Am erika auch in Europa das K onzept eines harm oniege­
sicherten und perfekten industriellen Zeitalters noch eine U topie — 
und keine Wirklichkeit. Diese europäischen Einschränkungen gilt es zu 
bedenken, wenn die heu te so geläufige Überlegung angestellt w ird, die 
europäischen Modelle der industriegesellschaftlichen M odernisierung 
den Ländern der D ritten  Welt zur Nachahmung zu em pfehlen. Erst da­
durch können die Staaten, die sich noch heute in partiell vorindustriellen 
Stadien befinden, aus der Soziologie der europäischen Sozial- und Indu­
striegeschichte recht viel lernen. Eine solche Anregung zur vergleichs­
analytischen Betrachtung setzt jedoch voraus, daß über die In terpreta­
tion  der europäischen Sozialgeschichte hierzulande erst einmal die E in­
mütigkeit in der Beurteilung zustande gekommen ist.

Europäische Redlichkeit in der Analyse der eigenen Geschichte ist 
somit eine unumgängliche Voraussetzung, um außereuropäischen 
Völkern auf ihrem Weg in die industriegesellschaftlichen Stadien des 
m odernen Lebens ohne ideologisierende Aufdringlichkeit helfen zu 
können.

Diese Aufrichtigkeit gegenüber dem  eigenen Gang der neuzeitlichen 
europäischen Sozialgeschichte verlangt vor allem die Berichtigung eines 
wissenschaftsgeschichtlichen Mißverständnisses, das in der scheinbaren 
Unversöhnlichkeit verschiedener wissenschaftsdisziplinärer Selbstver­
ständnisse liegt. Nach geläufigem Selbst- und Frem dverständnis ist 
nämlich die Soziologie nicht nur die M utter der m odernen Sozialwissen­
schaft, sondern auch jene Wissenschaft, die Bannerträger in der Ver­
wirklichung der europäischen Freiheit ist. Hingegen sind christliche 
Soziallehren — und das ist das konfrontierende Mißverständnis — nicht 
dem  europäischen Freiheitsdenken verbunden, sondern m ehr dem  retar­
dierenden Ordnungsdenken verhaftet. Die Soziologie glaubt an die 
S truk tur der Freiheit, christliche Soziallehren glauben an die S truktur
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der Ordnung; Soziologie hält soziale Harm onie im Zustand emanzipa- 
torischer Freiheit für möglich; christliche Soziallehren glauben auch im 
Zustand des industriegesellschaftlichen Chaos und der klassenkämpferi­
schen K onfrontation an die U topien einer partnerschaftlichen Ordnung.

Das hier vorläufig bezeichnete Mißverständnis, dem  die Soziologie 
und die christliche Soziallehre vielfach begegnen, erlegt den nachfolgen­
den Darlegungen eine Dreiteilung in der them atischen Behandlung auf:
1. Die Analyse der Rolle der Soziologie und der christlichen Soziallehre 

in der Freiheitstendenz der europäischen Sozialgeschichte.
2. Eine vergleichende Betrachtung von Berührungspunkten und Diver­

genzen zwischen Soziologie und christlichen Soziallehren.
3. Eine Beschreibung von Funktion und Zweck der m odernen Sozial­

wissenschaften — un ter Einschluß der christlichen Soziallehren — für 
die Durchsetzung und Erhaltung freiheitlicher und menschenwürdiger 
Zustände in der Welt.

1. Die Analyse der Rolle der Soziologie und der christlichen Soziallehre 
in der Freiheitstendenz der europäischen Sozialgeschichte

Ein wissenschaftliches Nachfragebedürfnis ist n icht erst vorhanden, 
wenn es sich als selbständige wissenschaftliche Disziplin herausprägt. In 
der Herausbildung einer jeden Wissenschaft gibt es ein V orläufertum . Zur 
Bezeichnung des Protagonisten ist es ja  wohl immer am einfachsten, 
jede Wissenschaft m it der Gründerperiode in der griechischen Antike 
beginnen zu lassen. Das geschieht daher auch in Kennzeichnung der ge­
schichtlichen Ausgangslage der Soziologie, wenn H elm ut Scho eck den 
griechischen S tadtstaat, wie ihn Plato u nd  Aristoteles erläutert haben, be­
reits als ein „soziologisches M odell“ bezeichnet; und ebenso, wenn er 
schon von der Renaissance an ein „soziologisches Sehen und Denken“ 
bei Machiavelli, Montaigne, Bacon, Vico und Montesquieu annim m t3.

Neuere Soziologien um gehen gern die Frage nach dem geschichtlichen 
Anfang ihres Ursprungs; zumeist begnügen sie sich m it der Feststellung, 
„daß die Soziologie eine A ntw ort auf die eigenartige Krise der m oder­
nen Gesellschaft des Abendlandes w ar“4. Obgleich keine Ü bereinkunft 
vorliegt, wann denn eigentlich die europäische Krise der Gesellschaft 
ihren Anfang nahm, wird sie doch zum eist in den zeitlichen Vorraum  
zur Französischen Revolution gelegt. Diesen Zeitraum , in den die E n t­
faltung der englischen und französischen A ufklärung hineinfällt, rechnet 
Heinz Maus allerdings noch eindeutig zur Vorgeschichte der Soziologie5.
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Kein Zweifel besteht m ittlerweile darüber, daß die Herausbildung der 
Soziologie als eigenständige Wissenschaft, und nicht nur als selektive 
soziologische Sehweise, eindeutig in das Ende des 18.Jahrhunderts und 
in das 19. Jahrhundert hineinfällt; hervorgerufen durch die neuen 
Dimensionen der Gesellschaft als Gebildeform menschlichen Zusam­
menlebens und der industriegesellschaftlichen Entwicklung als nie 
dagewesene Lebens- und Leistungsform der Menschen.

Die Soziologie, die als Gesellschaftslehre sich nunm ehr begriff, 
erhob den Anspruch, soweit sie sich als „Anwalt der Em anzipationsbe­
wegung“ verstand, eine problem überwindende und harm oniesichem de 
Funktion in der sozialen Umgestaltung der Verhältnisse zu besitzen.6 
M ochte die Theologie und Philosophie dem Menschen in den vorindu­
striellen Stufen einer statischen Lebens- und Weltauffassung ehedem 
die Wege zur integrativen E inbettung in einen Gesam trahm en geboten 
haben, die emanzipatorische Soziologie m achte sich nunm ehr an­
heischig, auf dem Hintergrund einer verlorengegangenen anthropolo­
gischen und strukturellen Harm onie dem Menschen im Zustand seiner 
Selbstentfrem dung durch einen em anzipatorischen Befreiungsschlag den 
Weg in das neue Heil zu gewährleisten.

Wer die Soziologie indessen nur in ihrer em anzipatorischen Funktion 
erblickt, würdigt nur einen Weg in ihrer Entwicklung. Zugleich m it der 
Übersteigerung der Freiheitstendenz in der europäischen Geschichte 
durch die M ethode einer revolutionären Tendenz erwachte bereits ein 
Fragen nach den unerläßlichen Bedingungen menschlichen Zusam m en­
lebens, das sich als eine historisch-soziologische Betrachtungsweise 
artikulierte. Die schon immer gehegte Auffassung, daß revolutionäres 
Denken weder zur Freiheit noch zur Humanisierung der Lebenswelt 
führt, und sodann die bestätigten Befürchtungen im V erlauf der Franzö­
sischen Revolution von 1789 haben zum  Beispiel Edm und Burke und 
de Bonald gleichsam eine soziologische W amungslehre gegen die Revo­
lu tion entwickeln lassen. R obert Spaemann sieht zu Recht, daß es in 
der europäischen Geschichte einen „Ursprung der Soziologie aus dem 
Geist der R estauration“ gibt, demzufolge de Bonald im Alter von 40 
Jahren  m it philosophischen Reflexionen begann, die ihren Grund im 
„Faktum  der Revolution“ ha tten7 .

Die Warnungen der Soziologie gegenüber dem  revolutionären Exzeß 
der Geschichte, vor allem die bürokratischen und technokratischen Folge- 
w irkungen nach dem Ausbruch revolutionärer Unbedenklichkeit des 
Handelns, sind dann später in den revolutionssoziologischen A nm erkun­
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gen Max Webers sehr deutlich zum Ausdruck gekom m en8 . Und es 
besteht schließlich auch kein Zweifel, daß die unverm utet ausge­
brochene revolutionäre Dynam ik, die in der M itte der sechziger Jahre  
zu bem erken war, von Soziologen wie Arnold Gehlen und Helm ut 
Schelsky den bedeutsam sten W iderspruch erfahren hat.

Soweit sich auch die Soziologie ausschließlich dem Freiheits-, Gleich- 
heits- und Fortschrittsgedanken verbunden w ußte, beruh te sie auf 
sozialphilosophischen Grundlagen, die ihrerseits ihren Ursprung in 
anthropologischen und sozialen Illusionen haben. Ihren geistesge­
schichtlichen Urgrund besitzen diese Illusionen in der U topie von der 
diesseitig vollendbaren Gesellschaft, die es in der freiheitlich-revolutio­
nären Losbindung von allen Ordnungselem enten zu erreichen gilt. Die 
Grundvorstellung, auf der diese anthropologisch-philosophische Illusion 
beruht, geht von der Annahme aus, daß die Verwirklichung der U topie 
in ein Reich der Freiheit h ineinführt10.

Dieses Denken, das sich zur Verhüllung seiner Illusionen allzugern 
und bis heute als „kritischer Rationalism us“ garniert, beruh t auf der 
Vorstellung, daß die Welt nicht nach Norm , Wert und W irklichkeit zu 
gestalten ist, sondern daß dezisionistische Praxis einen historischen 
Freifahrtschein erhalten kann. A uf diese Verhüllung der Soziologie als 
em anzipatorische Sozialphilosphie im Denken von Marx ha t in einer 
eindrucksvollen Weise gerade Peter P. Müller-Schmid hingewiesen11.

Bei einer Registrierung wissenschaftlichen Verschuldens an den Fehl­
deutungen des industriellen Zeitalters ist daher sicher ein Seitenweg in 
der Entwicklung der Soziologie herzunehm en, aber nicht die gesamte 
Soziologie; und sie wiederum nicht allein. Am ehesten haben sich wohl 
noch die Geschichtswissenschaften gegen ungeziemende Verallgemeine­
rungen und kategoriale Übertragungen behütet. Sie drücken noch am 
stärksten die wissenschaftliche Redlichkeit aus, daß keine wissenschaft­
liche Theorie ausreicht, um  die G esam tproblem atik der industriellen 
Gesellschaft zu lösen. Aber die Philosophie und die Überschätzung der 
Naturwissenschaften haben im 19. Jahrhu nd ert nicht wenig dazu 
beigetragen, die Wissenschaft als Religionsersatz zur Behebung der 
sozialen Problem atik zu Hilfe zu holen.

Enttäuschung m ußte sich ausbreiten, daß die christlichen Sozial­
lehren keine globale Behebung der industriegesellschaftlichen Problem ­
lage erbringen konnten. Zwar kann festgestellt werden, daß die europäi­
sche Sozialgeschichte zur Verm inderung der sozialen Spannungslage 
nicht die extrem e Totallösung bevorzugt hat. Weder das T otalkonzept
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des Kapitalismus des 19. Jahrhunderts noch des m arxistischen Sozialis­
mus ist die soziale W irklichkeit des 20. Jahrhunderts. Der D ritte Weg 
des Ausgleichs war zwar ohne program m atische Faszination, aber dafür 
erfolgreicher.

Es war die Rolle der christlichen Soziallehren, eine A ntw ort der 
Kirchen auf die neuentstandene Lage der industriegesellschaftlichen 
Entwicklung zu finden — und dies in einer innerkirchlichen Situation, 
die insbesondere für die katholische Kirche durch mannigfache äußere 
Belastungen bestim m t war. Es darf n icht übersehen werden, daß die 
em anzipatorische Sozialphilosophie und Soziologie des 19. Jah rhu n­
derts m it dem  Kapitalismus ja  auch die Kirchen als Überreste einer 
überlebten sozialen O rdnung überwinden wollte.

Es ist ein Trugschluß, erwachsen aus einem geschichtsverzichtenden 
Denken, wenn m an heute glaubt, die Kirchen hätten  im 19. Jah rh u n ­
dert aus einer unfraglich starken Stellung heraus ihre Soziallehren 
verkünden können.

2. Eine vergleichende Betrachtung von Berührungspunkten und Diver­
genzen zwischen Soziologie und christlichen Soziallehren

Christliche Soziallehre und die Soziologie laden daher tro tz  der 
vordergründigen Gem einschaft einer gleichzeitigen Entstehung im 19. 
Jah rhundert nicht gerade dazu ein, m it einem harmoniegesicherten 
interdisziplinären Gespräch zu beginnen.

Das hängt jedoch nicht nur m it dem  unverzichtbaren Anspruch der 
christlichen Soziallehre zusammen, ihr geisteswissenschaftlich-theolo­
gisch-philosophisches Substrat nicht aufgeben zu dürfen; wohingegen 
die unbestrittene Ausweislichkeit der Soziologie als ,,M utter der Sozial­
wissenschaften“ feststeht, deren Kom petenz zur sozialen Lösungsaus­
sage außer Frage steht. Diese Unterschiedlichkeit bedingt einfach eine 
interdisziplinäre Analyse auf zwei Ebenen.

Hinzu kom m t allerdings noch die Unabgeschlossenheit der beiden 
wissenschaftlichen Disziplinen — eben der christlichen Soziallehre und 
der Soziologie. Die Zeugnisse für dieses Noch-nicht-zu-Ende-Sein — das 
zugleich ein Noch-nicht-am-Ende ist — aus beiden wissenschaftlichen 
Gebieten liegen aus dem Munde ihrer hervorragendsten V ertreter in 
recht häufiger Weise vor. So braucht man noch nicht einmal die These 
des Frankfurter Jesuiten  Wallraff zu übernehm en, daß es sich bei der
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christlichen Soziallehre um  ein System offener Sätze handelt, um  zu 
wissen, daß im christlichen Sozialdenken der Argwohn gegen jegliche 
A rt des S trukturfetischism us zu einer unfraglichen Bestätigung einer 
offenen, und dam it im Sinne Karl R. Poppers zu einer dem okratischen 
Gesellschaftsordnung führt. Nein, die Unabgeschlossenheit der christ­
lichen Soziallehre ergibt sich allein schon durch die Bevorzugung ihrer 
Aufgabe, ein Wort der geoffenbarten Zeitlosigkeit an die Zeit — und 
ihre sich wandelnden Situationen - zu richten. Völlig zu Recht hat 
deshalb Josef Höffner auf die Dynamik und dam it den Fortschreibungs­
charakter der katholischen Soziallehre verwiesen12.

Die Legitim ation zu dieser Dynam ik ergibt sich vor allem aus der 
Frage, inwieweit sie in ihren Grundaussagen die industriegesellschaft­
liche Problem atik richtig oder falsch in terpretiert hat. Obgleich sie sich 
von undurchsetzbaren Forderungen wie zum  Beispiel dem Modell der 
berufsständischen Ordnung löste, kann die These belegt werden: die 
katholischen Sozialaussagen im 19. und 20. Jahrhundert können auch 
noch nachträglich Berechtigung beanspruchen; die marxistischen Sozial­
aussagen können es hingegen nicht. Wer Marxisten fragt, was von Marx 
eigentlich verwendbar geblieben ist, erhält mit, aller Sicherheit die 
geheim lehrehafte A ntw ort: die M ethode von Marx ist beständig ge­
blieben.

Dabei ist es doch gerade die M ethodik der m arxistischen Gesell­
schafts- und Wirtschaftsanalyse, deren Aneignung die sicherste Gewähr 
bie te t, im  godothaften Warten auf Krisen und  K atastrophen lebenslang 
dem  sozialwissenschaftlichen Irrtum  zu verfallen.

Es ist daher nicht die Schuld der christlichen Soziallehre, in den 
zurückliegenden Jahren  weithin in Vergessenheit geraten zu sein; es ist 
vielmehr unsere Schuld, weshalb sie in die Ecke des Vergessens gestellt 
wurde. Da die christliche Soziallehre infolge ihrer begrifflichen Ausgewo­
genheit keine taktischen Anweisungen zu revolutionären Barrikadenstür­
m en enthält, lediglich durch die Erinnerung an unveräußerliche Wertge­
bundenheiten und soziale S trukturm öglichkeiten den ausgereiften Men­
schenverstand fasziniert und nicht durch syllogistische Paukenschläge 
die Pubertät ungeduldigen sozialen Drängens fördert — bedarf sie gerade 
aus diesen Gründen der nie erlahm enden Verfechtung.

Und unzweifelhaft ist bei einer Chancenberechnung, wie christliche 
Soziallehre gehört werden kann, ihre E inbettung in die gerade aktuelle 
Entwicklungslinie der Gesamtkirche. Wenn nämlich — wie in den Jahren  
der nachkonziliaren Verwirrung — die Kirche auf dem Rückzug ist, kann 
sich die christliche Soziallehre nicht auf dem Vormarsch befinden.
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Aus theologischem W anken kann schließlich keine sozialethische 
Festigkeit hervorgehen. Eine neuerliche theologische Besinnung und das 
Verblassen des Zaubers der spätmarxistischen Renaissance in den 
siebziger Jah ren  sind daher entscheidende Voraussetzungen, die das 
inzwischen eingetretene erhöhte Gefragtsein der christlichen Soziallehre 
bedingen.

Wenn es som it zu trifft, daß die christliche Soziallehre in eine neue 
geistige, politische und situationsbedingte Konjunkturlage hineingeraten 
ist — und ob es zutreffend bleiben wird, hängt wesentlich von unserem 
Verbreitungswillen ab —, dann ist vor allem eine zweifache Beachtung 
vonnöten:
1. Die christliche Soziallehre wird das mutige W ort in dieser Zeit und in 

unserer Zeit nicht finden, wenn sie m it proletarischen Schuld- und 
historischen Versäum niskomplexen beginnt.

2. Sie m uß ihre Inden titä t m it der zeitgenössischen Sozialwissenschaft, 
und besonders der Soziologie, herstellen; sie wird dann wohl finden, 
daß sie m ehr Bestätigung als Widerspruch erfährt.
Die christliche Soziallehre wird auch nicht aus der Defensive heraus­

kom m en können, wenn sie sich die Verschuldungslast angesichts aller 
sozialen Krisen und K atastrophen des letzten Jahrhunderts anhängen 
läßt; denn kein Sozialkonzept ging seit der Entstehung der industriellen 
Gesellschaft auf.

Auch kein K onzept der Soziologie. Die hervorragenden V ertreter der 
nichtm arxistischen Soziologie haben sich nun einmal stets von der Lust 
zu Totalaussagen fem gehalten; auch vom Oberflächenzauber soziologi­
scher Analysen in den zurückliegenden Jah ren . Die scheinbar to tale Beset­
zung des Öffentlichkeitsw erts der Soziologie durch die um  das Institu t für 
Sozialforschung gruppierte kritische Soziologie der F rankfurter Schule 
hat allerdings einige Jahre  verbergen können, daß es sich im Denkansatz 
von Theodor Adorno, H erbert Marcuse und Jürgen Habermas um 
m arxistisch verhüllte Sozialphilosophie handelt, die ihrerseits im Gleich- 
heits- und Fortschrittsgedanken der em anzipatorischen Revolutions­
philosophie der Aufklärung ihren Ursprung h a t13.

Sicher ist einem Zweig der Soziologie, der empirischen Sozialfor­
schung, das Verdienst zuzusprechen, wie Rene König m eint, den 
um fassenden sozialen Wandel sichtbar gem acht zu haben, der sich in der 
Regelung sozialer Bedingungen vom 19. zum  20. Jahrhundert ergeben 
hat. Aber Rene König bezeichnet genau die Begrenzung, die der 
Sozialforschung auferlegt ist, wenn er in einer Betrachtung der Sozio­
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logie der zwanziger Jahre  ausführt, daß es Siegfried Kracauer nach 1929 
nicht gelungen sei, die neuangekomm ene soziale Schicht der Angestell­
tenschaft zu erkennen, „da er die neuen Erscheinungen des 20. Jah r­
hunderts m it der alten M arxschen Kategorialapparatur des 19. Jah rhu n­
derts zu fassen suchte“ 14.

Aber nicht nur in solchen datierbaren Einzelheiten kann die Sozio­
logie, wenn sie sich zu diagnostischen Aussagen verleiten läßt, dem 
Irrtum  verfallen; diesen Fehlweg kann sie auch beschreiten, w enn sie 
den analytischen Zeitauftrag dem „Prinzip H offnung“ opfert. Ein 
solcher Wiederanschluß an ihre em anzipatorische Tradition führt nicht 
nur zu einem Übersehen dynam ischer Gefährdungen in der sozialen 
Entwicklung, sondern auch zur U nerfaßbarkeit inzwischen eingetrete­
ner Krisensituationen. So ist tro tz  des angenom m enen Em anzipations­
mechanismus, daß der Ausbruch eines dem okratischen Zeitalters unauf­
haltsam  sei und die Befreiung eines Volkes aus kolonialer Frem dherr­
schaft auch zur Entwicklung einer Dem okratie führen müsse, der 
tatsächliche historische Prozeß eigentlich ganz anders verlaufen. Wir be­
finden uns m it Ausnahme Europas und Nordam erikas in einem w elt­
w eiten Regenerationsprozeß der M ilitarisierung der sozialen und poli­
tischen Systeme, wobei die sozialistischen Staatshandelsländer in der 
Durchsetzung m ilitarisierter H errschaftsstrukturen die erheblichsten 
Fortschritte erzielt haben. Die M ilitärdiktatur ist — von Oswald Spengler 
allerdings schon 1916 verm utet — zur Überraschung aller Em anzipa­
tionsstrategen zur theoretisch geleugneten, aber dafür verhem ent prak­
tizierten Zeitm ode geworden.

Entgegen einem durchschlagenden Demokratisierungs- und F o rt­
schrittstrend haben wir auch nicht nur Begrenzungen des w irtschaft­
lichen Wachstums festzustellen. Inzwischen ist n icht m ehr die Beschäfti­
gung m it der Fortschrittsgesellschaft dringlich, sondern in den Blick der 
analytischen und vergleichenden Soziologie rückt das Problem phäno­
men der Abbruchs-, Aushöhlungs- und Rückgangsgesellschaften. Der 
Einblick in jene soziologischen und historischen Gesetzm äßigkeiten, die 
der Entwicklung der Gesellschaften zugrundeliegen, hat solche E in­
sichten nicht erst seit heute verm ittelt. Raym ond Aron  hat beispiels­
weise in der von ihm vertretenen Soziologie schon im m er gewußt, daß 
es keinen F ortschritt ohne Ende g ib t15.

Um den Berührungspunkt zwischen Soziologie und christlichen So­
ziallehren zu finden, m uß m an die Soziologie zuerst einmal von ihren 
m arxistischen Verfrem dungen und ihren em anzipatorischen Erwar­
tungshorizonten befreien16.
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Erst w enn diese Trennung vollzogen ist, Soziologie dam it von ideologi­
scher Anfälligkeit frei bleibt, wird die christliche Soziallehre, deren 
theologische Verankerung nicht m it theoretischer Verschließung ver­
wechselt werden darf, in den m odernen Sozialwissenschaften zu Recht 
einen Bundesgenossen erblicken dürfen.

Die christlichen Soziallehren müssen sich dazu den Einsichten und 
Erkenntnissen der Sozialwissenschaften öffnen. Sie dürfen nicht als 
A bw ehrinstrum ent gegen die Gegenwart und die Z ukunft mißverstan­
den werden — und diesem M ißverständnis auch keinen Vorschub 
leisten.

Die Divergenz zur marxistischen Soziologie bleibt unüberbrückbar. 
Aber auch eine neue Zweck- und Funktionsbeschreibung der m odernen 
Sozialwissenschaften ist erforderlich, dam it die christlichen Soziallehren 
ihren unfraglichen Platz darin finden können. Dies ist um  so notw endi­
ger als in den letzten  Jah ren  eine neuerliche Einvernahme von Wissen- 
schaftsfeldem  durch m onopolistische Ansprüche hervorgetreten ist.

3. Funktion und Zweck der modernen Sozialwissenschaft
Die Meinung findet noch immer eine genügende Verbreitung, daß es 

sich bei den heutigen Sozialwissenschaften um  ein Sammlungssystem wis­
senschaftlicher Aussagen handelt, die sich um  den Begriff „Krise in der 
Welt“  bewegen. Zumal in den letzten zehn Jahren , in denen die 
Sozialwissenschaften scheinbar un ter das wissenschaftstheoretische 
M onopol der kritischen Theorie gerieten. Alle Sozialwissenschaften, 
w orunter vordergründigerweise die Verhaltens- und Entscheidungswis­
senschaften zu verstehen sind, versuchten — allein schon aus Gründen 
des M odemitätszwangs — einen Nachweis an kritischer Funktionstüch­
tigkeit zu erbringen. Und die ,.M utter der Sozialwissenschaften“ , die 
Soziologie, stellte ih r V okabular zur Verfügung, woraus weitgehend der 
„revolutionäre Jargon“ unserer Zeit en tstand17 .

Und selbst m anche Geisteswissenschaften, wie die Pädagogik und 
Philosophie, erlagen der opportunen Versuchung, sich als Ergebnis einer 
M etamorphose zur sozialwissenschaftlichen G rundorientierung zu prei­
sen. Was lag näher, als von einem Anbruch eines sozialwissenschaft­
lichen Zeitalters zu reden, in dem sich edle Wissenschaften un ter der 
kritischen G lobalfunktion der Sozialwissenschaften vereinigen?



Der Zeitgeist — in Trends und Tendenzen hervorbrechend — schien 
auf die D iktatur eines sozialwissenschaftlichen Zeitalters zuzulaufen; 
daraus entstand ein Syndrom  verkürzter K ettenidentifikationen: das 
sozialwissenschaftliche Zeitalter wurde gleich dem  sozialistischen Zeit­
alter; das sozialistische Zeitalter gleich dem  industriellen Zeitalter.

Demgemäß glaubte Ralf Dahrendorf in seiner „Einleitung in die 
Sozialwissenschaft“ sagen zu können: „Was die Theologie für die 
m ittelalterliche Feudalgesellschaft und die Philosophie für die Zeit des 
Übergangs zur Moderne . . . , das bedeutet die Soziologie für die indu­
strielle Gesellschaft.“ 18

Der hier erhobene Anspruch erinnert sehr an eine Deutung der 
Weltgeschichte als Befreiungs- und Emanzipationsgeschichte. Damit ist 
diese Dahrendorfsche Koinzidenzlehre eines Zusammenfalls von histori­
scher Epoche und jeweils anderer wissenschaftlicher Aspektverwand­
lung zugleich eine verdeckte Neubelebung des Dreistadiengesetzes, das 
Auguste Comte am Anfang neuzeitlicher Soziologiegeschichte form u­
liert hat. Comte , der auch Inaugurator der W ortschöpfung „Soziologie“ 
ist, hat für die Strukturabfolge des weltgeschichtlichen Prozesses drei 
Stadien angenommen. E r sagte dem nach, daß auf das theologische 
Zeitalter die philosophische Epoche kom m e, um  dann in das Endsta­
dium des positivistischen Zeitalters einzutreten. Das positivistische 
Zeitalter ist seiner Meinung nach das wissenschaftliche Zeitalter, dem 
ein sozialwissenschaftlicher M onopolanspruch zur Erklärung der Welt 
zufällt.

Wenngleich auch die Annahme scheinbare Bestätigung findet, daß 
sich die Sozialwissenschaften in den letzten  Jah ren  einen Alleinvertre­
tungsanspruch zur Welt- und Daseinserklärung gesichert haben, ist 
dennoch der endgeschichtliche Optimismus Comtes unbegründet, denn 
Geschichte ist eben keine Permanenz aufstrebenden Fortschritts.

Es muß vielmehr festgehalten werden, daß sich neben der Wachstums­
kritik des Club o f Rom e — einem kritischen Bezug, der als pessimisti­
sches Erregungsintervall alle Entwicklungsstufen der industriellen 
Gesellschaft begleitet —, die sich auf die w irtschaftlichen Prozesse be­
zieht, ein noch viel bedenklicheres Rückfallgeschehen abzeichnet. Wir 
leben nicht mehr, wie nach den zwei großen Kriegen im 20. Jah r­
hundert, in einer Phase dynam ischer Aufbaugesellschaften, sondern in 
einer Erosionsperiode reduzierender Abbruchs- und Rückgangsgesell­
schaften.

1 1 0  Lothar Bossle



Die Idee der Freiheit in der christlichen Soziallehre und in der Soziologie 1 1 1

Wir befinden uns dam it in einem Stadium  des historischen Innehal­
tens und Bestreitens, das sich in die Deutung einfangen läßt: „Wir bew e­
gen uns ,vorwärts in die Rückgangsgesellschaft1.“ Eine Soziologie des 
Fortschritts w eicht der Notw endigkeit, je tz t von einer Soziologie der 
Fortschrittserm üdung zu reden. Diese Erscheinung einer kulturellen, 
sozialen und politischen Energieerlahmung ist nicht neu. Denn es ist 
bislang eine europäische Besonderheit geblieben, daß im 15. und 16. 
Jah rhundert eine dynam ische Lebensform  in E uropa entstanden ist.

Dadurch ist sicher eine neue, noch nie dagewesene Lebensform 
entstanden. Aber neue Lebensform en und andere soziale Systeme sind 
nicht nur problem behebend; ihre Zwangsläufigkeit besteht auch darin, 
daß sie neue Probleme produzieren. Die Vielfaktorenwelt der industriel­
len Gesellschaft hat noch eine erhöhte Neigung, sich auch in der 
Problem produktion reich auszustatten; bis zur Erhebung von N eben­
sächlichkeiten in den Rang eines Problems.

Was zu Beginn des industriellen Zeitalters noch nicht erkennbar 
gewesen ist, hat sich inzwischen als ein unlösbares Dilemma erwiesen; 
strukturelle Vielfalt und Vielschichtigkeit der Daseinsbezüge haben zu 
anthropologischen Vereinsamungen geführt, die in einer Scheinwelt der 
S trukturen zu menschlichen Deform ationen und Rebellionen geführt 
haben. Die industrielle Gesellschaft hat ihr S trukturproblem  noch nicht 
gelöst; viel weniger aber noch die anthropologische Problematik.

Es ist sogar nicht abweisbar, daß m it zunehm ender Dichte an 
technologischen S truk turen  die einzelmenschlichen Entscheidungs­
räume verkleinert w erden19. Die Zurückführung des Lebens auf S truk­
turen  führt nicht m ehr zu W erterkenntnissen, sondern zu Funktionsbe­
friedigungen.

Wenn eine industrielle Gesellschaft aus der Unerquicklichkeit des 
Strukturpluralism us herausflüchten m öchte in einen Strukturm onism us, 
ist jeweils das Ende persönlicher und politischer Freiheit angebrochen.

Freiheitsräum e für den Menschen lassen sich nur erhalten, wenn 
S truk turen  zu  freiheitlichen Institu tionen werden, die dem Menschen die 
Freiheit in verfassungsrechtlicher U nanfechtbarkeit gewährleisten. Hier 
setzen die Überlegungen an, die Hans Maier in seinem neuzeitlichen 
Freiheits- und Staatsverständnis darlegt.

Die Sozialwissenschaften sollen stets in kritischer Unvoreingenom­
m enheit die Bruchstellen und Problem seiten der industriegesellschaft­
lichen Entwicklung offenlegen. Sie verfehlen jedoch ihren Zweck, wenn 
sie sich nur in einer kritischen Funktion verstehen. Ihr Verlust an 
Ansehen hängt weitgehend m it dieser Selbstbeschränkung zusammen.
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Neben die kritische Funktionszubilligung tr itt die therapeutische 
Aufgabe, die den Sozialwissenschaften zufällt. N icht die Em anzipation 
darf weiter ein Them a der Soziologie sein, sondern m ehr die A uffin­
dung der Wege zur Integration.

Die Dynam ik unserer Zeit erträgt keinen strukturellen Fortschritt, 
der n icht immer wieder durch anthropologische Regenerationen be­
stärkt werden müßte.

Die Sozialwissenschaften tu n  daher gut daran, die christlichen Sozial­
lehren und ihren anthropologischen W ertkatalog zu befragen, um  zu 
vermeiden, daß m an durch das Starren auf den Kom plex Gesellschaft 
den Blick auf den M enschen verliert. N ur auf der Grundlage eines 
solchen Bedürfnisses ist dem  Menschen in unserer Zeit seine Freiheit 
und seine Würde zu bew ahren — nicht durch scheinwissenschaftliche 
Totallösungen.
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Hans Maier
DIE AKTUALISIERUNG DES FREIHEITSBEGRIFFS ALS 

KÜNFTIGE AUFGABE DER CHRISTLICHEN SOZIALLEHRE

Freiheitsrechte und Freiheitsbewegungen, so scheint es, sind im letz­
ten D rittel des 20. Jahrhunderts nicht m ehr von der großen weltge­
schichtlichen Ström ung getragen, die ihren Siegeszug in den letzten 
Jahrhunderten  begleitet hat. In  der enger gewordenen Welt ist der Ruf 
nach Freiheit schwächer, der R uf nach Sicherheit größer geworden. Den 
Hungernden und Armen bedrängen elem entarere Sorgen als das Verlan­
gen nach individueller Verfügung, personaler Selbstbestim mung; der 
abhängige, in der Masse isolierte Mensch von heute sieht Freiheit weni­
ger in der Bewahrung einer individuellen Freiheitssphäre als vielmehr im 
Anspruch an soziale Systeme, in der Teilhabe am Fortschritt der P ro­
duktion und des Konsums. Was bedeutet das für die Z ukunft der Frei­
heit?

In  den m odernen Freiheitsrechten gipfelt jene Bewegung, die den 
Menschen als Menschen, geprägt durch seine V em unftnatur,zum  Sub­
jek t und Herrn der Geschichte zu m achen strebt. Das Individuum  wird, 
unabhängig von seinem Stand, zum  selbständigen Rechtsträger gegen­
über dem  Staat. Die Naturrechtslehre der Aufklärung überwindet so die 
alte Status-Lehre, in der die Rechtsfähigkeit an die ständische Ordnung 
der Gesellschaft gebunden war. Von hier aus dringt der Rechtsbegriff 
der Person in die m odernen Privatrechtskodifikationen vor. Auf diesem 
Fundam ent ruhen Rechtsstaat und Grundrechte bis zum  heutigen Tag.

Daß der Mensch so gesehen wird — frei geboren, aber in den K etten 
gesellschaftlicher Abhängigkeit, daher im m er wieder neu zu befreien 
und vor öffentlicher Überm acht in Schutz zu nehm en, die sich für jene 
Zeit vor allem im Staat verkörpert — dies ist das Ergebnis eines neuen 
Verständnisses von Mensch und Gesellschaft. Man sieht ab von der 
konkreten Lebenslage und sucht durch alle Rassen, Stände, Lebens­
form en wie durch zufällige Masken hindurch die eine, unveräußerliche 
M enschennatur und ihr Recht. Eben in dieser A bstraktion aber, so ge-



waltsam sie ist, wird eine neue Dimension menschlicher Geschichte 
sichtbar — in einer industriellen Gesellschaft, die nicht m ehr auf Geburt 
und Stände, sondern auf Arbeit und dem okratische Herrschaftsbestel­
lung gegründet ist.

Kein Zweifel, daß m it dieser Schild-Erhebung der abstrakten Freiheit 
ungeheure K räfte individuellen Aufstiegswillens entbunden werden: 
jeder kann seine Kräfte frei regen und entwickeln, jeder trägt „seinen 
Marschallstab im Tornister“ . Die alten Standesunterschiede fallen da­
hin. Eine rechtlich egalisierte Gesellschaft beginnt sich zu entwickeln. 
So wird die Zeit zwischen der amerikanischen Revolution und  dem 
ersten Weltkrieg zur Epoche der ersten großen E ntfaltung m oderner 
Freiheit in Menschen- und Bürgerrechten. Von der amerikanischen 
Rechteerklärung und der französischen Deklaration von 1789 verzweigt 
sich ihr Weg zu unzähligen Grundrechtskatalogen in den Verfassungen 
des 19. und 20. Jahrhunderts.

Gerade in Deutschland hat die Verfassungsentwicklung nach dem 
zweiten Weltkrieg m it Entschiedenheit an die naturrechtlichen Aus­
gangspunkte der Menschen- und Bürgerrechte angeknüpft. Während 
anderswo die liberalen Freiheitsrechte h in ter sozialstaatlichen Form u­
lierungen zurück traten , ja  fast unerkennbar w urden, sind sie hier noch 
einmal mit aller Schärfe als G rundrechte des Menschen verkündet und 
als unabänderliches Verfassungsrecht im Grundgesetz positiviert w or­
den.

Diese Meinung reichte damals weit über den Kreis der Verfechter 
einer christlichen Soziallehre hinaus. Sie ist im parlam entarischen Rat 
von Politikern aller Parteien vertreten worden. Man wollte, wie es 
damals form uliert wurde, daß die G rundrechte das Grundgesetz regieren 
sollten, nicht um gekehrt, daß sie nicht bloß Deklam ationen oder Direk­
tiven seien, sondern unm ittelbar geltendes, einklagbares Recht. So kam 
es zu einer radikalen W iederherstellung des naturrechtlichen wie des 
freiheitlich-individualistischen Gehalts der Freiheitsrechte — ein E x­
perim ent, das in der Verfassungsentwicklung der heutigen Welt nahezu 
isoliert dasteht.

Denn nicht nur der naturrechtliche, vorstaatliche Charakter der 
Menschenrechte wurde in einer fast an die frühen M enschenrechtser­
klärungen gem ahnenden Weise eingeschärft — nach Art. 1 ist die Würde 
des Menschen unantastbar, liegt also aller staatlichen Rechtsschöpfung 
voraus —, der Gesetzgeber ha t auch Sorge getragen, daß die G rund­
rechte die Staatsgewalt wirksam begrenzen. Mit Recht ha t m an von

Die Aktualisierung des Freiheitsbegriffs als künftige Aufgabe der christlichen Soziallehre 1 1 5



1 1 6 Hans Maier

einer kopernikanischen Wende gegenüber der Zeit des Rechtspositivis­
mus gesprochen: Standen in der Weimarer Zeit die Grundrechte zur 
Disposition des Gesetzgebers, waren sie praktisch nur Realisierung des 
Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, so sind sie heute ein 
D atum  für alles staatliche Handeln. Theorie und Rechtsprechung haben 
die faktische Geltung der G rundrechte, besonders der Persönlichkeits­
rechte, in die Breite und Tiefe so weit ausgedehnt, wie es un ter den Be­
dingungen unserer enger zusam m enrückenden Gesellschaft überhaupt 
denkbar und möglich war. Zumal die Rechtsprechung der obersten Bun­
desgerichte über die Würde des Menschen, die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit, die Freiheit der M einungsäußerung und  den Schutz des 
Eigentums bem üht gewesen ist, dem Bürger einen letzten unantastbaren 
Bereich menschlicher Freiheit zu sichern oder zu erhalten, der der Ein­
wirkung der öffentlichen Gewalt entzogen ist. Die form alen Sicherun­
gen der Freiheit wurden verstärkt. Um der Freiheit willen wurde der 
Freiheitsspielraum des einzelnen bew ußt weit gezogen und auch die 
Möglichkeit des Mißbrauchs in K auf genom m en. Dies lag in der Linie 
der vom Grundgesetz gewollten Ordnung, besagt doch die Garantie 
eines unantastbaren Wesensgehaltes des G rundrechts nichts anderes, als 
daß es im m anente Grenzen der Grundrechte gibt, die vom Staat nicht 
willkürlich bestimmb ar sind und innerhalb deren der Mensch von seiner 
Autonom ie einen freien (und das heißt un ter Um ständen auch: das 
Rechte verfehlenden) Gebrauch machen kann.

Es ist heute üblich geworden, den Enthusiasmus jedes naturrech t­
lichen Aufbruchs zu belächeln — und tatsächlich ist auch das G rund­
gesetz den seit je  m it der Freiheit verbundenen A ntinom ien nicht 
entgangen: was dem einzelnen im Zeichen der Entfaltung der Persön­
lichkeit zugestanden wurde, m ußte vielfach im Zeichen von Gleichheit 
und Sozialstaatlichkeit wieder zurückgeholt werden. Dennoch ist jene 
historische Anknüpfung an die naturrechtliche Idee vorstaatlicher Frei­
heit ein Vorgang von großer Tragweite, und wenn heute seine Grenzen 
deutlicher sichtbar werden als in den Jah ren  unm ittelbar nach dem 
Krieg, so ist dies kein Spezifikum unseres Grundgesetzes, sondern führt 
auf eine G rundproblem atik der heutigen westlichen Welt: Ist die h isto ­
risch überlieferte Freiheit noch tragfähig in einer Zeit, in der — nach 
Max Horkheim er — „die freie A ktivität durch die allgemeine Befriedi­
gung materieller Bedürfnisse sich reduziert“ und in der Freiheit und 
Gleichheit „in der to ta l organisierten Realität keine krassen Gegensätze 
m ehr darstellen“ ?



Die Freiheitsrechte haben sich entfaltet in einer Gesellschaft, die ge­
kennzeichnet war durch die Figur des Bürgers — des Menschen also, der 
wirtschaftlich unabhängig, geistig selbständig war und diese Autonom ie 
gegenüber S taat und Kirche beton te. Sie geraten in eine Krise in dem 
Augenblick, in dem diese bürgerliche Existenz als Lebensform gefährdet 
wird. In der unabsehbaren Wandlung der Lebensform en und R echtsord­
nungen, in der wir uns befinden, wird Freiheit, wie es scheint, ihrer 
bisher größten Belastungsprobe ausgesetzt. Ob sie sich behaupten oder 
als Zeugnis einer früheren Rechtskultur m it dem bürgerlichen Zeitalter 
untergehen wird, kann niem and m it Sicherheit Voraussagen.

Wie es zu dieser Entwicklung gekommen ist, braucht dem Zeitgenos­
sen, der den Wandel der gesellschaftlichen Verfassung und die sprung­
hafte Vermehrung der Staatstätigkeiten am eigenen Leib erfährt, nicht 
auseinandergesetzt zu werden. Der Prozeß ist in nahezu allen Staaten 
des Westens in gleichen oder ähnlichen Form en verlaufen. Soziale 
Kämpfe, die den S taat zum  Eingreifen zwangen und in die Rolle eines 
Zwangsschlichters der verfeindeten Sozialparteien drängten, Kriegs- und 
N otzeiten, die zum  Ausbau und zur K ontraktion des staatlichen Ver­
waltungsapparates führten, vor allem aber die steigende Isolierung und 
Bedürftigkeit des einzelnen im massentümlichen Dasein — dies alles hat 
zu einem jähen Ansteigen der Staatsaufgaben, zu einer Neuverteilung 
der Lebensrisiken zwischen dem  einzelnen und der Gesellschaft geführt.

Im 20. Jahrhundert haben sich Breite und Stärke dieser Bewegung 
m it unerw arteter Schnelligkeit gesteigert. Dem umfangreichen Verwal­
tungsapparat der Sozialversicherung stellte sich von 1914 an die nicht 
minder ausgedehnte, vom Krieg hervorgerufene (und ihn vielfach über­
dauernde) Kriegswirtschaftsverwaltung an die Seite — eine Erscheinung, 
die sich in und nach dem  zweiten Weltkrieg wiederholte und in um fas­
senden M aßnahmen zur Verteilung der Kriegsfolgelasten abermals eine 
Steigerung erfuhr. Die verschärfte soziale Reibung der Vertragspartner 
und die Furcht vor den politischen Folgen einer Massenarbeitslosigkeit 
erzwang die staatliche Mitwirkung an der Gestaltung der Arbeitsver­
tragsverhältnisse und führte zum  Aufbau einer eigenen Arbeitsverwal­
tung. Die Sicherung elem entarer Bedürfnisse des in der G roßstadt leben­
den Menschen, die Notwendigkeit, den im arbeitsteiligen Prozeß immer 
m ehr schwindenden „beherrschten Lebensraum “ (Forsthoff) von außen 
zu ergänzen, ließ die Aufgaben der Verkehrs-, Städte- und Landespla­
nung zum Teil neu entstehen, zum Teil sprunghaft anwachsen und er­
zwang die Entwicklung eines weitverzweigten Versorgungsnetzes für
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W ohnraum, Wasser, Gas, E lektrizität, Kanalisation, Müllabfuhr und 
Um weltschutz. Eingriffe des Staates in den W irtschaftsablauf zwecks 
Verhütung w irtschaftlicher M achtballungen und die Ausdehnung der in 
die Privatautonom ie eingreifenden sozialpolitischen Schutzbestim m un­
gen, vor allem im Bereich des Miet- und Tarifrechts, kamen hinzu. Er­
w ähnt man noch die in gleiche R ichtung weisende Verm ehrung der 
genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäfte, so zeigt sich eine äußerst 
weitreichende und folgenschwere Ausdehnung der staatlichen Tätig­
keiten. Der Schw erpunkt des staatlichen Handelns verlagert sich heute 
aus dem Bereich der norm setzenden Legislative in den der unm ittelbar 
handelnden, einzelfallregelnden Verwaltung, so daß m an gegenüber dem 
Gesetzgebungsstaat des 19. Jahrhunderts von einem Verwaltungsstaat 
sprechen kann, gegenüber dem  gewährleistenden liberalen Rechtsstaat 
von einem gewährenden Staat öffentlicher „Daseinsvorsorge“ .

Der Vorgang m uß aber auch von der anderen Seite her gesehen wer­
den: von der einer zunehm enden Erm attung und Entm ächtigung der 
autonom en privaten und gesellschaftlichen Gestaltungskräfte. Denn 
dem Zuwachs an öffentlicher Planung, Leistung und Fürsorge entspricht 
in den meisten Fällen ein ebenso tiefgreifender Verlust an unm ittelbarer 
Autonom ie und Selbstverantwortung der kleineren Lebenskreise, seien 
es nun einzelne oder Familien oder Gemeinden. Es liegt auf der Hand, 
daß mit dem Aufbau einer staatlichen Arbeits- und Sozialverwaltung ein 
großer Teil der Lebensrisiken vom einzelnen und der Familie auf den 
Staat übergeht — m it allen Folgen einer revolutionären Bedrohung 
dieses Staates im Fall des Versagens seiner Daseinsvorsorge. Gleichzeitig 
erfordern die in den industriellen Ballungsräumen notw endig w erden­
den Planungen weitgehende Eingriffe in Eigentum und Baurecht, und 
m it dem Vordringen staatlicher Lenkungsm aßnahm en im Bereich der 
Boden-, Wohnungs- und Eigentum sordnung, ja  selbst der Familienpoli­
tik, wird ein gut Teil der Privatautonom ie im traditionellen Sinn still­
schweigend oder ausdrücklich ad acta gelegt. Nicht nur, daß der S taat 
in einem der liberalen Epoche noch unvorstellbaren Maß als Lenker, 
Verteiler und Schlichter auch im privaten Bereich au ftritt: um gekehrt 
erscheint auch die private Existenz im m er m ehr sozialbezogen und  in 
öffentlich-rechtliche Aufgaben und Pflichten hineinverspannt. Die 
Lockerung des individualistischen Sozialmodells der Privatrechtsord­
nung m acht es möglich, an die Stelle mühsamer und oft am privaten 
Egoismus scheiternder Kooperation die ausschnitthafte Planung ganzer 
Sozialbereiche m it den M itteln des öffentlichen Rechts zu setzen — mit



allen V orteilen reibungslosen Funktionierens,die sich daraus ergeben, aber 
zugleich m it allen Risiken eines schrankenlosen, den Menschen funktiona- 
lisierenden und leicht in to talitäre Willkür entartenden „planning law“ .

Es wäre falsch, in den geschilderten Vorgängen eine Bewegung zu 
sehen, die heute schon ihren H öhepunkt überschritten hat oder durch 
die in den to talitären  Systemen zutage getretenen Exzesse unverm eid­
lich zum  Rückgang verurteilt ist. Das Gegenteil ist der Fall. Selbst wenn 
m an auf die Kräfte individueller oder gemeindlicher Selbstverantwor­
tung oder die in der Privatrechtsordnung liegenden M öglichkeiten der 
Selbstkorrektur eines schrankenlosen Individualismus begründete H off­
nung setzen mag, an der veränderten Aufgaben Verteilung zwischen dem 
einzelnen und der staatlichen Macht ändern diese inneren Vorgänge um 
so weniger etwas, als sie meist vereinzelt bleiben und daher in ihrer Wir­
kung begrenzt sind. Gerade die in der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren  unternom m enen sozialpolitischen Reform en (oder besser: ihr 
weitgehendes Scheitern) sprechen eine deutliche Sprache. Denn hier 
ist der Widerstand gegen den Rückzug der staatlichen Verwaltung in 
eine subsidiäre Rolle in der Mehrzahl der Fälle nicht vom Staat ausge­
gangen, sondern von den gesellschaftlichen Kräften selbst, die in dem 
bisherigen Berechtigungs- und Verteilersystem  eine Form  der Partizipa­
tion  am Sozialprodukt gefunden hatten , die sie nach der alten Form der 
Freiheit nicht m ehr begierig machte.

Das berührt ein grundsätzliches Problem. Da sich für den einzelnen 
Freiheit heute vor allem ausdrückt in der Teilhabe an staatlichen 
Leistungen, w irkt das Freiheitsstreben des m odernen Menschen nicht 
m ehr in Richtung einer Entstaatlichung, sondern im Gegenteil einer 
Belastung des Staates m it neuen zusätzlichen Aufgaben, einer Ausdeh­
nung und Intensivierung der staatlichen Verwaltung hin. Der private 
Individualismus, einst der stärkste Gegner der polizeistaatlich bevor­
m undenden Verwaltung, hat gegenüber dem  potentiell weit stärkeren 
m odernen S taat und seiner Verwaltung seine eindäm m ende und regulie­
rende Kraft fast völlig eingebüßt. Der individualistische Freiheitsge­
danke w irkt nicht m ehr als Schwungrad der Selbstbehauptung der ein­
zelnen gegenüber den M ächten der Gesellschaft. Hierin liegt — neben 
der natürlichen Beharrung der Verwaltung — der eigentliche Grund für 
das strukturelle Fortdauern des Verwaltungsstaates auch in einer Zeit 
der Normalisierung und des Nachlassens der sozialen Spannungen.

Ein Weiteres kom m t hinzu. Die klassische liberale Theorie, hervorge­
gangen aus der N aturrechtslehre der Aufklärung, hatte  die Freiheits­
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rechte ausschließlich als Abgrenzung von Rechten zwischen Staat und 
Individuum  konzipiert; gesellschaftliche Gruppen im vorstaatlichen 
Raum nahm  sie n ich t zur Kenntnis oder versuchte sie bew ußt auszu­
schalten. A uf diese Weise sind in der Französischen Revolution eine 
Fülle von K orporationen älterer Art, die dem  einzelnen Schutz gaben, 
ausgelöscht worden; auch die Kirche als korporatives Elem ent der S tän­
degesellschaft konnte sich nur mit Mühe behaupten. Das vereinfachte 
auf der einen Seite das Problem: alle freiheitsbedrohenden K räfte wur­
den in der Sicht des Liberalismus auf den Staat konzentriert, so daß die 
einfachste und zugleich wirkungsvollste Lösung des Freiheitsproblems 
in der Ausgrenzung bürgerlicher Freiheit aus der Allmacht des staat­
lichen Gesetzes zu bestehen schien.

A uf der anderen Seite führte diese Perspektive aber dazu, daß man 
die Bedeutung der gesellschaftlichen Bereiche und Zusammenschlüsse 
mit ihren Chancen, aber auch Gefahren für die Freiheit übersah. Man 
übersah ihre po tentiellen Schutzfunktionen: die A rbeiter, ihres trad itio ­
nellen Rückhalts an Zünften und K orporationen beraub t, wurden auf 
diese Weise im 19. Jahrhundert in eine isoüerte und wehrlose Existenz 
gegenüber den industriellen M ächten und der staatlichen Gewalt ge­
stoßen, und es bedurfte in vielen Ländern eines langen und erbitterten 
Kampfes, bis sie im Koalitionsrecht eine wenigstens beschränkte Frei­
heit der Assoziation wiedergewannen. Man übersah aber auch die Ge­
fahren, die in der Bildung neuer G ruppenm acht in dem  freigegebenen 
und zum rechtlichen Niemandsland gewordenen Bezirk zwischen Staat 
und Individuum  erwachsen konnten. Gegen wirtschaftliche M acht, vor 
allem wenn sie sich in den Lücken des rechtsstaatlichen Gesetzes eta­
blierte, bo ten  aber individuelle Grundrechte nur bedingten Schutz. 
Auch Rechtsgleichheit konnte un ter den Bedingungen eines schranken­
losen wirtschaftlichen Liberalismus zur bloßen Form alität werden. Hier 
gilt dann, was der alte Kom m unarde C houlette in Anatole Frances ,,Le 
Lis rouge“ als Heuchelei der bürgerlichen Rechtsauffassung aufdeckte, 
wenn er höhnisch von Gesetzen sprach, die in ihrer m ajestätischen Un­
parteilichkeit den Armen wie den Reichen in gleicher Weise verbieten, 
zu stehlen, zu bette ln  und un ter den Brücken zu schlafen.

Ein Teil des gegenwärtigen Ungenügens an tradierten Freiheitsrech­
ten scheint aus dem  unklaren, aber stark em pfundenen Gefühl zu kom ­
men, daß diese Rechte gegen die tatsächlichen Bedrohungen der Frei­
heit in der m odernen Gesellschaft ohnm ächtig sind, da sie nicht in 
erster Linie auf Begrenzung von M acht, sondern auf Hegung individuel­



ler Freiheit zielen und da sie, wo sie M acht begrenzen wollen, einseitig 
den Staat, n icht die Gesellschaft im Auge haben.

Man hat aus dem  hier aufgewiesenen Dilemma m ehrere Auswege zu 
finden versucht. Logisch naheliegend und soziologisch bestechend ist 
der Gedanke, die zweiseitige Beziehung zwischen Individuum  und Staat 
in eine dreiseitige zu verwandeln, die grundrechtlichen Prinzipien, die 
für das Verhältnis des Bürgers zur politischen Gewalt gelten, auch auf 
die H orizontale, also die Beziehungen zu den anderen G rundrechtsträ­
gern, auszudehnen. Warum soll schließlich, was zwischen m ir und dem 
Staat gilt, n icht auch im Verhältnis zu den Nebenmenschen gelten?

Doch dieser Schluß ist voreilig. Der m oderne S taat ist ja  nicht m ehr 
der in der gesellschaftlichen Horizontale liegende Ständestaat der vor­
revolutionären Zeit. Er steht nicht auf gleicher Basis mit anderen 
„autogenen G ew altträgem “ in der Gesellschaft. Auch und gerade nicht 
der dem okratische Staat! Es war der Irrtum  des aufklärerischen N atur­
rechts, daß m an die M enschenrechte einseitig auf die Horizontale des 
Sozialvertrags reduzieren wollte. Mit einer generalisierten Drittwirkung 
geschähe das gleiche im m odernen Gewand.

Auch die pure Betonung des Gleichheits- gegenüber dem Freiheits­
prinzip ist kein Ausweg. Es ist selbstverständlich, daß zur Praxis der 
Freiheitsrechte in der m odernen Gesellschaft die Rechtsgleichheit h in­
zugehört, und wir wissen, daß ein S taat, der den G m ndw ert der Gleich­
heit im Sinn der A nerkennung gleicher Personenwürde aller Menschen 
preisgibt, in Gefahr gerät, den Däm onen des Klassenkampfes oder des 
Rassismus zum  Opfer zu fallen. Freiheit kann heute ohne Gleichheit, 
nämlich eine elem entare Chancengleichheit für alle Bürger, n icht m ehr 
bestehen. Aber wir sehen auch, daß Gleichheit, wenn sie zum obersten 
Gesetz der Politik gem acht und ohne Rücksicht auf T radition und per­
sönliche Rechte vorangetrieben wird, leicht in einen gefährlichen T otali­
tarism us umschlägt. Hier sollten uns die Erfahrungen des Kom munis­
mus warnen, der versucht hat, Gleichheit au f K osten der Freiheit zu er­
zwingen, ohne sie am Ende auch nur annähernd erreichen zu können.

Auch eine begriffliche Verselbständigung „sozialer G rundrechte“ 
gegenüber liberalen Freiheiten ist kein Ausweg. Im Gegensatz zu den 
Freiheitsrechten, die im Prinzip absolut sind und einer näheren Rege­
lung bedürfen, wenn man sie beschränken will, sind soziale G rundrechte 
als positive Rechtssätze schwer form ulierbar. Ihr program m atischer 
Gehalt m uß durch Gesetze und Verwaltungsmaßnahmen erst eingelöst 
werden. Und dabei liegt die Gefahr nahe, daß konkrete individuelle
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Freiheiten gegen eine vom Staat gewährte, jederzeit rücknehmbare 
Kollektivfreiheit getauscht werden. Indem  der S taat die m ateriellen 
Voraussetzungen für Freiheit schafft, kann er auch über diese Freiheit 
verfügen.

Es ist lehrreich, in Lehrbüchern des Sowjetrechts zu lesen, daß die 
materielle Pressefreiheit des Ostens (die Papierzuteilung und Lizenzen 
einschließt) der westlichen formalen Freiheit weit überlegen sei. 
Faktisch ist aber die Zuteilung von Papier und Pressen strik t an den 
Staatszweck gebunden und insofern ein M ittel der propagandistischen 
Steuerung. Man sieht, wie leicht ein totalitäres Elem ent in die Rechts­
ordnung kom m t, wenn man versucht, die sozialen Grundrechte als 
subjektive Rechtsnorm  nach dem  Schema der individuellen Freiheits­
rechte zu konstruieren. Insofern w eckt schon die Form ulierung einer 
„Freiheit von N o t“ oder einer „Freiheit von F u rch t“ Erw artungen, die 
nur ein m it Allmacht und Allweisheit ausgestatteter Gesetzgeber ta t­
sächlich einlösen könnte.

So bie te t die Lage der Freiheitsrechte in der gegenwärtigen Welt ein 
mannigfaltiges und zwiespältiges Bild. A uf der einen Seite haben die 
Rechte, indem sie aus Appellen und Ansprüchen zu konkreten Rechts­
bestim m ungen w urden, an Bedeutung für den Bürger gewonnen und 
sind zu einem Elem ent politischer Integration geworden. A uf der ande­
ren Seite hat aber die Positivierung, zum al im Bereich persönlicher, 
individueller Freiheit, auch die Grenze des m odernen Freiheitsbegriffs 
und der G rundrechte als R echtsinstitute ans Licht gebracht. Diese leben 
als geschichtliche Erscheinung vom Freiheitsanspruch des einzelnen ge­
genüber dem S taat, als ethisches Prinzip vom Willen zur verantw ort­
lichen Gestaltung des eigenen Lebens. Beides ist in der industriellen Ge­
sellschaft m it ihrem  Trend zum Kollektiven nicht m ehr selbstverständ­
lich, so daß den Freiheiten, selbst w enn sie als positives Recht noch vor­
handen sind, häufig der spontane A ntrieb, die dynam ische Fähigkeit zur 
Erneuerung und Weiterbildung, fehlt. In  den Ursprungsländern der M en­
schenrechte, in Europa und den USA, ist das Ideal persönlicher A utar­
kie und Selbstverfügung längst durch Prinzipien der Gleichheit und des 
Sozialen eingeschränkt worden. Die Entwicklungsländer liegen m it ihrer 
halbentfalteten Staatlichkeit und beginnenden Industrialisierung noch 
in einem vorgrundrechtlichen Zeitalter. Nur der archaische Obrigkeits­
staat des Kommunismus provoziert heute durch seine Verfügung über 
das individuelle Leben ähnliche Reaktionen des persönlichen Freiheits­
und Glücksverlangens gegen sich wie der absolute S taat des 18. J a h r ­



hunderts, und es ist noch nicht abzusehen, ob sich in künftigen Wand­
lungen sozialistischer Gesellschaften eine Renaissance des Natur- und 
M enschenrechts vollziehen wird.

Ist unsere Analyse richtig, bringt also die W irklichkeit des heutigen 
Industrie- und Leistungsstaates die Grenzen des m odernen (aufkläre­
rischen) Freiheitsverständnisses ans Licht, dann stellt sich die Frage, wie 
in Zukunft Freiheit neu verstanden und un ter den Bedingungen unseres 
Jahrhunderts neu gesichert werden kann. Dieser Frage wollen wir uns 
im letzten Teil unserer Überlegungen zuwenden. Sie reicht in poli­
tische, verfassungsrechtliche und religiöse Dimensionen hinein.

1. Politisch wird m an zunächst das aufklärerische Sozialmodell dort 
in Frage stellen und berichtigen müssen, wo es — abstrahierend von 
konkreten Lebensverhältnissen — Freiheitsrechte nur als P rodukt einer 
allgemeinen, vorgegebenen N atur-Freiheit des Menschen zu sehen ver­
mag. Eine solche Sicht wird der heutigen gesellschaftlichen Wirklichkeit 
n icht gerecht. In einer enger werdenden sozialverflochtenen Welt ist 
Freiheit n icht m ehr ein selbstverständlicher Besitz des Individuums, den 
der S taat nur zu um hegen und abzusichern hätte: sie m uß vielmehr 
institutionalisiert, gegen Gruppenegoismus und Indolenz verteidigt 
werden.

Freiheit ist m ehr als Sich-Befreien. Sie ist m ehr als individuelle 
Em anzipation. Sie läßt sich nicht auf die eindimensionale Beziehung 
Individuum -Staat reduzieren; sie verwirklicht sich immer doppelseitig, 
individuell wie institutioneil. Wer Freiheit nur in Befreiung des einzel­
nen von Institu tionen, Überlieferungen, A utoritäten , religiösen und 
sozialen Bindungen sieht, b leibt bei einem vordergründigen und unzu­
länglichen Verständnis von Freiheit stehen. Freiheit als Em anzipation 
ist nu r möglich, solange der Vorrat reicht. Sind die Norm en und Tradi­
tionen erschöpft, von denen man sich em anzipiert, fällt auch die Em an­
zipation dahin.

Demgegenüber ist Freiheit in einer rechtsstaatlichen Dem okratie ein 
D oppeltes: näm lich Freiheit individueller Selbstgestaltung und Ge­
währleistung freiheitlich geordneter Lebensbereiche: Ehe, Familie, 
Erziehung, Wissenschaft, K om m unikation, Politik, K ultur usw. Beides 
gehört zusammen. Der bloße Unterlassungsanspruch an den S taat, die 
pure Selbstentfaltung des Individuums, genügt nicht mehr. Denn Frei­
heit verwirklicht sich heute ebensosehr im Anschluß an soziale Syste­
me: Was nützt es dem  alternden Menschen, wenn der Staat zwar nicht 
in seine Privatsphäre eingreift, ihn aber durch die Gestaltung von Post­
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gebühren und Verkehrsregelungen de facto in eine gefängnisähnliche 
Isolation verbannt?

2. Vom Politischen wäre weiterzugehen zum Verfassungsrecht. Auch 
hier gilt es, sich von vereinfachenden Alternativen zu befreien. Indi­
viduum und S taat, Freiheitsanspruch des einzelnen und Leistungspflicht 
der Gem einschaft, rechtsstaatliche Verfassung und sozialstaatliche Ver­
waltung dürfen nicht wie geschlossene, logisch unvereinbare Blöcke ein­
ander gegenübergestellt werden. Wirkt doch in diesen Gegenüberstellun­
gen die historische Spannungslage des späten 13. Jahrhunderts  nach — 
jenes emanzipative Freiheitsverlangen angesichts einer drückend gewor­
denen älteren Sozialverfassung, dem die Freiheitsrechte als Katalog, 
System und Verfassungsanspruch ihre Entstehung verdanken. Lassen 
sich aber Freiheit und G rundrechte nur in jener Weise denken, die vom 
individuellen Eigenrecht, vom Anspruch und der Position persönlicher 
Unverpflichtetheit des einzelnen gegenüber den anderen M itmenschen 
ausgeht?

Diese Frage beschäftigt heute in zunehm endem  Maße Wissenschaft 
und Verfassungspolitik. Längst sehen wir nicht m ehr nur das in seinem 
Recht geschützte Individuum, sondern zugleich auch den im jeweiligen 
Freiheitsgrundrecht enthaltenen institutioneilen G ehalt. Was den einzel­
nen freisetzt, hat auch Bedeutung für den Zusam m enhalt des Gemein­
wesens, und um gekehrt: freiheitliche Ordnungen sichern zugleich den 
subjektiven Entfaltungsspielraum  des einzelnen. Hier beginnt sich — je n ­
seits von Liberalismus und Sozialismus — ein neues Freiheitsdenken zu 
entfalten: ein Weg zugleich zum besseren Verständnis unserer vom 
Postulat des sozialen Rechtsstaats geprägten Verfassungssituation. Die 
Eigenart unserer m odernen Staats- und Verfassungsprobleme hat zahl­
reiche Berührungen m it dem  vorliberalen und vorkantischen Staatsden­
ken, die lange Zeit verloren schienen, wiederhergestellt. Die Fragen des 
„sozialen R echtsstaats“ und des vorliberalen W ohlfahrtsstaates treffen 
heute, im Zeichen der Rückkehr des Staates zur „w ohlfahrtsfördernden 
Verwaltung“ (Forsthoff), vielfach in einer echten Problemkongruenz 
zusammen. Aber nicht diese Typenverw andtschaft ist das Entscheiden­
de — so sehr die öffentliche Statuierung von Pflichten, die zweckhafte 
Planung in sozialen Lebensbereichen, in denen die privatrechtlichen 
Steuerm echanism en versagen, Schicksal und Aufgabe auch des heutigen 
Gesetzgebers geworden ist.

Entscheidend ist vielmehr die Tatsache, daß jene Rechts- und Staats­
auffassung in einem ethischen Sozialprinzip gegründet war und noch



nicht in bloßem  Anspruchsdenken aufging; daß sie ihren „naturrech t­
lichen Ausgang“ von der Hilfs- und Ergänzungspflicht des Menschen 
nahm, nicht von einem „rein diesseitig und sozial-egoistisch aufge­
faßten Individuellen“ (F. von Hippel). Es scheint, daß die heutige 
Grundrechts- und Rechtsstaatsdiskussion — bem üht, vom Menschen, 
nicht vom abstrakten Individuum  her zu denken — sich dem Punkte 
nähert, wo die Besinnung auf Minima moralia einer Rechtsethik unaus­
weichlich wird — einer E thik, in der Anspruchs- und Pflichtenordnung 
einander ergänzen und die einseitige Blickrichtung auf den S taat, die für 
die liberale Epoche typisch war, überwunden ist.

Blicken wir von hier zurück, so ist die klassische Periode der Frei­
heit und der Freiheitsrechte für uns heute keineswegs überlebt. Sie 
rückt nur in einen genauer überschaubaren historischen Zusammenhang, 
der sich vom geschichtlichen V orher und Nachher deutlich abhebt. Vor­
her, in der vorrevolutionären Zeit, die einheitlich gefügte ständische 
Berufs- und Lebensordnung, in der die Aufgaben und V erantw ortlich­
keiten der einzelnen Glieder genau um schrieben sind: Ihr Ort im 
Ganzen ist auch ihre konkrete, niemals ausschließlich individuell ge­
dachte, sondern rings in soziale Bezüge eingebettete „F reiheit“ . Nach­
her, in unserer Gegenwart, gleichfalls eine stärkere Betonung des Sozia­
len gegenüber dem  Individuum  und seiner A utonom ie, eine stärkere 
Betonung der konkreten Erscheinung und Lebenssituation des Men­
schen — als A rbeiter, Familienvater, U nterm ieter, Mann oder Frau — 
gegenüber dem  abstrakt-naturrechtlichen „Menschen an sich“ und 
seiner politischen Entsprechung, der ständelosen rousseauschen Dem o­
kratie: aber dies nun nicht m ehr im Rahmen konkreter Lebensordnun­
gen und Sozialbezüge, sondern im Rahmen eines prinzipiell noch immer 
individualistischen Freiheits- und Rechtsverständnisses, dessen G rund­
struk tur nur sozialstaatlich transform iert, n icht aber im Kern verändert 
worden ist.

3. Hier weiterzugehen, den Freiheitsbegriff selbst von der Verhaftung 
in neuzeitlichen Autonom ie- und Emanzipationsvorstellungen zu be­
freien, ist die Aufgabe, die heute vor uns liegt. Es ist speziell die Auf­
gabe der Christen.

Sie ist schwieriger und kom plexer, als die herköm m lichen Denk­
modelle erkennen lassen, die alle um  den Antagonismus liberaler und 
sozialer G rundrechte und ihren Ausgleich in einer politischen Güterab­
wägung kreisen. Heilung kann weder aus der Überordnung der Freiheit 
über die Gleichheit noch aus der Ü berordnung der Gleichheit über die
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Freiheit kom m en, sie kann nur kom m en aus einer neuverstandenen 
Freiheit, für die die Hilfs- und Ergänzungspflicht der Menschen nicht 
Gegenbild und Störung ist (wie für das aufklärerische N aturrecht), son­
dern zugehöriges Elem ent der Freiheit selbst. Eben dies hat Luther mit 
dem  Paradox gem eint, ein Christenm ensch sei „ein freier Herr über alle 
Ding und niem and un te rtan“ und zugleich „ein dienstbarer Knecht aller 
Ding und jederm ann un tertan .“



Horacio de la Costa
DIE KATHOLISCHE SOZIALLEHRE UND DIE PROBLEME 

DER UNTERENTWICKELTEN GESELLSCHAFTEN

Die un terentw ickelten Gebiete der Welt sind in etw a identisch m it 
den Gebieten, die m an als „auswärtige Missionen“ zu bezeichnen pfleg­
te , nämlich den von europäischen und nordam erikanischen Missionaren 
evangelisierten Ländern. Die Evangelisierungsbemühungen begleiteten 
die Errichtung der westlichen Vorherrschaft — politisch, wirtschaftlich 
oder in beider Hinsicht — über die Völker des betreffenden Gebietes 
oder folgten ihr auf dem  Fuße.

In den portugiesischen und spanischen Kolonialreichen wurde die 
Missionskirche infolge einer Reihe von Vereinbarungen mit dem Hl. 
Stuhl un ter das Patronat (padroado, patronato) der Krone gestellt. Dies 
hatte  zur Folge, daß die portugiesischen und spanischen königlichen 
Regierungen sich verpflichteten, den Missionaren finanzielle U nter­
stützung und militärischen Schutz zu gewähren, und als Gegenleistung 
weitreichende Mitwirkungsrechte bei der Ernennung des kirchlichen 
Verwaltungspersonals — der Bischöfe und Pfarrer — sowie bei der 
Gestaltung der Kirchenpolitik in den Kolonien erhielten. Unter diesem 
System wurden die Missionare schließlich nicht nur Funktionsträger der 
Kirche, sondern auch V ertreter der Kolonialregierungen. Als solche 
waren sie im stande, einen gewissen Einfluß auf die Gesellschaftspolitik 
— vor allem hinsichtlich der Eingeborenenrechte — auszuüben und eine 
Entwicklung einzuleiten, die m an heute ,,sozio-ökonom isch“ nennt.

Soweit es sich um  Eingeborenenrechte handelt, scheint es ziemlich 
sicher zu sein, daß es Missionaren wie Las Casas und Theologen wie 
V itoria zu verdanken ist, daß die Indios des spanischen Weltreiches vor 
der Sklaverei — zum indest vor dem Besitzsklaventum — bew ahrt blieben 
und einen Status zugesichert erhielten, der dem eines rechtlich freien 
Bauern im Spanien des siebzehnten Jahrhunderts gleichkam 1. Anderer­
seits m uß man zugeben, daß die Kirche es un ter dem Arrangem ent des 
königlichen Patronats versäumt hat, irgendwelche wirksamen Schritte
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gegen den unglaublich unm enschlichen, aber höchst gewinnträchtigen 
Handel m it afrikanischen Sklaven zu unternehm en.

Die sozio-ökonomische Entwicklung wurde nicht um  ihrer selbst 
willen eingeleitet. Sie stand vielmehr im Dienst der Evangelisierung. Es 
war ein Anliegen der Missionare, eine Sozialordnung zu errichten und 
zu unterhalten, die es den Indios ermöglichte, das ihnen verkündete 
Evangelium in Frieden anzuhören, es in Form  von Gem einden zu 
akzeptieren und seinen moralischen Gehalt zur unbestrittenen Norm 
ihres täglichen Lebens zu machen. Dies bedeutete, daß in den Gebie­
ten , in denen die sozio-ökonomische Entwicklung die primitive Land­
w irtschaft und die Stammesabhängigkeit noch nicht überwunden hatte, 
die w irtschaftliche Produktivität und das Gemeinleben auf das Niveau 
der bäuerlichen Gesellschaft des vorindustriellen Europa angehoben 
werden m ußten.

Die Philippinen können als Beispiel für diesen Prozeß dienen. Die 
spanischen Missionare, die zunächst in Begleitung der Conquistadores 
(1565) kam en und dann bis zum  neunzehnten Jahrhu nd ert in ungebro­
chenem  Strom  einwanderten, siedelten eine weit verstreut lebende, 
halb-nomadische Bevölkerung in zentralen S tädten (pueblos) mit Satel­
litendörfern (barrios) an, um sie leichter im christlichen Glauben 
un terrichten und darin bew ahren zu können. Das Ziel war, die Gläubi­
gen ,,debajo de las cam panas“ , also un ter die Glocke der Pfarrkirche 
oder zum indest in deren Reichweite zu bringen.

Aber das m achte eine Unterweisung der einheimischen Bevölkerung 
in den M ethoden der seßhaften Landwirtschaft erforderlich: eine eindeu­
tige Verbesserung gegenüber der von ihr bisher praktizierten Wechsel­
w irtschaft. Es bedeutete, Großfam ilien (oder „zweiseitig ausgedehnte“ 
— „bilaterally extended“ — Familien) dazu zu bringen, in einer Ge­
meinde zusammen zu leben und zu arbeiten, die den Kreis der Bluts­
verwandtschaft überstieg: wiederum ein deutlicher Fortschritt. Für 
den Pfarrgeistlichen bedeutete es, die Wahl der einheimischen Magi­
stratsbeam ten zu überwachen und diese in der Durchführung ihrer 
Aufgaben anzuleiten, da er in den m eisten Ansiedlungen der einzige 
do rt ansässige Spanier und folglich auch der alleinige R epräsentant der 
spanischen A utoritä t war. Schließlich bedeutete dies auch o ft genug, die 
Einheimischen vor der Habgier von Provinzgouverneuren und Steuerein­
treibern zu schützen und eine örtliche Verteidigung gegen Seeräuber aus 
dem islamischen Süden aufzubauen2.



Die katholische Soziallehre und die Probleme der unterentwickelten Gesellschaften 129

Der , Jesu iten staa t“ von Paraguay wird o ft als das klassische Beispiel 
für einen solchen vom Klerus in die Wege geleiteten, vom Klerus 
kontro llierten und  von ihm auch beherrschten Entwicklungsprozeß 
zitiert. Dabei sollte m an aber nicht vergessen, daß der , Jesu itenstaa t“ 
einen ziemlich allgemeinen Trend im spanischen Weltreich repräsen­
tierte, der hier möglicherweise nur in einem Extrem  gipfelte.

Das portugiesische Kolonialreich in Asien bestand nicht in ausge­
dehntem  Landbesitz. Es handelte sich nur um eine Kette von Handels­
niederlassungen und Stützpunkten, die ausschließlich dem Überseehan­
del dienten: Goa, Malakka, die M olukken, Macao, Kagoshima. A ußer­
dem sahen sich diese Brückenköpfe mit organisierten Staaten und 
hohen K ulturen von großer Vergangenheit konfrontiert, in denen die 
christliche Glaubensverkündigung radikal andere Form en als in Latein­
am erika und auf den Philippinen annehm en m ußte.

Einerseits ha tten  die Missionare, die ihren Weg ins Hinterland von 
Indien und China fanden, nicht den Schutz und die Unterstützung ihrer 
Patronatsregierungen. Zum anderen gelangten sie ganz allgemein zu der 
Erkenntnis, daß die gesellschaftliche Entfaltung der asiatischen Reiche 
auf gleicher Höhe m it der des vorindustriellen Europa, wenn nicht sogar 
schon viel w eiter fortgeschritten war. Daher sahen sie keine Veranlas­
sung, die Verkündigung des Evangeliums durch eine sozio-ökonomische 
Entwicklung zu ergänzen. Imm erhin — was konnten sie, eine Handvoll 
nur, überhaupt unternehm en, in so massiven und so massiv organisierten 
Bevölkerungen einen gesellschaftlichen Wandel einzuleiten? Die A rt 
von gesellschaftlicher „K onstruktionsplanung“ (engineering), die bei 
prim itiveren Völkern angewandt wurde, stand außer Frage. Vielmehr 
m ußte man bestreb t sein, die Botschaft des Evangeliums den vorhan­
denen gesellschaftlichen und kulturellen Gegebenheiten anzupassen und 
durch individuelle statt M assenbekehrungen etwas Sauerteig in die 
Masse hineinzutragen. Aber wo sollte man beginnen? In China began­
nen die Jesuiten , wie sehr wohl bekannt ist, an der Spitze der 
gesellschaftlichen Hierarchie, während sich die Franziskaner und die 
Dom inikaner um die Basis bem ühten. Es ist bedauerlich, daß die 
Kontroverse um die chinesischen R iten  sie schließlich alle daran 
gehindert hat, sich irgendwo in der M itte zu treffen.

Das holländische und britische Engagement in Asien begann — wie 
das portugiesische — schlicht und einfach m it Handelsniederlassungen. 
Aber die Bedürfnisse des Handels ließen es den von ihren Heim atstaaten 
anerkannten und privilegierten Handelsgesellschaften als unausweichlich
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erscheinen, sich Schritt für Schritt die Kontrolle über ihre Bezugs­
quellen zu sichern — m it dem Ergebnis, daß sie, fast noch ehe ihre 
Regierungen davon Kenntnis erhielten, Kolonien in den Händen hatten . 
Chesterton ging nicht allzu fehl mit seiner Bemerkung, G roßbritannien 
habe ein Weltreich ,,in einem Anfall geistiger Um nachtung“ (in a fit of 
absence of mind) erworben. Im m erhin betrach teten  sich diese p ro te ­
stantischen Mächte nicht als Träger eines Mandats zur „Patronisierung“ 
der Christianisierung der Heiden. Missionarische Bemühungen in ihren 
Gebieten galten daher als Privatangelegenheit. Sie beschränkten sich 
auch zum eist auf die einheimische Bevölkerung der Seehäfen und 
anderer Handelszentren.

Im britischen und holländischen Kolonialsystem bestand eine Vor­
liebe für „m ittelbare Verwaltung“ (indirect rule), nämlich für eine 
Beibehaltung der örtlich vorhandenen M achtstrukturen und deren 
Einsatz zum Zweck der Kolonialverwaltung. Da jedoch diese M acht­
strukturen weitestgehend „Heilige M onarchien“ waren, unlösbar ver­
schmolzen mit den örtlichen Religionen (Hinduismus, Buddhismus 
oder Islam), bedeutete ihre Beibehaltung ein Absinken des Christen­
tum s auf die Stufe der „Religion des Weißen Mannes“ : einer Religion, 
mit der sich die Eingeborenen nicht assimilierten, sondern der sie sich 
nur anschlossen. Kurz gesagt, Christ zu werden hieß in diesem Zusam­
menhang, wenigstens bis zu einem gewissen Grade weltliche Lebensge­
w ohnheiten anzunehm en, bedingte also eine „Verwestlichung“ und in 
diesem Ausmaß eine Entfrem dung von der eigenen K ultur und der 
Lebensweise des eigenen Volkes.

Diese Entfrem dung wurde durch eine andere charakteristische Konse­
quenz der westlichen Kolonisation noch verstärkt, nämlich durch das 
Entstehen einer „doppelten W irtschaft“  (dual econom y): des Nebenein­
anderbestehens — ohne gegenseitige Integration — der westlichen 
U nternehm enswirtschaft und der asiatischen Subsistenzwirtschaft. Die 
Bedeutung dieser Entwicklung wird nicht nur durch die verschiedenen 
Mechanismen dieser beiden W irtschaftsform en bedingt, sondern viel 
mehr noch durch die grundsätzlich verschiedenen W eltanschauungen 
und Wertsysteme, auf denen sie basieren — W eltanschauungen und 
W ertsysteme, die voneinander getrennt und in sich selbst abgeschlossen 
und sich selbst genügend sind und als W irtschaftsform en aufrechter­
halten w urden, deren gegenseitige Berührungspunkte auf die M arkt­
plätze und die Büros der Kolonialverwaltung beschränkt blieben. Die 
Entstehung dieser Doppelw irtschaft war in der Tat gleichbedeutend m it
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dem E ntstehen einer „doppelten Gesellschaft“ (dual society): des 
Nebeneinanderbestehens — ohne gegenseitige Integration — einer „ tradi­
tionellen“ und einer „m odernisierenden“ Gesellschaft.

Die hier beschriebene Entwicklung fand nicht nur im britischen und 
holländischen, sondern auch im spanischen und portugiesischen Kolo­
nialreich statt, wenngleich in etwas anderer Form  und aus etwas 
anderen Gründen. In  Lateinam erika z. B. läß t sich eine analoge gesell­
schaftliche Schichtung beobachten: die Überlagerung einer europäi­
schen, einer kreolischen und  einer Mestizen-Elite über der eingeborenen 
Bevölkerung und der im portierten afrikanischen Bevölkerung, wobei die 
letzteren Schichten die „traditionelle“  und die erstgenannten die 
„m odernisierende“ Gesellschaft bilden.

Der Beitrag der Bildungseinrichtungen der Kirche zur Entwicklung 
der „m odernisierenden“ Elite war nicht unbeträchtlich. Die Hochschu­
len und Universitäten in den Kolonien, die ursprünglich zur Ausbildung 
des Klerus gegründet waren, nahm en auch Laien-Studenten auf, und 
zwar nicht nur Spanier oder Portugiesen, sondern auch Abkömmlinge 
der Kolonialvölker. Der streng hum anistische Lehrplan dieser Einrich­
tungen der Nach-Renaissance scheint die Kolonien mit einer Kern­
truppe aufgeklärter Führungskräfte — Kleriker wie Laien — versorgt zu 
haben, die sich für den sozio-ökonomischen Fortschritt und schließlich 
auch für die politische Em anzipation ihrer Gem einden engagierten. Das 
Them a ist zwar noch nicht genügend erforscht worden, man gewinnt 
aber doch schon den Eindruck, daß die Absolventen dieser Bildungsstät­
ten  tro tz  des streng konservativen und autoritären Einschlags der 
m eisten ihrer Lehrer die Schulen mit einer Geisteshaltung verließen, die 
für Erneuerungsideen, insbesondere der Aufklärung sowie der Am erika­
nischen und Französischen Revolution, hinreichend aufnahm ebereit 
war. Nicht wenige Führer der Emanzipationsbewegung in Lateinam erika 
wurden an Universitäten wie der von Chuquisaca herangebildet. Für die 
Nationale Bewegung der Philippinen läßt sich feststellen, daß ihre 
hauptsächlichen Protagonisten und Propagandisten zumeist Alum nen 
der Dominikaner- und Jesuitenkollegs von Manila waren, die später dem 
Madrider Liberalismus des neunzehnten Jahrhunderts ausgesetzt w ur­
den.

Dies mag jedoch dahingestellt bleiben. Es geschah auf jeden Fall 
un ter Führung einer gebildeten und relativ w ohlhabenden M inderheit, 
einer „m odernisierenden“ Elite, daß die spanischen Kolonien ihre 
politische Unabhängigkeit gewannen. Diese Elite blieb in den neuen
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Nationen die herrschende Klasse. Allerdings gab die nachfolgende 
industrielle Revolution dieser Herrschaft — und zugleich der Herrschaft 
aller „m odernisierenden“ Eliten in den anderen unterentw ickelten 
Gebieten der Welt — einen grundlegend anderen Charakter. Es ist daher 
der Einfluß der industriellen Revolution auf die unterentw ickelten 
Gesellschaften, dem wir nun unsere Aufm erksam keit zuwenden müssen.

Der Begriff „un terentw ickelt“ war ursprünglich ein wirtschaftlicher 
Begriff. Er leitet seine grundsätzliche Bedeutung von der Tatsache der 
industriellen Revolution ab. Diese Revolution — zusammen m it den 
wissenschaftlichen, technologischen und organisatorischen Neuerungen, 
durch die sie ausgelöst wurde — verlieh dem  westlichen Menschen eine so 
unerhörte und  noch nie dagewesene Möglichkeit, die natürlichen Boden­
schätze und Vorkom m en dieser Erde seinen Bedürfnissen und Zielen 
nutzbar zu m achen, daß diese industrielle Fähigkeit allmählich zur 
Norm der menschlichen Entwicklung überhaupt wurde, so daß jeder 
Zustand, der ihr nicht entsprach, als „unterentw ickelt“  und jeder 
Prozeß, der auf sie zusteuerte, als „Entw icklung“ gekennzeichnet 
wurde.

Mehr als genug Hinweise für die Richtigkeit dieser Annahme finden 
sich in der Form ulierung der Them en dieses Symposiums. Das dritte  
Them a z. B., das sich m it dem Beitrag der katholischen Theologie, 
insbesondere der christlichen Sozialethik, zur Lösung der Probleme der 
modernen Gesellschaft befaßt, wurde in zwei U nterthem en aufgeglie­
dert, von denen sich das eine den Problemen der m odernen Gesellschaft 
in den „industrialisierten N ationen“ und das andere denselben Proble­
men in den „noch in der Industrialisierung befindlichen N ationen“ 
w idm et. Hieraus schließe ich, daß „industrialisiert“  gleichbedeutend 
mit „entw ickelt“ und „noch in der Industrialisierung befindlich“ 
gleichbedeutend m it „in der Entwicklung begriffen“ ist.

Wie der Erwerb dieser industriellen Fähigkeit durch die westlichen 
Nationen (oder „M ächte“ , wie sie je tz t genannt werden müssen) deren 
Verhältnis zur übrigen Welt beeinflußte, ist hinreichend bekannt und 
kann sehr kurz zusammengefaßt werden. W ettbewerb und Suche nach 
neuen A bsatzm ärkten, gefolgt von W ettbewerb und Suche nach neuen 
Rohstoff- und Energiequellen, gefolgt von W ettbewerb und Suche nach 
neuen Gebieten mit billigen A rbeitskräften und  hochrentablen Investi­
tionsm öglichkeiten, verwandelten die vorindustrielle Kolonisation in die 
weit m ehr beherrschende Vorm achtstellung — wirtschaftlich, politisch 
und kulturell — des Zeitalters des Imperialismus. Unm ittelbare Verwal­



tung ersetzt die m ittelbare Verwaltung in Britisch-Indien und Hollän- 
disch-Indonesien. Frankreich erwirbt Indochina. Afrika wird aufgeteilt. 
China wird genötigt, die „Ungleichen Verträge“ zu akzeptieren. Die 
Vereinigten Staaten „befreien“ Spanien von den Philippinen und 
gesellen sich zu den anderen M ächten in Übernahme der „Bürde des 
Weißen Mannes“ (unter gleichzeitiger Protektion seiner Investitionen) 
„von den Hallen des M ontezum a bis zu den Küsten von Tripolis“ .

Der M achtkampf im westlichen Nationalstaaten-System  führt zu 
einem Ersten Weltkrieg, weitgehend beschränkt auf Europa; und dann, 
verstärkt durch ideologische Gegensätze und Polarisierungen, zu einem 
Zweiten Weltkrieg, der seinem Namen schon m ehr Ehre m acht, weil er 
auch die nicht-westliche Welt erfaßt. Dieser jüngste Krieg erhob die 
Fähigkeit des Menschen zur Ausbeutung der Schätze dieser Erde auf 
eine neue Ebene: zur Fähigkeit, sie und  sich selbst m it ihnen sogar zu 
zerstören.

Vor diesem Hintergrund müssen die Entwicklung einer Soziallehre 
durch die Kirche und der Einfluß dieser Lehre auf die unterentw ickel­
ten  Gebiete der Welt gewürdigt werden. Wie wir schon früher bem erk­
ten , engagierte sich die Kirche schon lange vor der industriellen 
Revolution für eine Entwicklung, die wir heute „sozio-ökonom isch“ 
nennen. Die frühen Missionare handelten einfach nach einem Prinzip, 
das die Synode der Bischöfe erst viel später form ulierte, indem sie 
erklärte: „A ktionen im Namen der Gerechtigkeit und Teilnahme an der 
Verwandlung der Welt betrach ten wir voll und ganz als konstitutive 
Bestandteile der Verkündung des Evangeliums“ 3.

Womit wir uns aber je tz t auseinanderzusetzen haben, ist die Sozial- 
Lehre: ein ausführlicher, wohldurchdachter und in sich zusam m enhän­
gender Kodex von Lehrsätzen zu den gesellschaftlichen Beziehungen, 
der Gesellschaftsstruktur und dem Prozeß der gesellschaftlichen E n t­
wicklung; und dieser Kodex begann erst m it Leo XIII. Gestalt anzuneh­
men und zwar als A ntw ort au f die „Soziale Frage“ , die sich m it der 
industriellen Revolution gestellt hatte. Leos XIII. „Rerum  novarum “ 
befaßte sich noch vor allem mit der Lage der Arbeiterklasse; nur eine 
G eneration später hielt Pius XI. es jedoch für erforderlich, die Anwen­
dung der Grundsätze des Evangeliums in „Quadragesimo anno“ auf die 
ganze sozio-ökonomische Ordnung auszudehnen.

Beide Lehrverkündigungen waren zwar an die universale Kirche 
adressiert, in ihrem  Brennpunkt stand aber offensichtlich die Soziale 
Frage in den industrialisierten oder entw ickelten Ländern. Welche
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Auswirkungen hatten  sie auf die unterentw ickelten Länder? Ich ver­
m ute, daß wir sagen dürfen, daß sie eine A rt von katholischer sozialer 
A ktion ins Leben riefen; aber es ist mein persönlicher E indruck, daß 
diese katholische soziale A ktion im wesentlichen auf die „Soziale 
Frage“ in den verwestlichten oder m odernisierenden Bereichen unserer 
unterentw ickelten Gesellschaften ausgerichtet war. Daß es in diesen 
Bereichen eine Soziale Frage gab, wird nicht bezweifelt: eine Soziale 
Frage, die erkennbar ähnlich der Sozialen Frage des Westens war und 
daher auch in ähnlicher Weise gelöst werden konnte, nämlich durch 
Vereinbarung eines gerechten Lohnes, die Gründung von Gewerkschaf­
ten, die Sicherung des Streikrechts und der Tarifautonom ie seitens der 
Gew erkschaften und — ganz allgemein — die Verwirklichung einer 
Sozialgesetzgebung für den Bereich der Arbeitnehmer-Arbeitgeber- 
Beziehungen. Wenn ich aus meiner eigenen — zugegeben beschränkten 
— philippinischen Erfahrung sprechen darf, so m öchte ich bestätigen, 
daß unser Grundgesetz, das wir unsere Magna Charta der A rbeit nennen, 
weitestgehend aufgrund der Bemühungen der Organisationen unserer 
Katholischen A ktion verfaßt und verwirklicht wurde.

Mein Einwand ist jedoch folgender: die katholische soziale A ktion 
konzentrierte sich im wesentlichen auf die städtischen Gebiete und auf 
jenes Niveau der Arbeiterklasse, das zu einer konzertierten Organisation 
und A ktion bereits befähigt war. Aber dam it waren bei weitem  nicht 
die im größten Elend lebenden und am m eisten ausgebeuteten städti­
schen Arbeiter erfaßt, und wenig oder gar nichts war dam it natürlich für 
die Lage der Landarbeiter im traditionellen Bereich der Gesellschaft 
erreicht. Das Problem  wurde zwar erkannt, aber die katholische Sozial­
lehre hatte  noch keine Analyse erarbeitet, die im stande gewesen wäre, 
diese Soziale Frage in wirksamer Weise anzupacken.

Außerdem  w ar der Trend der katholischen sozialen A ktion in diesem 
Frühstadium  auf die Errichtung einer „sozialen O rdnung“ ausgerichtet, 
deren grundsätzliche Voraussetzungen wie folgt lau teten: daß es ein 
vorgegebenes, allgemein gültiges Modell für eine solche Ordnung gab; 
daß dieses Modell n icht so sehr durch Auseinandersetzung und Arbeits­
kam pf, sondern vielmehr durch gesellschaftliche Ü bereinkunft zu 
verwirklichen war; und daß die soziale Ordnung durch Anpassung und 
Reform  der bestehenden w irtschaftlichen, sozialen und politischen 
Institu tionen und nicht durch deren Infragestellung oder gar Abschaf­
fung in Übereinstimmung m it den christlichen G rundsätzen gebracht 
werden konnte.
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Die katholischen Bildungsstätten in der unterentw ickelten Welt 
akzeptierten diese Voraussetzungen und fuhren fort, sich der Heranbil­
dung einer Führungselite zu widmen, die sich aus dem  besitzenden 
Landadel der traditionellen Gesellschaft und dem einheimischen M ittel­
stand — freien Berufen, Beam ten, Kaufleuten — rekrutierte , der sich der 
verwestlichenden oder m odernisierenden Gesellschaft zugehörig fühlte; 
eine Führungselite, von der man hoffte, daß sie die notwendige 
Anpassung und Reform  der bestehenden Institu tionen verwirklichen 
und den zur Fundam entierung einer christlichen Sozial Ordnung erfor­
derlichen öffentlichen Konsensus herbeiführen würde.

Unterdessen entfernte sich die Welt jedoch m ehr und m ehr von dieser 
„statischen“ Weltanschauung. Der nach dem II. Weltkrieg einsetzende 
Prozeß der raschen Entkolonialisierung, das Entstehen einer D ritten  
Welt von souveränen, aber verarm ten Staaten, das Phänom en des 
Neokolonialismus m it der immer breiter werdenden Kluft zwischen 
reichen und arm en N ationen, industrialisierten und „noch im Prozeß 
der Industrialisierung begriffenen“ Ländern — all dies nötigte die 
kirchlichen Führungskräfte und Theoretiker, ihre Soziallehre auszu­
weiten und zu vertiefen.

Der Begriff der Entwicklung selbst erfuhr in dieser Lehre, wie uns 
allen bekannt ist, eine Entwicklung, eine Evolution. Erinnern wir uns 
doch einmal an die wesentlichsten Schritte dieser Evolution: wie 
Entwicklung zu Beginn ganz schlicht und einfach mit w irtschaftlichem  
Wachstum gleichgesetzt wurde; wie die Unzulänglichkeit dieser Gleich­
setzung zur Ausdehnung des Begriffs un ter Einschluß der sozialen 
Entwicklung führte; wie dies wiederum zu der Schlußfolgerung verhalf, 
daß es keine echte oder dauerhafte Entwicklung geben könne, wenn 
diese nicht alle Aspekte des menschlichen Lebens, geistige ebenso wie 
materielle und kulturelle ebenso wie sozio-ökonomische Werte, berück­
sichtigen würde — wenn diese sich also, kurz gesagt, nicht zu einer 
integralen menschlichen Entwicklung enfalten würde4.

Wir sollten uns auch daran erinnern, daß Entwicklung zuerst als 
einfacher Fortschritt verstanden wurde, als ein Prozeß der stetigen 
Bewegung nach vorwärts und aufwärts, bis die Erfinder dieser aufstei­
genden Kurve auf die beiden einander ergänzenden Realitäten der U nter­
drückung und der Abhängigkeit stießen. Man erkannte, daß sich eine 
Gesellschaft über eine gewisse Grenze hinaus nicht entwickeln kann und 
sogar nicht einmal mit der Entwicklung beginnen kann, wenn nicht 
zuvor gewisse Zwänge von ihr genom m en werden: Zwänge, die auf ihr
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lasten, und zwar nicht nur infolge von Selbstsucht, Habgier und 
Unmenschlichkeit von Individuen oder Gruppen, sondern auch infolge 
von gesellschaftlichen S trukturen, die Unterdrückung oder Ungerechtig­
keit gleichsam eingebaut in sich tragen. Daraus folgte, daß Entwicklung, 
wenn sie wirklich integral menschlich sein will, die „Befreiung“ als 
wesentliche K om ponente m it beinhalten m uß5.

Befreiung — offensichtlich von äußeren Zwängen. Die in dieser 
Hinsicht geübte Praxis führte jedoch schon bald zu der weiteren 
Erkenntnis, daß niem and die Unterdrückten befreien kann, es sei denn 
die Unterdrückten sich selbst, und daß diese, um  befähigt zu werden 
ja  sogar, um  das Bedürfnis danach zu verspüren —, sich selbst von den 
äußeren Strukturen der institutionalisierten Ungerechtigkeit frei zu 
m achen, es lernen müssen, sich selbst zuerst von jenen inneren Zwängen 
zu befreien, die lange Jahre  der Unterdrückung in das Gewebe ihres 
Lebens als Personen und als Gem einschaften eingewoben haben: Un­
wissenheit, Gleichgültigkeit, Unverantwortlichkeit, Furcht, Uneinigkeit, 
Abhängigkeit. Mit anderen W orten — um  einen inzwischen zu Recht 
berühm t gewordenen Ausdruck zu gebrauchen: Entwicklung als Be­
freiung setzt voraus und erfordert eine , .Pädagogik“ der Unterdrückten 
(pedagogy of the  oppressed) 6.

Dies bringt uns zur Theologie der Befreiung. Das erste, was m an an 
ihr beobachten kann, ist — ziemlich vordergründig — die Tatsache, daß 
sie in ihrem  Wesen merklich lateinamerikanisch ist. N icht nur sind ihre 
führenden Exponenten Lateinam erikaner, sie basiert auch w eitest­
gehend auf lateinamerikanischer Erfahrung.7

Das wiederum verleitet zu einer zweiten Bemerkung, die m an wohl 
m achen dürfte: die Theologie der Befreiung ist eine Theologie der 
Erfahrung. Sie ist ein Nachdenken über G ott — daher eine Theologie —, 
aber ein Nachdenken über G ott nicht so sehr in Kategorien von 
zeitlosen W ahrheiten, universal und abstrakt, sondern in Kategorien 
konkreter Geschehnisse, in Kategorien menschlichen Tuns oder Erlei­
dens, Schaffens oder Zerstörens, innerhalb des Bereiches der eigenen 
Erfahrung. Sie ist ein Suchen, G ott in der Geschichte zu begegnen.

In der Geschichte, ja ; aber nicht — und das mag eine dritte  
Beobachtung sein — in der Geschichte einfach als Vergangenheit, in der 
Erinnerung an Dinge, die geschehen und vorbei sind, sondern in der 
Geschichte als einem dynam ischen und lebendigen Prozeß, als einem 
ungestüm drängenden Strom  von der Vergangenheit durch die Gegen­
wart in die Zukunft — ein Prozeß außerdem , den m an nicht einfach von
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außen betrach te t, sondern an dem m an selbst teilnim m t; denn irgendwo 
in diesem Prozeß ist G ott am Werk, die Zukunft zu form en, und man 
begegnet ihm, indem  m an sich diesem Werk anschließt. Die Theologie 
der Befreiung ist nicht eine Theologie, die sich nur aus der Erfahrung 
ab leitet; sie ist auch eine Theologie, die sich in d ieP rax is hinein ergießt.

Da dies so ist, folgt daraus, daß die Theologie der Befreiung nicht 
etwas ist, das m an lernt, sondern etwas, das man erbaut. Die Christen 
von Europa, Afrika und Asien können und  sollten sich un ter allen 
Um ständen m it der auf lateinam erikanischer Erfahrung basierenden 
Theologie der Befreiung vertraut m achen. Aber während sich Überein­
stimm ungen zwischen regionalen Erfahrungen ergeben mögen, werden 
sich gewiß auch Gegensätze ergeben — Gegensätze, die der jeweiligen 
Praxis je  nach den unterschiedlichen Gegebenheiten einen ganz bestim m ­
ten  Charakter und  Wert verleihen. Es ist derselbe G ott, derselbe Herr 
der Geschichte, derselbe Befreier der U nterdrückten, der uns auf seine 
Seite ruft; aber sein R uf erreicht uns jenseits von wirtschaftlich, 
gesellschaftlich, politisch und kulturell sehr verschieden gestalteten 
Landschaften; und so m uß es auch auf getrennten M arschrouten 
geschehen, daß wir uns schließlich un ter seinem Banner sammeln 
werden. Unsere Theologien der Befreiung werden nicht identisch, 
sondern verschieden sein — verschieden, aber doch auch konvergierend 
und dam it einander ergänzend und sich gegenseitig tragend.

Die Einsicht, auf der die Theologie der Befreiung beruht, besteht 
darin, daß Unterentwicklung nicht einfach ein Zustand von Weniger- 
Entwicklung ist, sondern ein Zustand, der durch Entwicklung selbst 
überhaupt erst herbeigeführt worden ist. Die Unterentwicklung ist ein 
N ebenprodukt der Entwicklung der entw ickelten Länder. Gustavo
Gutierrez erklärt dies wie folgt:

Wir (in Lateinam erika) sind unterentw ickelte Länder oder — wie einige unserer 
Freunde in entw ickelten Ländern, um uns nicht zu beleidigen, es lieber nennen 
— „Entw icklungsländer“ (developing). Dennoch liefern uns die Volkswirtschaft­
ler, die Gesellschaftswissenschaftler und die Staatsm änner Lateinam erikas den 
Beweis dafür, daß wir in W irklichkeit „U nterentw icklungsländer“ sind (under- 
developing) — ein Zustand, der noch weniger ist als der „unterentw ickelte“ , da 
dies bedeutet, daß wir überhaupt nicht vorankom m en. Die Experten haben für 
diese Länder, die sich „auf dem Weg zur Unterentw icklung“ befinden, herausge­
funden, daß der Hauptgrund für ihren Zustand die Abhängigkeit ist. Was 
bedeutet Abhängigkeit? ln  Lateinam erika befinden sich jene Länder im Zustand 
der Abhängigkeit, die keine eigenen Entscheidungen treffen, weder w irtschaft­
lich noch gesellschaftlich, kulturell oder politisch. Die wichtigen Entscheidungen 
fallen außerhalb dieser Länder, die sogar noch bestraft werden, wenn sie es 
wagen, sie selbst zu treffen .8
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Wer trifft denn nun eigentlich diese Entscheidungen? Es sind die 
entw ickelten Länder, die sie treffen. Denn der Prozeß, in dessen Verlauf 
diese sich selbst entw ickelten, war zugleich ein Prozeß, durch den diese 
ein weltweites W irtschaftssystem errichteten, „das den Überschuß oder 
Mehrwert (surplus) ausbeutet (im vollen m arxistischen Sinn des Wor­
tes), der durch die A rbeitskraft in den Entwicklungsländern geschaffen 
w ird“9 . Mit anderen W orten: die entw ickelten Länder — weit davon 
en tfernt, den unterentw ickelten Ländern bei ihrer Entwicklung zu 
helfen — halten diese sogar in ihrem  Zustand der Unterentwicklung. 
Warum? Weil es in ihrem Interesse liegt, so zu verfahren; ihr eigener 
Zustand des Entwickeltseins hängt davon ab. Und dies trifft auch zu für 
die w ohlhabenden Schichten (affluent establishm ents) in den un teren t­
wickelten Ländern; denn sie verdanken ihren W ohlstand der Tatsache, 
daß sie im stande sind, der entw ickelten Welt zum indest einen Teil des 
von der billigen A rbeitskraft, der unterentw ickelten A rbeitskraft ihrer 
eigenen Arbeiterklasse produzierten Überschusses oder M ehrwerts zu 
liefern. „Die Unterentwicklung wird verursacht durch und verursacht 
zugleich die Entwicklung; und die Entwicklung ist ursächlich für und 
zugleich abhängig von der Unterentw icklung“ — so faß t es Rubem  Alves 
kurz und bündig zusam m en10.

Was ist das Ergebnis? Das Ergebnis ist die Schaffung oder Verewi­
gung einer Zwei-Klassen-Gesellschaft in den unterentw ickelten Ländern, 
in der die große M ehrheit der Bevölkerung, zum  größten Teil Landar­
beiter auf Armutsniveau oder darunter, scharf getrennt von der sehr 
kleinen M inderheit lebt, die W irtschaft und  Politik kontrolliert. Ein 
M ittelstand ist entweder nicht vorhanden oder unbedeutend. Die 
Regierungsform mag nominell dem okratisch sein, das Volk partizipiert 
tro tzdem  nicht an seiner Regierung, und zwar aus dem einfachen 
G runde, weil es n icht seine Regierung ist. Jene, die das Volk regieren, 
regieren nicht m it dessen Zustimmung, sondern m it der Zustim mung 
ihrer Mit-Oligarchen oder des Militärs (m ilitary establishm ents), das sie 
zu ihrem Schutz un terhalten, und vor allem — das stellt einen Kern­
punk t dieser H ypothese dar — nicht nu r mit der Zustimmung, sondern 
sogar m it der ausdrücklichen Unterstützung w irtschaftlicher Interessen­
gruppen der entw ickelten Welt, wie z. B. der sogenannten m ultinationa­
len Konzerne, die sich meistens noch der Rückendeckung durch ihre 
eigenen Regierungen erfreuen.

Mit anderen Worten: die Doppelgesellschaft des vorindustriellen 
Kolonialsystems ist in den neuen „U nterentw icklungsnationen“ zu
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einem „abhängigen“ Kapitalismus geworden — abhängig von dem 
beherrschenden Kapitalismus der entw ickelten Welt. Infolge dieser 
Abhängigkeit fließen die Gewinne jedw eder sich einstellenden Entw ick­
lung der wirtschaftlich w ohlhabenden, gesellschaftlich fest zusammen­
haltenden und politisch aktiven m odernisierenden Elite zu, während 
ihre Kosten hauptsächlich von der wirtschaftlich verarm ten, gesell­
schaftlich an den Rand gedrängten und politisch untätigen Mehrheit 
getragen werden, die dem immer noch weitgehend landwirtschaftlich 
orientierten und  traditionellen Sektor der Gesellschaft angehört. Das ist 
der G rund, warum  diese N ationen „U nterentw icklungsnationen“ sind 
und dies auch bleiben werden, wenn es den Massen nicht gelingt, sich 
selbst irgendwie von ihrem  gegenwärtigen Zustand der Abhängigkeit zu 
befreien; wenn es ihnen — kurz gesagt — nicht gelingt, sich selbst 
irgendwie von Massen in selbstsichere Gem einden von Bürgern um zu­
wandeln. Zu diesem Werk der Befreiung ru ft nun die Theologie der 
Befreiung das gesellschaftliche Bemühen — ja  sogar das gesamte Evange­
lisierungsbemühen — der Kirche in der un terentw ickelten Welt auf.

Man m uß natürlich zugeben, daß nicht alle lateinamerikanischen 
Christen m it der vorstehenden Analyse, die m an als eine „links von der 
Mitte “-Position kennzeichnen könnte, völlig übereinstim men würden. 
Unter den lateinam erikanischen Ortskirchen scheint es aber doch eine 
Übereinstimmung dahingehend zu geben, bei der Entwicklung künftig 
stärker den Aspekt der Gerechtigkeit zu betonen, den bestehenden 
Einrichtungen kritischer gegenüberzutreten und sich m ehr m it den 
arm en und am Rande der Gesellschaft existierenden Massen zu indenti- 
fizieren sowie sich weniger eng als in der Vergangenheit an die im 
Überfluß lebenden Eliten zu binden. Insbesondere werfen sie je tz t einen 
strengen Blick auf ihre Erziehungs- und Bildungsstätten, um  zu prüfen, 
ob diese dahingehend um gestaltet werden können, daß sie künftig keine 
Konform isten m ehr produzieren, die sich den herrschenden Schichten 
zugesellen und deren Einfluß nur noch stärken, sondern „Agenten des 
Wandels“  (agents o f change), die sich der Arbeit am Aufbau einer 
gerechteren Gesellschaftsordnung verschreiben.11

Zwischen der Lage in Afrika und derjenigen in Lateinam erika 
bestehen offensichtliche Ähnlichkeiten. Da jedoch die Entkolonialisie­
rung in Afrika noch relativ jungen Datum s ist, scheinen dort die 
hauptsächlichen gesellschaftlichen Vorstöße noch auf die Suche nach 
einer nationalen Selbstidentität und in m anchen Fällen sogar noch auf 
den K am pf um  die Erhaltung der nationalen Existenz gerichtet zu sein.
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Von daher werden die anscheinend engeren Beziehungen zwischen den 
Regierungen, sogar autoritären Regierungen, und ihrer Basis im Volk er­
klärlich. Von daher ergibt sich auch die starke Betonung der Pflege oder 
Wiederbelebung einheimischer K ulturform en zur Abwehr der durch die 
weiße Kolonisation eingeleiteten Entfrem dung.

Die A ntw ort der Kirche auf diese Herausforderung besteht in 
einer verstärkten Entfaltung der O rtskirchen und durch diese auch des 
örtlichen Gemeindelebens, und zwar voll Hochachtung vor den altherge­
brachten einheimischen Sitten und Gebräuchen, S trukturen  und Bin­
dungen, wobei es als das eigentliche Anliegen gilt, die christlichen 
sozialen und gesellschaftlichen Werte in den örtlichen K ulturen so 
anzusiedeln und zu beheim aten, daß diese nicht zum bloßen Abglanz 
eines europäischen Christentum s verblassen.12

In Asien gelangt ebenfalls die Theologie der Befreiung deutlich zur 
Anwendung; sie verlangt aber ebenso deutlich auch eine Differenzierung 
in ihrer Anwendung. So um schrieb z. B. die Vollversammlung 1974 der 
Asiatischen Bischofskonferenzen (FABC — Federation of Asian 
Bishops‘ Conferences) die Befreiung in Kategorien eines Dialogs:

Eine Ortskirche im Dialog m it ihren Gläubigen, das bedeute t in so vielen 
Ländern Asiens einen Dialog m it den Armen. Sie sind arm weder an mensch­
lichen Werten und Qualitäten noch an menschlicher Entfaltungsm öglichkeit, 
sondern arm insofern, als sie des Zugangs zu m ateriellen Gütern und  Hilfsmitteln 
beraubt sind, die sie benötigen, um  sich selbst ein wahrhaft menschenwürdiges 
Leben zu schaffen. Sie sind beraubt, weil sie in Unterdrückung leben, nämlich 
un ter gesellschaftlichen, w irtschaftlichen und politischen S trukturen , welche 
die Ungerechtigkeit gleichsam eingebaut in sich tragen.
Dieser Dialog muß zu dem werden, was m an einen „Dialog des Lebens“ genannt 
hat. Er schließt ein echtes Erfahren und Verstehen dieser A rm ut, Entbehrung 
und Unterdrückung so vieler unserer Völker ein. Er verlangt, daß m an nicht bloß 
für sie (im paternalistischen Sinne), sondern m it ihnen arbeitet, um  von ihnen 
ihre wirklichen Bedürfnisse und Sehnsüchte so zu lernen (denn wir haben so viel 
von ihnen zu lernen!), wie sie diese zu identifizieren und zu artikulieren 
vermögen, und daß m an nach deren Erfüllung strebt, indem m an sich bem üht, 
jene Strukturen und Verhältnisse um zugestalten, die sie noch in jener Entbeh­
rung und M achtlosigkeit verstrickt ha lten .13
Nur auf der Basis eines solchen Dialogs kann eine zielstrebige und 

wohlorganisierte „A ktion und Reflexion im Glauben“ durchgeführt wer­
den, die bewirken soll, daß die „Beraubten und U nterdrückten zu einer 
wirksamen Selbstverantwortung und Teilnahme an den für sie lebensbe­
stimm enden Entscheidungen finden und so befähigt werden, sich selbst 
zu befreien“ 14. Hieran wird sichtbar, daß in Asien die „Pädagogik der



Die katholische Soziallehre und die Probleme der unterentwickelten Gesellschaften 141

U nterdrückten“ n icht nur als Lehrprozeß, sondern ebensosehr wenn 
nicht noch m ehr, als ein Lernprozeß  verstanden wird.

Dieser T on  klingt erneut an in dem , was die Bischöfe Asiens zu einem 
anderen Dialog, der in Asien geführt werden m uß, zu sagen hatten : dem 
Dialog zwischen dem Christentum  und „den großen religiösen T rad itio­
nen unserer Völker“ . Diese Traditionen sind

bedeutungsvolle und positive Elem ente in der S truktur des Heilsplanes Gottes. In 
ihnen erkennen und achten wir tiefe geistige und ethische Inhalte und Werte. 
Über viele Jah rhun derte  hinweg bildeten sie den Schatz der religiösen Erfahrung 
unserer Vorfahren, aus dem auch die Menschen unserer Zeit ununterbrochen 
Erleuchtung und Kraft schöpfen. Sie waren und bleiben der authentische 
Ausdruck des edelsten Strebens ihrer Herzen und die S tätte  ihrer Betrachtungen 
und Gebete. Sie haben m itgeholfen, die Geschichte und  die Kulturen unserer 
Nationen zu prägen.
Wie könnten wir ihnen denn keine H ochachtung und Verehrung zollen? Und 
wie könnten  wir denn nicht anerkennen, daß G o tt unsere Völker durch sie näher 
zu sich selbt gebracht hat?
Nur im Dialog m it diesen Religionen können wir in ihnen den Samen des Wortes 
G ottes entdecken (Ad gentes, c. I, 9). Dieser Dialog wird es uns erlauben, in 
Ausdruck und  W irklichkeit das tiefste Selbst unserer Völker zu berühren, und uns 
befähigen, überzeugende Wege zu finden, unseren eigenen christlichen Glauben 
zu leben und zum  Ausdruck zu bringen. Er wird uns auch viele Reichtümer 
unseres eigenen Glaubens enthüllen, die wir sonst vielleicht nicht erkannt 
hätten . A uf diese Weise kann er selbst zu einem „Teilhaben in Freundschaft“ 
(sharing in friendship) an unserer Suche nach G ott und nach Brüderschaft unter 
seinen Söhnen werden.
Schließlich wird uns dieser Dialog auch lehren, was wir gemäß unserem Glauben 
an Christus aus diesen religiösen Traditionen übernehm en dürfen und was in 
ihnen noch der Läuterung, Heilung und Gesundung bedarf — im Licht des 
Wortes G ottes15.

Zusammenfassu ng:
1. Noch vor der Form ulierung einer „Soziallehre“ in der Kirche 

förderten die Missionare bereits die sozio-ökonomische Entwicklung der 
un ter westlicher Vorherrschaft stehenden Völker, und zwar einfach als 
eine der Evangelisierung innew ohnende Konsequenz.

2. Die Form ulierung einer Katholischen Soziallehre erfolgte im 
Hinblick auf die in Europa und  Nordam erika durch die industrielle 
Revolution entstandene „Soziale Frage“ und  fand ursprünglich nur 
begrenzte Anwendung auf die Doppelgesellschaften der un ter Kolonial­
herrschaft stehenden Völker.
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3. Eine D ritte Welt von unabhängigen, aber unterentw ickelten Na­
tionen erwuchs aus dem Entkolonialisierungsprozeß nach dem II. 
Weltkrieg und verlangte nach einer Ausweitung und Vertiefung der 
Katholischen Soziallehre in Auseinandersetzung m it dem Problem der 
Entwicklung.

4. Der Begriff der Entwicklung erlag in dieser Lehre einer fortschrei­
tenden Wandlung in Richtung auf eine Theologie der Befreiung.

5. Die Theologie der Befreiung wird in verschiedenen Teilen der 
„U nterentw icklungs“ -Welt in Übereinstimmung m it den jeweils ver­
schiedenen sozio-kulturellen Gegebenheiten angewandt und fo rten t­
wickelt.
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Gerhard Müller
GEDANKEN ZUR STAATSETHIK DER KATHOLISCHEN 

SOZIALLEHRE HEUTE

Allgemeine Grundlage
Das Staatsdenken der katholischen Soziallehre ist zum einen getragen 

von dem Subsidiaritätsprinzip. Was der einzelne und die kleinere Ge­
m einschaft n icht vollbringen können, ist Aufgabe der Gesamtgemein­
schaft, des Staates; der einzelne und die kleineren Gem einschaften be­
halten ihre K om petenz, der S taat tr it t  in  einer ergänzenden Weise h in­
zu. A uf der anderen Seite, aber eben in demselben Ausmaß, ist das 
Staatsdenken der katholischen Soziallehre gekennzeichnet durch das 
Prinzip der Solidarität; dam it die staatliche Gem einschaft ihre F unktio­
nen erfüllen kann, müssen ihre Glieder dieserhalb das ihnen Mögliche 
und Zum utbare tu n  und sich dem entsprechend verhalten. Das gilt für 
den einzelnen ebenso wie für die kleineren Gem einschaften. Aus letzte­
ren setzt sich die Gesamtgemeinschaft ebenfalls zusammen; wollten sich 
die kleineren Gem einschaften dem Staat versagen, würden sie beanspru­
chen, gleichsam aus ihm heraustreten zu können. Das ist jedoch nach 
der S truk tur des Ganzen des Gemeinschaftslebens nicht möglich.

Subsidiarität und Solidarität als Strukturm axim en des Staates setzen 
ihrerseits die auf die Gemeinschaft hin gerichtete N atur des Menschen 
voraus. Der einzelne ist nicht selbstgenügsam. Das, was er zu seinem 
physischen, seelischen und geistigen Leben braucht, um  wirklich 
Mensch sein zu können, kann er sich nicht allein verschaffen. Nur auf 
sich stehend müßte der Mensch in jeder Hinsicht verkümmern und ab­
sterben, was für den Regelfall in physischer und psychischer Hinsicht 
sogar w örtlich zu nehm en ist. Damit die Hilfe der anderen wirklich 
Hilfe ist, m uß sie in organischer Gemeinschaft erfolgen. Ferner ist die, 
letztlich vom menschlichen Geist getragene Sprache ein untrügliches 
Kennzeichen für die Gem einschaftsnatur des Menschen.

Wenn der S taat den Menschen in Pflicht nim m t, so um dessentwillen, 
dam it der Mensch als Mensch bestehen kann. Einerseits ist der einzelne
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als leib-geistige Einheit ein für sich bestehendes Wesen. Der menschliche 
Geist läß t dieses Wesen Subjekt sein, das in  dieser H insicht über der 
Gem einschaft steht. Das Sprachvermögen des Menschen weist anderer­
seits aus, daß der Mensch von Hause aus, seiner N atur nach, auf die Ge­
m einschaft bezogen ist. Das folgt in gleicher Weise eben daraus, daß der 
Mensch nun einmal ohne die Gemeinschaft n icht bestehen kann. Inso­
fern, aber auch nur insofern, ist die Gem einschaft bedeutender als der 
einzelne.

Für das jenseitige Leben des Menschen gilt übrigens, daß der einzelne 
zum  ewigen Heil berufen ist, aber doch „in der Gem einschaft der Heili­
gen“ .

Das Staatsdenken der katholischen Soziallehre ist keine Ideologie. Es 
gründet auf G rößen, die entscheidend m it dem Menschen selbst gegeben 
sind. Alles eben Gesagte sind Sätze des Sollens. Sie wurzeln jedoch im 
maßgeblichen Sein des Menschen. Dieses maßgebliche Sein begründet 
die Verbindlichkeit der Sollenssätze — daß das Sein und dam it das Sol­
len letztlich in G o tt ruh t, ist hier nicht weiter zu erörtern —, es ist als 
maßgebliches Sein m ehr und anderes als bloße Faktizität.

Mit diesen Ausführungen ist Wesentliches zum  Begriff und  zur Ma­
xime des Gemeinwohls gewonnen. Das Gemeinwesen, hat dasjenige be­
reit zu stellen, das dem einzelnen als solchem sowie in seinem Leben in 
den kleineren Gem einschaften ein volles menschliches Dasein ermög­
licht, und es hat das fem zuhalten und muß dem entgegentreten, was 
ein solches Dasein gefährdet und beeinträchtigt. Hierzu ist ein in ter­
personelles Verhalten der einzelnen für sich und über die kleineren Ge­
m einschaften erforderlich (es gilt dies auch im Verhältnis des einzelnen 
zu den kleineren Gem einschaften); das Gemeinwesen setzt sich, so gese­
hen, aus den einzelnen zusammen und w ird durch sie tätig. Die U nter­
drückung des einzelnen und der kleineren Gem einschaften ist dem Staat 
untersagt. Auch hier zeigt sich ein wichtiges Sollen, das in einem grund­
legenden Sein wurzelt. Um des Menschen willen besteht der Staat, und 
er darf deswegen den Menschen nicht aufheben.

Die kleineren Gem einschaften ermöglichen ebenfalls schon m ensch­
liches Sein und menschliche Erfüllung und das in einer A rt und  Weise, 
die der Staat, der dem Sinn und Zweck der kleineren Gem einschaften 
sachlich ferne steht, entw eder gar nicht oder doch nur unvollkom m en 
erfüllen kann. Wollte der S taat an Stelle dieser kleineren Gemeinschaf­
ten  handeln, würde er in Willkür gegenüber diesen Gem einschaften und 
eben deswegen letztlich verfehlt tätig sein.
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Der umfassende Schutz des einzelnen und der kleineren Gemeinschaf­
ten  auch im Hinblick darauf, daß sie in ihren Leistungen für den Staat 
und allgemein in ihrem  Verhalten ihm gegenüber nicht überfordert wer­
den, zählt m it zum maßgeblichen Inhalt des Gemeinwohls. Diesen Maß­
stab u. a. hat der S taat an sein eigenes V erhalten anzulegen.

Sämtliche bisherigen Überlegungen bewegen sich auf einer Ebene des, 
solange Menschen in ihrem  irdischen Leben existieren, zeitlos Gültigen, 
dam it aber auch auf einer Ebene des Allgemeinen und A bstrakten. Es 
gilt, dieses Allgemeine konkreter auszufüllen.

Ehe und Familie
Die kleinsten menschlichen Gem einschaften sind Ehe und Familie. 

Im Zusammenhang unserer Darlegungen ist es müßig, darüber nachzu­
sinnen, ob in den Urzeiten der M enschheitsgeschichte die Familie, 
vielleicht besser gesagt, die Großfamilie, und das, was wir nach dem 
vorstehend Gesagten Staat nennen, zusammengefallen sind. Es ist auch 
müßig zu untersuchen, ob in der Vor- und Frühgeschichte Stamm und 
Staat zusammenfielen. Wichtig ist etwas anderes. Die partnerschaftli­
chen Beziehungen! zwischen dem  Mann und der Frau in der Ehe und 
das, was wirklich Liebe zwischen Mann und Frau ist — nicht das, was 
heute vielerorts dafür ausgegeben wird —, kann der S taat überhaupt 
nichtersetzen. Auch eine kleinere Gemeinschaft außerhalb und „ober­
halb“ des ehelichen Zusammenlebens von Mann und  Frau vermag dies 
nicht. Es ist zu beachten, daß die körperliche Hingabe zutiefst gleich­
zeitig ein seelischer A kt ist, der das Letzte des Menschen betrifft, wenn 
er menschengemäß sein soll. Ebenso gilt auch, daß das seelische und 
das geistige Zusam m enleben, daß Zusam m enleben überhaupt nu r im 
Schutze einer Institu tion  möglich ist. Der S taat ha t also die Ehe insge­
samt zu schützen, und  zwar in einem sehr weiten Bereich und  in einem 
sehr großen Ausmaß. — Daß dam it einer Diffamierung der ledigen M ut­
ter und ihres Kindes nicht das Wort geredet wird, sei ausdrücklich ge­
sagt. Es wäre dies in bestim m ter Hinsicht ein Verstoß gegen die Men­
schenwürde. —

Bei der Auflösung aller Werte nicht zuletzt in dem  Bereich, den man 
im engeren Sinne des Wortes den der Sittlichkeit nennt, ist das hier Ge­
nannte heu te eine besonders wichtige Aufgabe des Gemeinwesens. Die 
Heranwachsenden müssen zudem eine Umwelt erleben, die nicht ehe­
gefährdend ist. Andernfalls nim m t m an ihnen nur zu leicht die Möglich­
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keit, selbst einmal eine Ehe im echten Sinne des Wortes einzugehen. 
Daß die weitgehende Freigabe der Pornographie in m anchen Staaten 
alledem entgegengesetzt ist, m it anderen W orten, daß der S taat hier 
seiner Verpflichtung zuw iderhandelt, m uß deutlich gesagt werden. 
In diesem Zusammenhang sei gleichsam am Rande bem erkt, wie gefähr­
lich ein verabsolutierter Freiheitsbegriff ist. Es ist schon m ehr als frag­
lich, ob er der Beschränktheit und Begrenzung der menschlichen N atur 
angemessen ist. N icht zuletzt führt er zu sachwidriger Verkennung und 
zu sachwidriger Hintansetzung von zutiefst menschlichen Belangen in 
allen Bereichen des Menschen.

Die Großfamilie früherer Zeiten besteht heute nicht mehr. Erhalten 
geblieben ist der Fam ilienkern, bestehend aus Vater, M utter und  Kin­
dern. Dieser Fam ilienkem  kann nicht das an Leistungen aufbringen, 
was die Großfamilie früher etw a in der Heranziehung von Kleinkindern 
und un ter Um ständen in gegenseitiger m aterieller Unterstützung leisten 
konnte. Die Großfamilie wieder beleben zu wollen, wäre U topie. Das 
Industriezeitalter und dabei vor allem die berufliche Arbeit der Frau 
stehen dem entgegen. Fam ilienkom m unen dürften sich als Fehlschlag 
erwiesen haben, ganz abgesehen davon, daß sie zum  m indesten in der 
Nähe zur sexuellen Prom iskuität stehen und dam it die Institu tion  der 
Ehe gefährden, wenn nicht sogar untergraben. Die Leistungsschwäche 
des Fam ilienkems gegenüber der Großfamilie m uß som it vom Gem ein­
wesen her aufgefangen werden. So sind etw a Kindergärten in ausrei­
chender Zahl zur Verfügung zu stellen, und dam it nicht der Familien­
kem  selbst angegriffen wird, müssen in genügender Anzahl familien­
gerechte W ohnungen vorhanden sein. Sofern hier die Kom munen tätig 
werden, wird m ittelbar auch der S taat tätig. Im besonderen Fall ist 
die konkrete einzelne Familie in ihrer Existenz zu sichern.

Am Beispiel des Kindergartens zeigen sich übrigens zwei weitere Grö­
ßen, die es heute zu beachten gilt:

Das Kind wird von den E ltern gezeugt, von der M utter geboren, und 
die Liebe beider Elternteile ihm gegenüber ist das erste, aber auch das 
Beständige, das es erfahren muß. Die E ltern stehen nun einmal dem 
Kind und um gekehrt steht das Kind den Eltern am nächsten. E ltern­
liebe und Kindesliebe sind schon naturhafte und, da sie vom Menschen 
getragen werden, gleichzeitig seelisch-geistige Größen. Der S taat kann 
in diese Beziehungen nicht eingreifen. Er zerstört oder gefährdet dann 
die kleinste E inheit, die von Hause aus all das hier in Rede stehende 
Wesentliche m itbringt, um  sich selbst zu tragen. Sie trägt sich dabei in
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einer A rt, die von keiner anderen Gemeinschaft ersetzt werden kann. 
Die ..Vereinnahm ung“ des Kindes durch eine andere Gemeinschaft ist 
zutiefst sachwidrig und  dam it zutiefst unsittlich. K indergärten müssen 
also in geistiger Hinsicht entscheidend von den Eltern geprägt werden.

Das führt zu einem zweiten. Damit K indergärten von den E ltern ge­
prägt werden können, m it anderen W orten, dam it sich die Heranbildung 
der Kinder gemäß dem Geiste des Elternhauses vollzieht, dürfen nicht 
nur K indergärten der öffentlichen Hand bestehen. Es muß vor allem 
solche freier Träger geben. Das zeigt in unserem  größeren Zusam m en­
hang die Bedeutung von frei gebildeten kleineren Gem einschaften auf. 
Mit zu den Aufgaben des Staates gehört es, frei gebildete Gemeinschaf­
ten  zuzulassen und anzuerkennen sowie, wenn erforderlich, sie hinsicht­
lich ihrer Existenz und ihrer Wirksamkeit zu unterstützen. Frei gebil­
dete Vereinigungen dienen eben den verschiedensten Bedürfnissen des 
Menschen. Sie sind gewissermaßen Zusammenschlüsse von Individuen 
zu Zwecken dieser Individuen, bei der der für den einzelnen bestim m te 
Zweck von ihm allein n icht erreicht werden kann, sondern eben nur im 
Zusammenschluß m it anderen ermöglicht wird.

Daß auch die Religionsgemeinschaften die Möglichkeit haben müssen, 
K indergärten un terhalten zu können, und daß auch sie erforderlichen­
falls staatlichen Schutz und staatliche Hilfe in Anspruch nehm en 
können, ist wiederum m it der Nähe zwischen E ltern und Kind gegeben. 
D en E ltern ist das Recht zuzuerkennen, ihre Kinder in ihrem, der E ltern 
Sinne religiös und  weltanschaulich zu erziehen und eine solche Erzie­
hung gewährleistet zu sehen. Die Verneinung dieses E lternrechts versagt 
es in entscheidender Hinsicht, für diejenigen in der Hinsicht zu sorgen, 
die in der unm ittelbarsten Weise, kraft Zeugung und der Elternliebe, zu­
sammengehören und das in einem Bereich, der die letzten Tiefen des 
Menschen ausmacht. Auch der weltanschauliche Positivist und der 
Skeptiker sehen in ihrer W eltanschauung das entscheidende M oment 
ihres Lebens.

Diese Gedanken stehen nicht in einem luftleeren Raum. Es sind Ge­
fährdungen angesprochen, die der S taat durch Unterlassen oder durch 
aktives Tätigwerden heute setzt, wobei sehr oft das Unterlassen und  das 
aktive Tätigwerden einen einheitlichen Komplex bilden. Der Verfasser 
ist auch der Meinung, dargelegt zu haben, daß es sich um  Gefährdungen 
im Bereich des Gemeinwesens und sogar um  vom Gemeinwesen ausge­
hende Gefährdungen, also um  sozusagen zusätzlich sachwidriges Ge­
schehen handelt. Es wurde versucht, die jeweiligen Sachbezogenheiten



1 4 8 Gerhard Müller

und dem entsprechend die jeweiligen Sachwidrigkeiten ins Licht zu 
rücken.

Frei gebildete Vereinigungen
An dieser Stelle sei noch ein Wort zu den frei gebildeten Vereinigun­

gen im Hinblick auf den S taat gesagt. Diese Vereinigungen können als 
individuelle Vereinigungen angesprochen werden; dabei darf jedoch nie­
mals außer acht gelassen werden, daß nun einmal diese Vereinigungen 
ebenfalls Anspruch auf staatlichen Schutz und staatliche Förderung ha­
ben. Ihre Hintansetzung durch den Staat würde sachlich notwendige 
Entfaltungsm öglichkeiten des einzelnen gefährden und gegebenenfalls 
sogar unterbinden.

Freie Vereinigungen können aber auch entstehen, um  einem öffen t­
lichen Bedürfnis zu genügen, das das Gemeinwesen u n d  seine öffentlich- 
rechtlichen Erscheinungsformen wie etw a Kom m unen nicht erfüllen 
oder vielleicht auch nicht erfüllen können. Hingewiesen sei auf so ein­
fach gelagerte G rößen wie die Freiwilligen Feuerwehren und  die frei­
willigen Wohnungsbaugesellschaften. Hier entfaltet sich die im Zusam­
menschluß erfolgende und sodann durch den Zusammenschluß verm it­
telte Initiative der einzeln en sicher auch zu individuellen Zwecken; man
will der Feuersgefahr begegnen können, die das eigene Anwesen zu be­
drohen vermag, und man 
kom m t m an, was allerm 
gungen ist, Belangen der 
des Staates, derartige V

langen entgegenstehen, 
schutzw ert sind. Wo man 
zwar universal ist, aber ni

will ein eigenes Heim gewinnen. Gleichzeitig 
ndestens ebensosehr Sinn derartiger Vereini- 
Allgemeinheit entgegen. Hier ist es Aufgabe 

ereinigungen über D ienststellen, Kom m unen
u. a. zu fördern und gleichzeitig der freien Initiative der Bürger Raum 
zu lassen, die sich in diesen Zusammenschlüssen gefunden haben und 
finden.

Eine Reglementierung Von hoher Hand würde gerade denjenigen Be- 
die hier als öffentliche Belange besonders 
nur hinsieht, zeigt sich, daß das Gemeinwesen 
:h t om nipotent und to ta litär sein darf. Darauf 

hinzuweisen scheint gegenüber bestim m ten Tendenzen im öffentlichen 
Leben von heute geboten. Daß neben Vereinigungen der eben genann­
ten  A rt auch Vereinigungen auftreten , die im Mantel der Vereinigung 
ausschließlich öffentliche Aufgaben erfüllen, sei der A brundung halber 
bem erkt.
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Geschichtliche Kom ponente des Gemeinwohls
In früheren Jahrhunderten  wurde manches, wenn nicht sogar vieles, 

was heute sowohl der S taat wie auch freie Träger unterhalten können, 
als ausschließlich oder doch als vorwiegend öffentliche Aufgabe angese­
hen. Erinnert sei an die Armenpflege — wir würden heute sagen: an die 
Sozialfürsorge — in den spätm ittelalterlichen S tädten und in den früh­
neuzeitlichen Territorien. Die Sozialfürsorge ist auch heute noch ein 
wichtiges Gebiet der öffentlichen Hand. Sie kann aber ohne die freien 
W ohlfahrtsträger bei weitem nicht alle Hilfsfälle abdecken, ähnlich wie 
die frühere Armenpflege in weitem Ausmaß von privaten Stiftungen 
abhing. Auch hier gilt schließlich, daß die freie Initiative aus N ächsten­
liebe, Mitgefühl und auch aus Barmherzigkeit durchweg wirksamer, dar­
über hinaus sogar letztlich persönlicher und deswegen menschlicher ist. 
Andererseits war in früheren Jahrhunderten  die christliche Erziehung 
auch in den öffentlichen Schulen eine Selbstverständlichkeit.

D am it soll gesagt sein, daß ein Wandel in der Zuordnung zur indivi­
duellen und zur öffentlichen Sphäre möglich ist. Als Christ kann man 
das in der und jener Hinsicht bedauern. Der Wandel selbst ist jedoch 
grundsätzlich anzuerkennen. Anderenfalls würde — abgesehen von dem 
Fall, daß es sich um  in sich unsittliche Gegebenheiten handelt — das 
Gemeinwesen zutiefst beeinträchtigt. Erhebliche sozialpsychologische 
Störungen und m indestens bedenkliche Auseinandersetzungen um 
S trukturen wären die Folge.

Das Gemeinwohl hat also auch eine geschichtliche K om ponente; sie 
zu vernachlässigen oder ihr sogar zuwiderzuhandeln, ist ein Verstoß ge­
gen die Solidarität. Was m ehr oder weniger von der Gesam theit getra­
gen oder anerkannt wird, ist — immer vorausgesetzt, daß es sich nicht 
um  in sich Unsittliches handelt — zu respektieren. Hierin liegt übrigens 
der eigentliche Sinn vom Konsens im staatlichen Bereich, soll hierm it 
etwas anderes als das bloß faktische Bestehen einer gemeinsamen oder 
herrschenden Ansicht gemeint sein.

Allerdings, Geschichte ist von der Sache her stets Wandel. Die Frage 
kann also auftauchen, ob etwas geschichtlich überlebt oder ob es noch 
geschichtlich lebenskräftig ist; Grenzsituationen sind hier durchaus 
denkbar. Für das staatliche Handeln ist daher insoweit, neben den wei­
ten  Bereichen der sonstigen Zweckmäßigkeit, ein m ehr oder weniger 
größerer oder auch kleinerer Ermessens- und Beurteilungsspielraum 
gegeben. Sorgfältig abzuwägen ist dann die K unst, die von Gesetzge­
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bung, Regierung, Verwaltung und Rechtsprechung, aber auch von je ­
dem  Staatsbürger, zumal in einem dem okratischen Gemeinwesen, ver­
langt wird. J e  nachdem, wie in G renzsituationen der in Rede stehenden 
A rt die endgültige Entscheidung fällt, ist sie auch von denjenigen anzu­
erkennen, die sich ihr vordem aus völlig sachlichen Gründen heraus wi­
dersetzt haben. Bei der Bildung der Entscheidung selbst müssen alle 
in B etracht zu ziehenden Punkte nach ihrem  Gewicht herangezogen 
werden — das gehört m it zum sorgfältigen Abwägen und  ist ein w ichti­
ger Bestandteil desselben —, dam it nicht die Solidarität gefährdet wird.

Subsidiarität und Solidarität im Flächenstaat
Der Flächenstaat kennt nicht nur die Tätigkeit des Staates allein. Er 

ist ein territorial gegliederter Staat. Kom m unen, Bezirke, die ihrerseits 
noch in mehrere vertikale Ebenen zerfallen können, und schließlich 
als Krönung der S taat selbst sind für ihn kennzeichnend. Im Bundes­
staat ist diese Gliederung bestim m end für die G liedstaaten; der Gesam t­
staat kennt nur seine Tätigkeit als S taat allein, mag diese auch außer 
über eigene Einrichtungen des Gesam tstaates „im Wege des A uftrags“ 
durch die Gliedstaaten und deren territoriale Organisation vollzogen 
werden.

Die hier skizzierte Ordnung, gleich ob es sich um  einen Einheitsstaat 
oder um  einen Bundesstaat handelt, ist Ausdruck des Subsidiaritätsprin­
zips und  wird von ihm gewissermaßen erzwungen. Eine derartige S truk­
tu r ermöglicht es nämlich, die in den jeweils kleineren Bereichen anfal­
lenden Angelegenheiten in Sachnähe dort zu erledigen. Wollte der Staat 
alles und jedes zur Bewältigung durch ihn selbst an sich heranziehen, 
wäre er überfordert; in der Fülle der Aufgaben würde er gleichsam er­
sticken. Die staatsentlastende Tätigkeit der kleineren Einheiten ist von 
der Sache her geboten.

In einem S tadtstaat, der auch der heutigen Welt keineswegs frem d ist, 
können staatliche und kom munale Aufgabenerledigung im Ergebnis zu­
sammenfallen; sie können aber auch nicht nur funktional, sondern dar­
über hinaus institutionell getrennt sein. Eine institutionelle Trennung 
kann, bei der Einwohnerzahl des Stadtstaates, ebenfalls staatsentlastend 
wirken und im Interesse sachgemäßer Erledigung geboten, jedenfalls 
aber zweckmäßig sein.
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Die in Rede stehende Ordnung ist auch gegeben, wenn m an im  Be­
reich der Kom m unen und in einem territorial übergeordneten Bereich 
der Kommunalverbände (Kreise) keine Selbstverwaltung kennt, viel­
m ehr auf allen Ebenen der S taat stets unm ittelbar in Erscheinung tr itt. 
Das Subsidiaritätsprinzip m it seinem Sinn der sachgemäß besseren Erle­
digung im kleineren Bereich und mit seinem staatsentlastenden Effekt 
bleibt voll gewahrt. Eine Erscheinung wie die kom m unale Selbstverwal­
tung ist durch andere G rößen bedingt. Geschichtlich Gewordenes, das 
selbst lebendig ist, spielt etw a eine Rolle. Die Beseitigung der Selbstver­
waltung zugunsten einer unm ittelbaren Staatstätigkeit auch in den klei­
neren Einheiten müßte allerdings einen sozialpsychologischen Schock 
auslösen, der die für das Gemeinwesen nun einmal ebenfalls grundle­
gend wichtige Solidaritätsm axim e em pfindlich treffen könnte. Vor al­
lem in dem okratisch verfaßten Gemeinwesen erscheint es übrigens an­
gebracht, unm ittelbar den Bürger nicht zuletzt in dem auch in G roß­
städten m ehr oder weniger überschaubaren Bereich der Kom m unen auf- 
tre ten  zu lassen, wobei die nähere Ausgestaltung (parlamentarisches 
System, System von Volksabstimm ungen, Mischsystem) wieder von 
anderen, im allgemeinen historisch überkom m enen, aber lebendigen 
Ordnungen abhängt.

Damit das Gesamtgemeinwesen nicht durch ein völlig selbständiges 
Tätigwerden seiner unteren territorialen Bereiche aufgesplittert wird 
und so der S taat in bestim m ter Hinsicht auseinanderbricht und ggfs. so­
gar Gegensätzlichkeiten in der staatlichen Ordnung auftreten , ist eine 
allgemeine Überwachung der in Rede stehenden Tätigkeitsbereiche 
durch den S taat selbst erforderlich. Das gilt ebenso bei Bestehen einer 
Selbstverwaltung; sie m uß der Aufsicht des Staates unterliegen, wobei 
diese Aufsicht mindestens durchweg auch Sachaufsicht und nicht nur 
eine die Einhaltung der allgemeinen Struktur-; und K om petenzordnung 
gewährleistende Rechtsaufsicht zu sein hat. Subsidiaritätsprinzip und 
Solidaritätsgrundsatz gehen eine notwendige Verbindung ein.

Die Urbanisierung und die sie wohl weitgehend bedingende Industria­
lisierung führen in verschiedenen Fällen zur Bildung neuer territorialer 
Größen, die als funktionale Verbundgem einschaften wirksam werden 
und in Erscheinung treten . Wenn ihr Bestehen selbst wiederum eine Fra­
ge ist, bei der die verschiedensten Gesichtspunkte eine Rolle spielen, 
so sind doch auch sie Gegebenheiten, die sachnah zu regelnde E rforder­
nisse sachnah regeln sollen, wie sie andererseits im Interesse des Zusam­
m enhaltes des Gemeinwesens der staatlichen Aufsicht unterliegen. Sub­
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sidiarität und Solidarität spielen abermals eine gewichtige, was die Sub­
sidiarität angeht, sogar wohl die entscheidende Rolle.

Es ist eine heute allgemein bekannte Tatsache, daß vor allem die 
Kom m unen bei der Fülle der von ihnen zu bew ältigenden Aufgaben 
un ter finanzieller Auszehrung leiden. Das hängt m it der kom m unalen 
Selbstverwaltung zusammen, zutiefst ist es aber durch das Wirksam­
werden der Gem einden als solchem bedingt. Hier ist es geboten, daß 
das Gesamtgemeinwesen helfend einspringt, nicht im Sinne einer Er­
setzung der kom m unalen Tätigkeit durch eine be ton t staatliche, son­
dern im Sinne der Sicherung der ersteren. Die sachnahe und daher die 
bessere oder sogar beste Erledigung der Aufgaben verlangt die Tätigkeit 
der Gemeinden.

Das Gemeinwesen hat also finanzielle Zubußen zu leisten. Dabei kann 
allerdings das Verlangen berechtigt sein, die einzelnen Tätigkeiten der 
Kom m unen und allgemein ihre Ausgabenwirtschaft zu überprüfen. Im 
einzelnen ist dies eine Frage der Zweckmäßigkeit, n icht zuletzt der 
politischen Zweckmäßigkeit. Im  größeren Rahm en gesehen wird jedoch , 
wie dem Verfasser scheint, ersichtlich die Solidaritätsm axim e bedeut­
sam. Die kleinere Einheit m uß sich im Interesse des Gesam ten und zur 
Sicherstellung der Aufgaben des Gesam ten in Grenzen halten.

Subsidiarität und Solidarität im Tarifwesen
Das Aushandeln der Löhne und der sonstigen Arbeitsbedingungen 

durch Tarifvertrag ist in unserer industriellen Gesellschaft eine bekann­
te  Erscheinung. Sieht m an näher zu, finden wir, daß abermals ein T ä­
tigw erden der besonders sachnahen Seiten vorliegt. Die in den G ew erk­
schaften zusammengefaßte Arbeitnehm erschaft hier und die Arbeitge­
berseite do rt handeln „ihre Belange“ aus. Als Sachnahe haben sie wohl 
den besten Überblick und ihre voneinander unterschiedenen, ggfs. sogar 
in einem gewissen Sinne gegensätzlichen Interessen versuchen sie zum 
Ausgleich zu bringen; der legitime Bereich der Angehörigen einer jeden 
Seite ist dabei unausgesprochen anerkannt, und er soll, sieht m an näher 
zu, durch den  Sinn der Tarifverhandlungen, die Verhandlungen zwi­
schen typisch gleichgewichtigen Partnern sind, sogar gesichert werden.— 
Daß Arbeitnehm er und A rbeitgeber/U nternehm er zutiefst sachlich 
durch das gemeinsame Interesse an einer blühenden W irtschaft und am 
blühenden Unternehm en verbunden sind, kann in diesem Zusam m en­
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hang außer Betracht bleiben. — Das deutsche A rbeitsrecht kennt für den 
Fall, daß die Tarifvertragsparteien sich nicht einigen, sogar die Möglich­
keit des Arbeitskam pfes und , was b e to n t w erden m uß, gerade als rech t­
lich anerkanntes Instrum ent zur Herbeiführung einer (Teil-)Rechtsord­
nung, eben des Tarifvertrages.

Bei alledem kom m t wiederum  nichts anderes zur Geltung als das Sub­
sidiaritätspostulat, dieses Mal in einer rein funktionalen Weise. Seine 
Anerkennung und Bejahung scheint von den in Rede stehenden Sachge- 
gebenheiten her unm ittelbar einsichtig. Es wirkt ferner, was zu seiner 
N atur gehört, abermals staatsentlastend. Der S taat ist, wie die frühere 
deutsche Erfahrung m it dem Lohnam tssystem  der Tarifordnungen in der 
Praxis gezeigt hat, überfordert, wollte er in um fassender Alleinzustän­
digkeit in dem  in Rede stehenden Gebiet tätig werden.

Das deutsche Arbeitskam pfrecht erkennt nicht nur den Arbeitskam pf 
um  Lohn- und sonstige Arbeitsbedingungen an, es ordnet ihn zugleich. 
Diese Ordnung nennt die Voraussetzungen für den E in tritt in den 
Kam pf, also die Kam pfm öglichkeit, und regelt das Kampfgeschehen 
selbst. Einer Überbordung m uß in jeder Hinsicht vorgebeugt werden; 
das Gemeinwesen darf n icht durch einen zügellosen Kam pfausbruch 
und eine zügellose Kam pfdurchführung in M itleidenschaft gezogen sein. 
Es findet sich also auch hier, ebenfalls von der Sache her gefordert, 
wieder die Solidaritätsm axim e.

Darüber hinaus wird m an für den äußersten Fall verlangen müssen, 
daß der S taat, das Gemeinwesen, in verbindlich wirksamer Schlichter­
rolle auftritt. Eine absolute Tarif- und Arbeitskam pfautonom ie wird 
zwar verlangt, ihre Anerkennung m uß aber das Gemeinwesen und da­
m it im Ergebnis alle seine Angehörigen in große, u n ter U m ständen sogar 
in größte Gefahr bringen. Die Sprengung des Staatsganzen und ein 
K am pf aller gegen alle kann die Folge sein. Schwierig ist nur, den Ex­
trem fall zu bestim m en, in dem der S taat als verbindlicher Schlichter 
aufzutreten hat. Es wird dies durchweg von den U m ständen des Einzel­
falles abhängen, wobei zu berücksichtigen ist, daß schon eine einmalige 
Schlichtungstätigkeit des Staates ein Präjudiz für ein ständiges derarti­
ges Verhalten und dam it ein maßgeblicher Schritt zur Aufhebung der 
notw endigen Subsidiarität sein kann. Im Interesse der Rechtsklarheit 
und also der Rechtssicherheit sollte gesetzlich die Möglichkeit vorgese­
hen werden, daß der S taat im äußersten Fall, aber auch nur dann, han­
deln kann, und der äußerste Fall sollte beispielhaft um schrieben werden.
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Subsidiarität, Solidarität und Ermessensspielraum als Bedingungen des 
Gemeinwohls

Alles, was hier für den Bereich der territorialen Gliederung des Staa­
tes und der Tarifautonom ie gesagt w orden ist, zeigt, wie das Gem ein­
wohl von den S trukturen der Subsidiarität und der Solidarität bedingt 
ist. Zur näheren Ausgestaltung steht allerdings der Gesetzgebung ein 
wohl immer recht breiter Ermessens- und Beurteilungsspielraum zur 
Verfügung. Dieser Spielraum ist seinerseits selbst sachbedingt. Hier spie­
len Zweckmäßigkeitsfragen der konkreten  historischen Stunde eine 
wichtige, wenn nicht ausschlaggebende Rolle. Der breite Spielraum für 
die mögliche Entscheidung und somit für das Gesetz ist als sachgege- 
ben  jedoch seinerseits ebenfalls ein nicht aufhebbares S trukturelem ent 
im allgemeinen Sinne des Wortes; er m uß für die sachgerechte Rege­
lung und dam it im Hinblick auf das Gem einwohl zur Verfügung stehen. 
Der Ermessens- und Beurteilungsspielraum ist selbst ein Aspekt des G e­
meinwohls.

Der totalitäre Staat
Ein Phänom en der heutigen Zeit, das in dieser A rt, soweit wir sehen 

können, bisher in der Geschichte nicht oder doch nicht voll ausgebildet 
aufgetreten ist, ist der to talitäre Staat. Sein Kennzeichen ist einmal, daß 
er die Persönlichkeit des einzelnen, der nur ein — und zwar offenbar 
auswechselbares — Teilstück des Staates sein soll, m it größtem  Nach­
druck aufzuheben bestreb t ist. Auch die Geltung der kleineren G em ein­
schaften als selbständige G rößen wird geleugnet; man versucht, sie mit 
ebenfalls außerordentlich großem Nachdruck ausschließlich als Instru ­
m ente des Staates tätig w erden zu lassen.

Das aber ist nicht alles. So wie wir den to talen  S taat erfahren, steht 
m it dem  eben Gesagten in unaufhebbarem  Zusammenhang vor allem 
das Bestreben, eine innerweltliche Ideologie als tragendes M oment des 
Staates zur Geltung zu bringen. Das m acht in besonderem  Maße das 
innerste Wesen des to talitären  Staates aus. Eine gleichsam antireligiöse 
Religion prägt das Ganze. Das ist auch der letzte Grund für die völlige 
Vereinnahmung des einzelnen durch den to talitären  S taat und die In ­
strum entalisierung der kleineren Gem einschaften. Seine allumfassende 
Ideologie ist das bewegende M om ent für das Sein und den Sinn des to ­
talitären Staates.
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Der to talitäre S taat leugnet also den Subsidiaritätsgedanken, und er 
überspannt in einer völlig pervertierten Weise den Solidaritätsgedanken. 
Mit seiner Leugnung der Transzendenz und der Etablierung einer inner­
weltlichen „Religion“ verwüstet er den Menschen, der in der Erfahrung 
schon der Kontingenz seines eigenen Ichs auf die Transzendenz des 
schlechthin allein A bsoluten (des persönlichen Gottes) angelegt ist. Der 
to talitäre S taat m it seiner to talitären  Ideologie setzt sich in w idernatür­
licher Weise an die Stelle des absoluten G ottes.

Die antike Polis und das Im perium  Rom anum  der späten Soldaten­
kaiser waren ebenfalls bestreb t, alles an sich zu ziehen. Sie verlangten 
ferner das Bekenntnis der Staatsreligion. Im m erhin war diese Religion 
jedoch noch auf die Transzendenz gerichtet und setzte insofern den 
Staat nicht völlig absolut.

Neben dem  to talitären  Staat ist, was zur Vervollständigung gesagt sei, 
eine to talitäre Gesellschaft denkbar. Der Staat ist dann eine Institu tion , 
die gewissermaßen form al sachgemäß tätig wird. Die to talitäre Gesell­
schaft erfaßt jedoch jeden  unter dem  G esichtspunkt ihrer innerweltli­
chen Ideologie und ordnet ihr alles ein und unter. Der S taat ist dann so­
zusagen ein Gehäuse, und die to talitäre Gesellschaft ist das Leben inner­
halb dieses Gehäuses.

Der to talitäre S taat ist zwar als solcher in sich schlecht; trotzdem  
trägt er immer noch Aspekte des Staates, wie er sachgemäß ist. Die Sub­
sidiarität kom m t, weil sie im Aufbau der menschlichen Gem einschaften 
gründet, im Widerspruch zu der Staatsm axim e doch immer wieder zur 
Geltung. Der Solidaritätsgedanke hält sich neben seiner Perversion auch 
in ordnungsgemäßen G renzen und der to talitäre S taat sorgt weiter 
noch, jedenfalls in irgendwelcher Weise, für das recht verstandene G e­
meinwohl. Alle diese Dinge bedürfen einer eigenen Untersuchung, die 
sich nicht zuletzt den empirisch faßbaren Fakten und Geschehnissen in­
nerhalb des to talitären  Staates zuzuwenden hätte . Das ändert aber 
nichts daran, daß nach seinem Grundprinzip der to talitäre S taat in w e­
sentlicher Hinsicht eine m enschenfeindliche — und widergöttliche — 
Ungestalt bleibt.

Vom R echt des Widerstandes gegen den totalitären Staat
Für die Bürger eines to talitären Staates stellt sich somit die Frage 

nach dem  Widerstand gegenüber diesem Staat. Dabei ist einmal zu be-
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achten, daß bei der M itwirkung an der Herbeiführung eines echten G e­
meinwohls und z. B. in der Beachtung w ertneutraler oder sogar an sich 
guter Gesetze der to talitäre S taat seinerseits eine Stärkung seiner Exi­
stenz erfährt, also die Pervertierung unterstü tzt und un ter Um ständen 
sogar noch gesteigert wird. A uf der anderen Seite sind die S truk turen  
des to talitären  Staates n icht allgemein und schlechthin verwerflich, und 
er sorgt eben nun einmal in bestim m ter Weise für das Gem einwohl. Im  
Ergebnis wird es w ohl richtig sein zu  sagen, daß die Bürger sich sowohl 
in jeder Hinsicht gemeinwohlgemäß zu verhalten haben, wie auch, daß 
sie gleichzeitig dem  to talitären Staat als solchem W iderstand entgegen­
setzen müssen. Dieser W iderstand ist gerade gemeinwohlgemäß; er zielt 
auf die nicht vorhandene sachliche Ordnung der m enschlichen Gem ein­
schaft ab .

Der W iderstand wird im allgemeinen nur gewaltlos sein können; wie 
er im einzelnen durchzuführen ist, ist, un ter Beachtung des Gem ein­
wohls und der Norm en des Sittengesetzes, eine Frage der Zweckmäßig­
keit. Wenn auch zum erfolgreichen gewaltlosen W iderstand eine Organi­
sation notwendig erscheint, so ist bei der Unsittlichkeit des to talitären  
Staates doch bereits jeder Bürger als einzelner objektiv verpflichtet, sich 
dieser U nsittlichkeit zu widersetzen.

Das größte Hemmnis für einen W iderstand dürfte darin liegen, daß 
sich jedenfalls immer eine m ehr oder weniger große Zahl von M itläufern 
des to talitären Systems findet und daß der to talitäre S taat auf den  ge­
waltlosen W iderstand m it besonders drakonischen M aßnahmen reagie­
ren w ird. Im  Hinblick auf die N atur des to talitären  Staates b leib t jedoch  
die Verpflichtung zum Widerstand als solche stets gegeben. — Ob und 
w ann die einzelnen A kte des Widerstandes zu setzen sind, ist eine ande­
re Frage. — Wann und gegebenenfalls wieweit das Unterlassen von Wi­
derstand Schuld des einzelnen ist, wird sich bei der Härte des to talitären  
Staates im allgemeinen wohl menschlicher Beurteilung weitgehend en t­
ziehen.

Der to talitäre S taat w irft auch die Frage des gewaltsamen W iderstan­
des seiner Bürger gegen ihn auf. Diese Frage ist m it der Frage früherer 
Zeiten nach der Rechtfertigung der T ötung des Tyrannen vergleichbar, 
allerdings m it dem  den W iderstand erschwerenden gewichtigen U nter­
schied, daß je tz t weniger ein einzelner als vielmehr ein von vielen getra­
genes System  in Rede steht. Dieses System ist ferner tro tz  seiner in b e ­
stim m ter H insicht gegebenen Gemeinwohlgemäßheit nicht nur an sich 
böse, sondern weist m it der A bsolutsetzung der weltdiesseitigen Ideolo-
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gie und des von ihr getragenen, absolut gesetzten Staates geradezu ein 
äußerstes Maß von U nsittlichkeit auf. Man wird daher das Recht auf 
gewaltsamen W iderstand b q a h e n  müssen und diesen sogar dem  G rund­
satz nach für erforderlich halten. Jedoch  gilt für den gewaltsamen Wi­
derstand der Bürger der Satz, daß das Übel durch den gewaltsamen Wi­
derstand nicht noch verm ehrt werden darf, wobei allerdings zu fragen 
ist, ob nicht im m erhin in bestim m ten Fällen das Übel des to talitären 
Staates überhaupt noch verm ehrbar ist. Da der to talitäre S taat bereits 
besteh t, m uß des weiteren Aussicht auf Erfolg des Widerstandes gege­
ben  sein. Andererseits fragt sich auch in diesem Zusammenhang, ob die 
einem vergeblichen W iderstand folgenden Dinge stets schlimmer als die 
vorhergegangenen sind, der gewaltsame W iderstand als Zeichen der A b­
lehnung des to talitären  und dam it des zutiefst pervertierten Staates also 
nicht doch gerechtfertigt ist. Mehr als diese G edankensplitter können 
hier nicht vorgetragen werden. Das Problem des gewaltsamen W iderstan­
des ist im Hinblick auf den to talitären  S taat neu und vertieft zu durch­
denken.

Es ist keine U topie, in gewaltsamen inneren Auseinandersetzungen 
heute auch m it dem  Einsatz von M assenvernichtungsmitteln zu rechnen. 
Im  Falle des to talitären  Staates stellt sich die Frage, ob nicht der Ein­
satz solcher M ittel von Seiten des Staates hingenom m en werden muß 
und auf Seiten der W iderstand Leistenden gerechtfertigt ist. Es stehen 
die letzten und tiefsten Personenwerte in Rede. Nur m uß für den Fall 
des bew affneten inneren Widerstandes eben in der Regel Aussicht auf 
Erfolg bestehen. Es darf weiter nicht m it einer völligen A usrottung der 
G esam theit der Staatsbürger oder schon eines solch großen Teiles der­
selben zu rechnen sein, daß die konkreten Staatsaufgaben nicht m ehr, 
auch nicht in einer irgendwie anderen staatlichen Zusammenfassung 
wahrgenom m en w erden können. Hier wird bedeutsam , daß der to ta li­
täre S taat nun einmal bereits besteh t, daß er noch sachgemäße Aspekte 
ha t und seine Bürger in ihm leben.

Gerechter Krieg heute; Terrorgruppen m it Massenvemichtungsmitteln
D am it steht die Staatsethik vor der Frage, wie es sich bei dem  V or­

handensein des Phänom ens to talitärer Staaten heute mit dem  gerech­
ten  Krieg verhält. Der to talitäre Staat ist von seiner Ideologie her 
auf Expansion angelegt, die er im gegebenen Falle auch kriegerisch
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durchsetzen wird. Nach der überkom m enen Naturrechtslehre m uß das 
aus dem  Krieg zu erwartende Wohl des Staates das zu erwartende Übel 
übersteigen, und es m uß die moralische Gewißheit bestehen, daß der 
Sieg der gerechten Sache zuteil w erden wird. Gerade weil der to talitäre 
S taat die personalen Werte m it äußerstem  Nachdruck zu vernichten b e ­
strebt ist, ist jedoch im Falle seiner unabw endbaren m ilitärischen Ag­
gression — sie m uß aber auch wirklich unabw endbar sein — zu fragen, 
ob hier nicht die militärische Verteidigung schlechthin geboten ist.

Die Dinge liegen gegenüber dem  gewaltsamen Widerstand aus dem  
Inneren des to talitären Staates heraus insofern anders, als hier ein an­
derer S taat und dessen Bürger erst dem  to talitären Staat unterw orfen 
w erden sollen. Es stehen dann, da noch nicht tangiert, in ganz anderer 
Weise diejenigen Werte in Rede, die über die bloße physische Existenz 
den Menschen erst Mensch sein lassen. Es fragt sich daher, ob nicht eine 
Pflicht des Staates und aller seiner einzelnen Bürger besteh t, die staat­
liche Existenz und das einzelne Leben unbedingt einzusetzen. Auch 
w enn im to talitären S taat immer noch sachgemäße S truk turen  gegeben 
sind und irgendwie das Gemeinwohl verwirklicht w ird, so ist dieser 
S taat als solcher doch zutiefst ungerecht und unsittlich. Die von ihm im 
Falle der m ilitärischen Expansion ausgehende höchste Gefährdung letz­
ter Werte und der stärkste Angriff auf sie verlangen dann möglicherwei­
se den letzten Einsatz und das letzte Wagnis der von der Expansion Be­
droh ten , un ter Um ständen die Fortsetzung im Guerillakrieg.

Wie es nicht auszuschließen ist, daß in einer inneren bew affneten 
Auseinandersetzung M assenvernichtungsmittel eingesetzt werden, so ist 
es auch keine U topie, daß krim inelle Terrorgruppen heute m it dem  Ein­
satz solcher M ittel drohen und sie etw a auch einsetzen würden. Dem 
Verfasser scheint es nun offensichtlich zu sein, daß sich der S taat selbst 
auf die G efahr des Einsatzes der M assenvem ichtungsm ittel hin einer 
derartigen Drohung nicht beugen kann. Er m uß un ter tunlichster Ver­
meidung der äußersten G efahren, aber auch eben nur un ter der tunlich­
sten Vermeidung dieser Gefahren, solche Terrorgruppen unschädlich 
zu m achen suchen. Für die A rt des Vorgehens bleib t wieder ein E r­
messensspielraum. Das Ausüben des Ermessens ist aber durch sittliche 
Grenzen bestim m t.

Andernfalls d roh t die G efahr einer durch eine G ruppe oder unter 
Um ständen sogar nur durch einen einzelnen ausgeübten restlosen Will­
kür gegenüber der Gem einschaft aller anderen und dam it eine V erlet­
zung des Gemeinwohls, die die geistig-seelische Existenz und un te r Um ­
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ständen sogar bereits die physische Existenz eines jeden einzelnen aufs 
schwerste bedroht, und weil diese Aspekte der Existenz ihrerseits m it 
einer m enschlichen Existenz selbst zusammenfallen, letztere zutiefst an­
greift. Die Dinge liegen im Kerne m. E. ebenso wie bei der militärischen 
Expansion eines to talitären Staates un ter Einsatz von Massenvemich- 
tungsm itteln. Was aber gegenüber Terrorgruppen gilt, dürfte, was in die­
sem Zusammenhang noch einmal zu sagen ist, auch im Hinblick auf den 
to talitären S taat gelten, die Überlegungen oben werden erhärtet.

Heutige Staatenvereinigungen; die Welt der Staatengemeinschaft
Es sei noch auf zwei Fragen eingegangen.
In  der Staatenw elt von heute finden sich Vereinigungen, die wegen 

der Stärke der gegenseitigen V erdichtung m it Bündnissen herköm m li­
cher A rt nicht auf einer Stufe stehen, mögen solcherlei Bündnisse auch 
nach wie vor auftreten . Vereinigungen der hier in Rede stehenden A rt 
finden sich vor allem, um  die militärische Verteidigungskraft der einzel­
nen S taaten, zu der sie selbst in der Vereinzelung nicht m ehr hinrei­
chend fähig erscheinen, sicherzustellen oder um  die w irtschaftliche 
W ohlfahrt zu sichern und zu heben, weis der einzelne S taat seiner A uf­
fassung nach auch nicht m ehr in der bestmöglichen Weise zu erreichen 
vermag. Bestrebungen, zu Staatenvereinigungen im Interesse der Um ­
w elterhaltung zu kom m en, sind ebenfalls in Ansätzen erkennbar.

Diese Vereinigungen unterstützen also sämtlich staatliche Aufgaben 
und lassen sie durch ihre Unterstützung erst in voller Weise erfolgreich 
werden. Der einzelne Staat, der seine Existenz selbst nicht verliert, ist 
som it im Interesse seines Gemeinwohles an die Gemeinschaft gebunden, 
und die Angehörigen seiner in Betracht kom ipenden Organe sind zur 
sachgerechten M itarbeit in der Gem einschaft verpflichtet. N ur so wird 
der S taat seiner Aufgabe, in den betreffenden Bereichen für das G e­
m einwohl zu sorgen, gerecht oder doch voll gerecht.

Insoweit liegt wohl nur ein Unterschied dem Grade nach gegenüber 
dem klassischen Bündnis vor, das allerdings immer nur auf m ehr oder 
weniger kurze Zeit und jedenfalls kündbar abgeschlossen wird. Die 
hier bedeutsam en Staatenvereinigungen, die zwar gegebenenfalls eine 
Kündigungsklausel kennen, sind dagegen von Hause aus auf D auer ange­
legt. Allerdings können sie sich faktisch wieder auflösen. Es sind sogar 
Fälle denkbar, in denen das Gemeinwohl der Staaten die Auflösung
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oder, in Abwägung des eigenen Gemeinwohls gegenüber dem Gem ein­
w ohl der anderen, den A ustritt eines Staates gebietet.

Gewinnen die Vereinigungen allerdings die Form  eines festen staat­
lichen Gemeinwesens, etw a in der G estalt eines Bundesstaates, besteht 
dann auch ein S taat m it allen Konsequenzen für die Träger seiner Orga­
ne und  für diejenigen, die seine Bürger geworden sind. Der Z eitpunkt, 
zu dem das neue Staatswesen zu bestehen anfängt, entscheidet sich 
nach den U m ständen des konkreten Falles. Ein Ermessensspielraum 
wird auch hier gegeben sein m it der Folge, daß m an m it guten Gründen 
sowohl noch die Möglichkeit einer Auflösung der Gem einschaft oder 
eines A ustritts aus derselben bejahen kann — mögen diese Gründe we­
gen der auf jeden  Fall besonders fortgeschrittenen Verdichtung auch 
sehr schwerwiegend sein müssen —, wie m an ebenso m it guten Gründen 
das Bestehen des neuen Gemeinwesens bereits zu bejahen vermag. Die 
Rechtssicherheit dürfte zur Verm eidung von Auseinandersetzungen, die 
leicht gemeinwohlschädlich sein können, in der Regel wohl eine form el­
le Proklamierung des neuen Staatswesens gebieten.

Die N otwendigkeit einer Fortentwicklung der Staatsethik
Die K onnexität aller heutigen Staaten un tereinander w irft die Frage 

einer die Gesam theit aller Staaten tragenden E thik auf. Die Lehre vom 
gerechten Krieg betrifft, sieht m an näher zu, immer nur den einzelnen 
S taat, der sich m it der Möglichkeit eines Krieges konfrontiert sieht oder 
eine solche Möglichkeit ins Auge faßt. Das V ölkerrecht hat zwar eine 
ethische Grundlage, die in der spanischen Spätscholastik jedenfalls in 
Ansätzen V itoria und Suarez ausgeführt haben und  Hugo Grotius so­
dann in einem möglicherweise von der frühen Aufklärung her beinfluß- 
ten  naturrechtlichen und zugleich positiven System als erster zusam­
m engefaßt hat. Es fragt sich aber, ob n icht die enge gegenseitige In ter­
dependenz aller S taaten gerade eine dieser Gegebenheit gerecht w erden­
de Betrachtung verlangt.

Im V ölkerrecht stehen sich die einzelnen Staaten ausschließlich als 
Völkerrechtssubjekte gegenüber und tre ten  in Beziehung zueinander. 
Die heutige Staatenverflechtung wirft demgegenüber das Problem auf, 
ob die Gesamtgemeinschaft der Staaten nicht eine wie immer geartete 
Einheit bildet, die ihrerseits nach einem Gesamtgemeinwohl ausge­
rich tet ist.
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In  letzterer H insicht wäre sodann des weiteren zu prüfen, ob die 
M enschheit insgesamt n icht teilweise m it der hier angesprochenen Staa­
tengem einschaft zusam m enfällt, ob es ein Gemeinwohl der Menschheit 
als solcher gibt und in welchem Verhältnis es zum  Gemeinwohl der 
Staatengem einschaft steht. Diese U ntersuchungen sind vielleicht als 
Grundlagenuntersuchungen erforderlich, um dem Staat und den Staaten 
von heu te sittlich sachgemäß zu entsprechen. Daß dabei das Phänom en 
des to talitären  Staates in der Gesam tstaatenwelt zweifellos eine beson­
dere Rolle spielt und  diesbezüglich besondere Probleme aufw irft — die 
allerdings wohl nicht durch einen Aggressionskrieg im ethischen Sinne 
gegenüber den 'to talitären  Staaten gelöst werden dürfen —, sei besonders 
vermerkt.
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Michael Zöller
DIE CHRISTLICHE SOZIALLEHRE UND IHR PROBLEMATISCHES

VERHÄLTNIS ZUR FREIH EIT EINES CHRISTENMENSCHEN -  
ZEHN BEGLEITENDE THESEN ZUM REFERAT VON HANS MAIER

1. Hans Maier hat in seinem Referat hervorgehoben, daß die moderne 
Freiheitsbewegung, der wir die G rundrechte und den Rechtsstaat als 
Institu tion  der Freiheit verdanken, der individuellen Existenz zur 
rechtlichen Anerkennung verholfen hat. Das Individuum  ist, wie Hegel 
sagt, ein „Sohn der bürgerlichen Gesellschaft“ .

2. Bei dem V ersuch, Freiheit als Kriterium  zur Bewertung m oderner 
staatlicher und gesellschaftlicher Gegebenheiten heranzuziehen,w erden, 
wie ebenfalls in dem Referat bereits angedeutet, die Grenzen dieses 
bürgerlich-liberalen Freiheitsbegriffes deutlich. So zeigt eine Unterschei­
dung zwischen den sogenannten Entwicklungsländern einerseits und 
den Industriegesellschaften andererseits, wie im ersten Falle die en t­
wicklungsgeschichtlichen Voraussetzungen, im zweiten Fall jedoch die 
begrifflichen „Ausblendungen“ des bürgerlich-liberalen Verständnisses 
von Freiheit zum  Problem werden.

2.1. Die Entwicklungsländer „liegen m it ihrer halbentfalteten S taat­
lichkeit und Industrialisierung noch in einem vorgrundrechtlichen Zeit­
alter“ (Hans Maier), sie versuchen, die m ateriellen und gesellschaft­
lichen Voraussetzungen individueller Freiheit (meist allerdings ohne 
ausdrückliche Orientierung an dieser Norm) allererst zu schaffen. 
Freiheit nim m t un ter diesen Bedingungen einen kom m unitären Charak­
te r an, d . h . sie richtet sich polem isch (gegen „Imperialism us“ und 
„Kolonialismus“ ) nach außen und legitimiert dam it zugleich nach innen 
Integrationszwänge von keineswegs liberalem Charakter.

2.2. In den m odernen Industriegesellschaften dagegen ergeben sich 
ganz andere Probleme: Zum einen läßt ein am Begriff der Daseins­
vorsorge orientiertes Politikverständnis erneut die Dialektik von
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Freiheit und Gleichheit deutlich werden; die Vorstellung von Freiheit 
als garantiertem  Freiraum  wird m ehr und mehr überlagert vom An­
spruch auf Teilhabe an öffentlichen Leistungen.

Zum ändern stößt ein Freiheitsanspruch, der noch frühliberal auf den 
Obrigkeitsstaat als auf sein bedrohliches Gegenüber fixiert ist, immer 
hilfloser ins Leere. In Verkennung längst vollzogener Machtverlagerungen 
streben beispielsweise epigonale liberale Parteien eine „Entstaatlichung“ 
der Kirchen an, während sie in dem als „Dem okratisierung“ bezeichne- 
ten Vorgang der Vergesellschaftung des Staates und der G rundrechte 
teils als die eigentlichen Protagonisten, teils als hilflose Zuschauer in 
Erscheinung treten .

3. A uf diesem Hintergrund stellt Hans Maier dem Christen im 
Interesse einer Aktualisierung des Freiheitsbegriffs vor allem drei 
Aufgaben: Erstens habe m an mit einem nicht „von N atur“ freien, 
sondern seine Freiheit in konkreten Verhältnissen realisierenden Indivi­
duum  zu rechnen, weshalb eine soziale Ordnung ins Auge zu fassen sei, 
in der der Einzelne seine Freiheit sowohl als Unterlassungsanspruch 
(nicht nur gegenüber dem Staat, sondern auch gegen gesellschaftliche 
Machtgruppierungen) wie auch durch den Anschluß an Systeme der 
sozialen Sicherung und  der gesellschaftlichen K om m unikation verwirk­
lichen könne.

Zweitens sei im verfassungsrechtlichen Denken die dichotom ische 
Entgegensetzung rechtsstaatlicher und sozialstaatlicher Prinzipien durch 
die Orientierung an einem neuen Freiheitsverständnis zu überwinden. 
Dabei könne die Lösung weder in einer Uberordnung der Freiheit über 
die Gleichheit, noch in der um gekehrten Hierarchisierung dieser beiden 
Werte liegen. Es gehe vielmehr um  eine neue Auffassung von Freiheit, 
der die Hilfs- und Ergänzungsbedürftigkeit des Menschen nicht als 
Gegenbild und Störung erscheine, wie dem aufklärenden N aturrecht, 
sondern als inhärierendes Elem ent der Freiheit selbst.

Drittens schließlich erscheint das gleiche Problem  als die Aufgabe, 
diese Sicht von menschlicher Freiheit auch philosophisch und theolo­
gisch w ieder in Erinnerung zu rufen. Der „Christenm ensch“ als „freier 
Herr über alle Ding“ und „dienstbarer Knecht aller Ding“ wäre zu 
zeigen als derjenige, der seine Freiheit als V erantwortung tragen kann, 
weil er auf Gnade hoffen darf, und der deshalb auch nicht in der 
Versuchung steht, Freiheit m it dem vergeblichen Versuch der Emanzi­
pation von menschlicher Bedingtheit zu verwechseln.
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4. Sucht m an diese von Hans Maier entw ickelten Thesen nun auf das 
Generalthem a der hiesigen Tagung zurückzubeziehen, das Gesagte also 
um zuform en in die M inimalanforderungen an eine christliche Sozial- 
lehre, die un ter Wahrung ihres christlichen Charakters geeignet wäre, 
einen „Beitrag .. . . zum Begriff der Freiheit zu leisten“ , so wären wohl 
vor allem zwei Fragen zu beantw orten, nämlich erstens, ob die uns 
bisher geläufige Form  der christlichen Soziallehre dies zu leisten vermag 
und gegebenenfalls zweitens, welche Bedingungen eine solche Sozial­
lehre zu erfüllen hä tte , um  die Freiheit des Einzelnen theoretisch und 
praktisch aktualisieren zu können. Die A rt der Fragestellung impliziert 
bereits die negative Beantw ortung der ersten Frage und dies ist zunächst 
zu begründen.

5. Ein erster G rund für die Verm utung, daß christliche Soziallehre in 
ihrer gewohnten Ausprägung nur bedingt als eine Stütze des Anspruchs 
auf individuelle Freiheit gelten darf, scheint sich mir bereits in der 
Vorherrschaft der Begriffe Soziallehre und Sozialbewegung anzudeuten.

5.1. Was ich dam it meine, wurde wiederholt von verschiedenen 
A uto ren1 hervorgehoben: Die sogenannte katholische Sozialbewegung 
hat sich, aus historisch verständlichen Gründen, allzu lange auf die 
engeren Probleme der Sozialreform konzentriert. Als V ertretung einer 
M inorität war sie „stärker an Rechtsveibürgungen und grundrecht­
lichen Sicherungen interessiert als an dem, was der Staat positiv tat. 
Man betrach tete den politischen Prozeß weniger un ter dem Gesichts­
punk t seiner M öglichkeiten als un ter dem  seiner Schranken und Begren­
zungen.“ 2 Dies h a tte  zur Folge, daß m an u n te r bew ußter Distanzierung 
von einem „catholicism e liberal“  weitgehend die Frage nach der 
Q ualität von Verfassungen suspendierte und — ganz in der A rt vieler 
Gegenbewegungen zur Entwicklung des m odernen Verfassungsstaates — 
nicht auf Freiheit, sondern auf den Plural korporativer Freiheiten 
abhob. In diesen Zusammenhang gehört Böckenfördes Vorwurf, der 
deutsche Katholizismus habe 1933 wegen der ausschließlichen Sorge 
um  die Freiheit des katholischen Verbandswesens oder die Religions­
freiheit die Frage nach der Treue zum Weimarer Staat als einer, 
insgesamt freiheitlichen Ordnung vergessen.3 Wie sich zeigte, sind ohne 
die Letztere auch die Religionsfreiheit und die Freiheit des Verbands­
wesens nicht auf die Dauer zu sichern.

5.2. Diese K onzentration auf verm eintliche Kernbereiche hat jedoch 
nicht nur historische Gründe; sie wird auch nahegelegt durch strukturel­
le Eigenarten naturrechtlicher A rgum entation. N aturrechtliche Prin-
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zipien erlauben, soweit sie aus dem  Begriff der konstanten m ensch­
lichen W esensnatur abgeleitet werden, scheinbar nur Aussagen zu 
solchen Bereichen, in denen auf unm ittelbar einsichtige Weise m ora­
lische Fragen angesprochen sind. Dies fördert die Unterschätzung der 
Bedeutung aller jener Probleme, die m an im klassischen Sinne un ter die 
Lehre von den Staats- und  Regierungsformen subsum iert hätte.

5.3. Die andere Seite der gleichen Medaille, nämlich des sehr 
allgemeinen Charakters von N aturrechtsprinzipien, besteht in der Ver­
suchung, in falscher K onkretheit zeitgebundene Anschauungen als 
Forderungen der m enschlichen Wesensnatur oder als Konsequenz christ­
licher Lehre auszugeben. Die Unterschiedlichkeit in der Wertung des 
Sozialismus ist hierfür ebenso sym ptom atisch wie die Beurteilung der 
M itbestimmung, die bei Pius XII. und Gustav Gundlach m it Berufung 
auf die naturrechtliche Bedeutung des Eigentums abgelehnt wird und 
schließlich im Zweiten Vatikanischen Konzil wegen der ebenfalls 
naturrechtlich zu begründenden Uberordnung der Person über die 
Sache als geradezu geboten erscheint.4

6. Die Umkehrung dieser wenigen kritischen Andeutungen führt zur 
A ntw ort auf die zweite der oben gestellten Fragen, nämlich der nach 
den Kennzeichen einer christlichen Soziallehre, die geeignet wäre, einen 
Beitrag zur Aktualisierung des Freiheitsbegriffs zu leisten. Eine solche 
Soziallehre m üßte zunächst ihr Verhältnis zum N aturrechtsdenken in 
einer Weise neu bestim m en, die einerseits den Gefahren essentialisti- 
scher Setzungen entgeht und andererseits am Kern der naturrechtlichen 
A rgum entation, näm lich an der Verdeutlichung überzeitlicher O rientie­
rung des Rechts festhält.5 Sie müßte zweitens jene Blickverengung auf 
das Soziale oder die Gesellschaft überwinden und den gesamten Bereich 
der Politik in ihre Betrachtungen einbeziehen.

Schließlich aber m üßte sie, was zunächst in einem gewissen Wider­
spruch zu der zweiten Forderung zu stehen scheint, eine falsche 
K onkretheit der Aussagen meiden und zudem  noch tatsächliche Unver­
einbarkeiten mit dem christlichen Glauben ebenso deutlich darstellen, 
wie auch die vorzeitige Behauptung solcher Ausschließungen verhin­
dern.

7. Diese drei Forderungen seien abschließend noch thesenartig 
begründet. Dabei dürfte meines Erachtens der Schlüssel zu einer neuen 
Bewertung der Freiheitsidee wie auch zur Vermeidung der in der 
d ritten  Forderung angelegten Widersprüche in einer revidierten Form  
naturrechtlichen Denkens liegen.
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7.1. Wenn also oben grundsätzliche Bedenken gegen die S truk tur 
geläufiger naturrechtlicher Begründungen erhoben w urden, so richten 
diese sich gegen die essentialistische Überforderung des Ansatzes, die 
sowohl inhaltsleere Allgemeinheit wie auch überkonkrete Beliebigkeit 
verursachen kann. Wie Franz Böckle kürzlich schrieb, war „das G rund­
anliegen der Naturrechtslehre. . . stets dasselbe, nämlich die objektive 
Begründung einer sozialen Ordnung.“ Daß dies allerdings un ter B enut­
zung des vieldeutigen Begriffs N atur geschah, hat die widersprechend­
sten Meinungen auf den Plan gerufen und das ganze Unterfangen bei 
vielen in Mißkredit gebracht. Das eigentliche Anliegen hat aber dadurch 
nichts an A ktualität verloren.6

Die Frage, ob m an von N aturrecht noch reden solle, hat aber nichts 
daran geändert, daß Menschen gerechte und ungerechte Handlungen 
unterscheiden und daß sie, wo sie die Gerechtigkeit bestreiten, immer 
noch versuchen, ihre Interessen als „berechtigte“  und deren Befriedi­
gung als eine Forderung der Gerechtigkeit darzustellen.7 N aturrech t­
liche A rgum entation hätte sich also un ter Absehung vom teleologischen 
Essentialismus, der nu r die je  eigenen V orurteile m it dem  Willen Gottes 
verwechselt, vor allem auf zwei F ixpunkte zu richten: Zum einen auf 
die gegenseitige Respektierung von Subjekten als verantw ortlichen und 
in diesem Sinne freien M enschen, und zum  anderen auf Berücksichti­
gung der Naturbedingungen im strengen W ortsinne, das heißt auf Be­
achtung des conditio  hum ana und nicht der essentialistischen Physis 
oder der materialistischen Natura.

Für einen beliebig eingeengten N aturbegriff wäre dabei ebensowenig 
Raum wie für einen beliebig ausgedehnten, da der Mensch, der selbst 
ein Teil der N atur ist, sich einerseits nicht von dieser „em anzipieren“ 
kann und andrerseits die von ihm geschaffenen geschichtlichen Bedin­
gungen nicht durch Verweigerung der Erinnerung ignorieren kann.

7.2. Daher gehören auch historische und gesellschaftliche Bedingun­
gen zur „conditio hum ana“ , weshalb eine christliche Soziallehre die 
Gesam theit des Politischen in den Blick nehm en muß. In ihrer her­
köm m lichen Beschränkung auf das Soziale und die Gesellschaft läß t sie 
sich, darin noch immer auf den Früh-Liberalismus als ihren ursprüng­
lichen Gegner fixiert, zugleich jene falschen Frontstellungen aufzwin­
gen, die dessen heutige Wirkungslosigkeit bedingen. Dabei übernim m t 
die Unterscheidung zwischen naturrechtlich relevanten Bereichen im 
engeren Sinne und der Politik als einem Gebiet eigener Gesetzmäßigkeit 
genau jene Funktion , die im gegenwärtigen Liberalismus der über ihren



Zeitpunkt hinaus beibehaltenen Forderung nach der Trennung von 
Staat und Gesellschaft zukom m t.

Die christliche Soziallehre versperrt sich auf diese Weise den Blick auf 
die Strukturw andlungen m oderner Gesellschaften und verpaßt dam it 
zugleich die M öglichkeiten, ihren eigenen G rundprinzipien in einer 
einleuchtenden Weise auf die gegenwärtigen Probleme anzuwenden.

Ob nämlich die S trukturen entwickelter Industriegesellschaften und 
der Verlauf poütischer Prozesse noch durch das begriffliche Hilfsmittel 
der Gegenüberstellung von Staat und Gesellschaft beschrieben werden 
können (und ob daher eine sinnvolle gesellschaftspolitische Strategie 
noch auf die Abgrenzung korporativer Einflußm öglichkeiten gerichtet 
sein kann), sollte m ittlerweile doch mindestens fraglich erscheinen. 
Vieles spricht dafür, die Vorstellung einer säuberlichen Scheidung 
öffentlich-rechtlicher Sphären einerseits und privatrechtlich bestim m ter 
Bereiche andererseits, zugunsten eines Modells zeitlich und räumlich 
wechselnder Politisierung und Entpolitisierung verschiedenster Sektoren 
der Gesellschaft zu verabschieden.

Jedenfalls dürfte als Schutz vor to taler politischer Funktionalisierung 
in den Industriegesellschaften etw a ein nach festen Gegenstandsbe­
reichen bestim m ter Begriff des „ö ffen tlichen“ weit weniger geeignet 
sein, als eine neue Betonung der G rundrechte. Eine solche Differenzie­
rung, die vom Politisierungsvorbehalt individueller Rechte, sta tt vom 
Gegenstandscharakter gesellschaftlicher Bereiche ausginge, hätte  zudem  
den Vorteil, entgegen der Tendenz zur Remediatisierung des Einzelnen 
durch gesellschaftliche M achtkonzentrationen wieder den einzelnen 
Träger personaler Rechte als politisches Subjekt in den Blick zu rücken.

Will m an einen vertrauten Begriff der christlichen Soziallehre ge­
brauchen, so geht es darum , das Subsidiaritätsprinzip un ter dem  Aspekt 
der individuellen Freiheit neu zu bestim m en, es also nicht als ein M ittel 
der einmaligen und endgültigen Zuordnung gesellschaftlicher Bereiche 
sondern als einen ständigen und stets neu zu begründenden Vorbehalt 
gegenüber einem faktisch to talen  und tendenziell to talitären  politischen 
Prozeß zu begreifen.

7.3. Wenn daher un ter solchen Bedingungen von einer christlichen 
Soziallehre verlangt wird, sie solle sich auf die Gesam theit der poli­
tischen und gesellschaftlichen Strukturbedingungen, also auf die Quali­
tä t einer Ordnung einlassen, so kann dam it keineswegs gemeint sein, 
daß die christliche Soziallehre oder die Kirche zu allem und jedem  
Stellung nehm en oder gar verbindliche Weisungen erteilen sollte. Die
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Einbeziehung des gesamten politischen Bereichs besagt vielmehr, daß 
dem Christen das Gewissen geschärft w erden sollte für die Bedeutung, 
die die Gestaltung der politischen und gesellschaftlichen Ordnungen 
insgesamt für die beiden oben genannten G rundforderungen natur­
rechtlichen Denkens besitzt. Gerade wenn Politik als eine Gesam theit 
begriffen wird, wenn also die Bedeutung der Form en gesehen wird, ist 
es möglich, auf das Gewissen des einzelnen Christen zu setzen und im 
Sinne des Zweiten Vatikanischen Konzils zu unterscheiden „zwischen 
dem, was die Christen als einzelne oder in Verbänden im eigenen 
Namen als Bürger, die vom christlichen Gewissen geleitet werden, tun, 
und dem, was sie im Namen der Kirche zusammen m it ihren O berhirten 
tu n .“ 8

In dem Maße, in dem die christliche Soziallehre zwar die Gesam theit 
des Politischen als Gegenstand verantw orteten christlichen Denkens und 
Handelns bezeichnet, die konkreten Urteile aber weitgehend der Gewis­
sensentscheidung der einzelnen Christen überläßt, kann sie auch ihre 
unverzichtbare ideologiekritische Aufgabe übernehm en. Anerkennung 
der Politik wäre daher indentisch mit der Möglichkeit, der Politik ihren 
instrum entalen C harakter korrigierend vorzuhalten und eine christliche 
Gesellschaftskritik von der innerweltlichen Teleologie einer „politischen 
Theologie“ oder „Theologie der Befreiung“ zu unterscheiden.

7.4. Sicher weisen die Verteidiger einer „Theologie der Befreiung“ zu 
Recht darauf hin, daß m an stets die Unterschiedlichkeit der V erhält­
nisse in den Industrieländern und  den sogenannten Entwicklungslän­
dern  beachten  müsse. Das Faktum , auf das dabei verwiesen wird, ist so 
unbestritten wie seine theoretisch-system atische Bedeutung. Eben des­
halb dürfte es aber auch an der Zeit sein, die theoretischen Konsequen­
zen nicht nur in einer R ichtung zu ziehen und mindestens zwei 
Schlußfolgerungen zu berücksichtigen:

7.4.1. Erstens kann die Beobachtung einer Gleichzeitigkeit des 
Ungleichzeitigen wohl nicht bedeuten, daß es für jeden K ontinent eine 
eigene (und andere) christliche Soziallehre geben sollte. Die Lösung des 
Dilemmas dürfte also nur darin bestehen, daß m an sich auf Grund-Sätze 
im wörtlichen Sinne zu beschränken hat und ansonsten auf die 
V erantw ortung der regionalen Kirchen und der Gläubigen setzen m uß. 
Die Kirche hä tte  also weder auf die unbedingte Verteidigung bestehen­
der, noch auf die Herbeiführung neuer Ordnungen zu setzen, sondern 
ihre Aufgabe in der „Stabilisierung“ der Individuen zu sehen, denen sie 
Kriterien der Urteilsbildung bietet.
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7.4.2. Zweitens aber bleibt gegenüber dem Begriff der Befreiung auch 
bei Anerkenntnis unterschiedlicher Bedingungen der generelle Einwand 
bestehen, daß er eine Geschichtsteleologie beinhaltet, die den christ­
lichen Vorbehalt einer Relativierung der Politik n ich t m ehr erlaubt. Die 
Verpflichtung auf das Ziel der innerweltlichen Befreiung kennt nur 
noch die Unterscheidung zwischen den Anhängern des moralisch einzig 
maßgeblichen Endzwecks und den moralisch m inderwertigen Gegnern 
der Menschheitsbestimmung. Sie stellt daher das genaue Gegenteil einer 
christlichen Welt- und Politikauffassung dar.

Es ist dieser eine V orbehalt, der grundsätzliche Behauptungen der 
Unvereinbarkeit zwischen christlichem Glauben und politischen Ideen 
einzig zu begründen vermag. Zugleich verpflichtet aber diese sich auf die 
Welt einlassende Reservatio den Christen zur Haltung eines freien 
Christenmenschen. In diesem Sinne gilt auch, Nell-Breuning zum T ro tz, 
die Auffassung Wilhelm Röpkes, ein guter Christ sei „ein Liberaler, der 
sich dessen nur nicht bew ußt ist“ . Der Satz wäre allerdings dahingehend 
zu erweitern, daß ein guter Christ ein Liberaler sei, der es sich nicht 
leisten könne, oder daß eigentlich nur ein Christ ein Liberaler sein 
könne.

8. Gibt es also für den Christen keine Möglichkeit der Verpflichtung 
auf innerweltliche Teleologien, so ist dam it doch, tro tz  der notw endi­
gen Warnung vor eilfertigen Ausschließlichkeitsbehauptungen, eine 
Nähe zu bestim m ten Denkweisen gegeben, deren nähere Bestimmung 
die Behauptung rechtfertigen mag, nur ein Christ könne es sich 
eigentlich leisten, Liberaler (im alten Sinn des Begriffes) zu sein.

Gem eint ist dam it der Denk- und Argum entationsstil solcher Philo­
sophien und Wissenschaftsauffassungen, die m an verallgemeinernd als 
„dualistisch“ bezeichnen könnte.

T ro tz aller gerade im katholischen Bereich ( und auch in zahlreichen 
Schriften zur christlichen Soziallehre) verbreiteten Polemik gegen die 
W ertneutralität der pluralistischen Dem okratie und des „positivisti­
schen“ Wissenschaftsverständnisses könnte die christliche Soziallehre in 
den verschiedensten Richtungen dieser A rt, in denen sie bislang eher den 
Gegner zu erkennen gew ohnt ist, Bündnisgenossen in der Abwehr 
gesellschaftspolitischer und historizistischer Vereinnahmungen des m o­
ralisch verantw ortlichen Individuums finden. Wer solche Überlegungen 
anstellt, m uß keineswegs blind für die Gefahr sein, daß Pluralismus aus 
dem Charakter einer M ethode der Friedenssicherung Umschlägen kann 
in eine Weltanschauung. Doch sollte sowohl die abstrakt-theoretische
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wie auch die historische Betrachtung des Problems zeigen, wie verkehrt 
es wäre, deshalb in der Beurteilung solcher Denkansätze von vornherein 
den weltanschaulichen Charakter zu unterstellen. Wie bereits der allge­
meine Charakter pluralistischer Denkansätze die Em pfehlung nahelegt, 
daß derjenige, dem es darum  zu tun  ist, den Pluralismus in den Grenzen 
einer M ethode zu halten, seinerseits dessen dualistischen Charakter 
bestätigend und verstärkend aufgreifen sollte, so zeigt schließlich auch 
die reiche Erfahrung, die die Kirche in der Auseinandersetzung mit den 
wissenschaftlichen Versuchen der W eltinterpretation sammeln konnte, 
die Vorzüge eines solchen Verhaltens. Die Kirche, die immer wieder in 
die Konkurrenz m it solchen „In terpretam enten“ gestellt wurde, konnte 
sich als Institu tion  der Sinngebung vor allem dadurch behaupten , daß 
sie solche Erklärungssysteme jeweils doch nach einiger Zeit (und 
einigem Widerstreben) als legitime wissenschaftliche Fragestellung und 
M ethode anerkannte, wom it es ihr gelang, ihre K onkurrenten in deren 
weltanschaulichem Anspruch erfolgreich zu unterlaufen.

Neben m anchem anderen, was m ittlerweile zu Recht gegen die 
G rundannahm en der Säkularisierungstheorie vorgebracht w urde,9 sollte 
also auch einmal gefragt werden, ob die Kirche nur als Opfer oder 
vielleicht doch auch als N utznießer der P luralität von Sinngebungs­
systemen gelten darf. Im m erhin hegt die V erm utung nahe, daß es der 
Kirche durch das oben angedeutete Verhalten nach dem  Verlust ihres 
Legitim ationsmonopols wenigstens gelang, an der „Säkularisierung“ 
auch aller konkurrierenden W elterklärungen kräftig m itzuwirken und so 
die verlorene Möglichkeit der verbindlichen G esam tdeutung wenigstens 
nicht au f andere Deutungssystem e übergehen zu lassen.

Die Übertragung dieser Überlegungen auf das Problem der Wert- 
haftigkeit politischer Ordnungen liegt auf der Hand. Wenn allgemeinver­
bindliche Sinnstiftung und deren legitimierende Anwendung auf alle 
Ebenen gesellschaftlicher und politischer Ordnung nicht m ehr möglich 
ist, wenn also der Satz „veritas, non auctoritas facit legem“ nicht mehr 
gilt, dann sollten die V ertreter der veritas auch dualistisch argum entie­
ren und alles daran setzen, daß veritas und auctoritas als zwei verschie­
dene Dinge behandelt werden. Wer vermeiden will, daß der Satz sich in 
die un ter m odernen Verhältnissen einzig mögliche Gleichsetzung von 
veritas und auctoritas verwandelt, nämlich in die Form  seiner to ta litä­
ren Umkehrung, also der Ableitung der Wahrheit aus der M acht, der 
wird gut daran tu n , dem okratisch legitimierte Entscheidung und wissen­
schaftliche Richtigkeit als zwei denkbare A rten der auctoritas von der
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veritas sowohl zu unterscheiden, wie auch diese von solchen au torita ti­
ven Stützen unabhängig zu halten.

Diese A utoritäten  oder einzelne ihrer Entscheidungen un ter Berufung 
auf veritas in Frage zu stellen, wird jedenfalls nur dann noch möglich 
sein, wenn veritas und auctoritas nicht schon identisch sind.

9. Angesichts der im christlichen Bereich traditionell bestehenden 
(und neuerdings von linkshegelianischen Theologien wiederbelebten) 
A ffekte gegen dualistische Wissenschafts- und Politikauffassungen wäre 
also zu fragen, ob solche dualistischen Denksysteme nicht in den 
entscheidenden Fragen einer christlichen Soziallehre m it der christ­
lichen Auffassung der Welt übereinstim men. Kann m an sie nicht als die 
wissenschaftstheoretische Umschreibung dessen begreifen, was im Laufe 
der in den vergangenen Jahren  geführten Diskussion um  Christlichkeit 
oder Unchristlichkeit der „Theologie der Befreiung“ und der „politi­
schen Theologie“  als die Aufgabe deutlich geworden ist, das Spannungs­
verhältnis zwischen Imm anenz und Transzendenz auszuhalten und 
keinen der beiden Pole zu vernachlässigen?

10. Gegenüber der wissenschaftlichen und politischen auctoritas im 
Ganzen wie auch gegenüber den einzelnen Entscheidungen dieser 
m ethodisch-instrum entalen Systeme, verlangt also der Aspekt kirch­
licher Einheit im Nötigen bei Freiheit und V erantw ortlichkeit der 
Gläubigen und der regionalen Kirchengliederungen im Sonstigen die 
Beschränkung auf Grund-Sätze. Deren oberster sollte darin bestehen, 
daß der Christ sich auf die Welt einlassen kann und m uß, ohne sich ihr 
auszuliefern.
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DIE MANAGERSEMINARE 
DER INTERNATIONALEN STIFTUNG HUMANUM

Das Interesse der Stiftung Hum anum  konzentriert sich auf die w eltan­
schaulichen Hintergründe der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. 
U nter diesem Betracht organisiert die Stiftung ihre Managerseminare. 
Im Unterschied zu den sog. Führungsseminaren, die technologische Er­
kenntnisse verm itteln wollen, behandeln die von Hum anum  veranstal­
te ten  Managerseminare Grundfragen der Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung wie auch der Politik. Ein Unternehmens- und Personalchef 
kann sich heute nicht m ehr davon dispensieren, nach den tieferen 
Grundlagen der freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
zu fragen. Er m uß wissen, welche Probleme in der Gesellschaft von 
heute diskutiert werden. Die jungen Leute, die von den Bildungsan­
stalten in den Beruf schreiten, bringen diese Probleme m it in den Be­
trieb. Ein Personalchef, der z. B. nichts weiß von den weltanschauli­
chen Hintergründen des Neomarxismus, mag den in seinem Betrieb 
arbeitenden Marxisten vielleicht m it Argum enten der etablierten Ge­
sellschaft antw orten. Diese verfehlen aber die eigentliche Problematik. 
Um einem M arxisten zu entgegnen, m uß man die logisch aufgebaute 
Ideologie des Marxismus kennen. Man m uß ihn zum indest auf dem glei­
chen Niveau weltanschaulicher Tiefe treffen, d. h. ihm  die einzig mög­
liche Alternative der freien Gesellschaft in einer Weise vorstellen, daß er 
sein hum anitäres Anliegen voll und ganz erfüllt sehen kann, ohne der 
utopischen Verplanung der Gesellschaft zu verfallen. Die Managersemi­
nare wollen diese tiefer begründete Sicht in die freiheitliche W irtschafts­
und  Gesellschaftsordnung verm itteln , indem  sie die verschiedenen Al­
ternativen von ihren letzten ordnungspolitischen Ideen aus aufdecken. 
Darin liegt das Charakteristikum  der Managerseminare von Hum anum , 
die alles andere sein wollen als nur Ausbildung im unternehm erischen 
und  betrieblichen Führungsstil im üblichen Sinn. Die Teilnehm er der 
bisherigen Seminare waren dankbar für diese tiefsichtige Erweiterung 
ihres Horizontes. Das Them a des nächsten Seminars lautet:

DIE WIRTSCHAFTSORDNUNG IN DER PLURALISTISCHEN DEMOKRATIE

Interessenten der Managerseminare können sich inform ieren bei: 
Scientia H um ana Institu t, Wesselstr. 10, D-5S Bonn.
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m it einer Einführung von 
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4 Bände, XXXII, 3296 Seiten, geb. DM 769,25

Die D okum ente sind systematisch geordnet, dam it der Leser einen besseren Über­
blick über die einzelnen Them en erhält. Die Einteilung entspricht dem dreibändi­
gen D okum entenw erk, das A. F. Utz (zusammen m it J .  F. Groner) über Pius XII. 
veröffentlicht hat: „Soziale Summe Pius’ X II.“ . Die D okum ente Pius’ XII. befinden 
sich natürlich nicht m ehr in dem vorliegenden Werk. Sonst hä tte  m an sta tt vier 
sieben oder m ehr Bände herausbringen müssen. Das vorliegende Dokum entenw erk 
h a t den Vorteil, daß es nicht nur die Übersetzungen, sondern auch den U rtext bie­
tet. Dies ist nam entlich für die früheren Dokum ente, die nur sehr schwer zugänglich 
sind, von großer Bedeutung. Der vierte Band en thält wertvolle Register: A nalyti­
sches Verzeichnis der Dokum ente, Chronologisches Verzeichnis der hauptsäch­
lichsten Dokum ente über soziale Fragen, auch solcher, die nicht in das Dokum en­
tenwerk aufgenomm en worden sind, Personenverzeichnis, Alphabetisches Sach­
verzeichnis. Ein einzigartiges, konkurrenzloses Standardwerk.
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